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Das Preußiſche Miniſterium für Volkswohlfahrt 
Ein Nachruf und ein Bekenntnis! 


Mit dem 1. Dezember dieſes Jahres iſt das Preußiſche Minijterium für Volkswohlfahrt 
auf Grund der Verordnung vom 29. 10. 1932 aufgelöſt worden. Wit dieſer Maßnahme iſt 
dem Drängen einer öffentlichen Meinung Genüge getan worden, deren Stimmkraft und leider 
auch Einfluß in einem offenbaren Mißverhältnis zu dem wirklichen Volkswillen ſteht, 
wie er in der Zuſammenſetzung des Preußiſchen Landtages, ebenſo wie des jüngſt gewählten 
Reichstages in die Erſcheinung tritt. Die Angriffe gegen das Preußiſche Volkswohlfahrts— 
miniſterium, die von dieſem zahlenmäßig kleinen Teil der Geſamtheit ausgingen, richteten ſich in 
erſter Linie gegen die Wohnungsabteilung des Winiſteriums, ſei es, daß ſie die bisherige 
Tätigkeit des Miniſteriums für ſchädlich, verfehlt oder überflüſſig bezeichneten, ſei es, daß ſie die 
weitere Notwendigkeit des Winiſteriums beſtritten mit der Begründung, daß ſeine Aufgaben 
erfüllt ſeien. 

Unkenntnis der wirklichen Verhältniſſe tritt in beiden Anſichten zu Tage, darüber hinaus 
in der erſten eine Andankbarkeit, welche dazu zwingt, dem Preußiſchen Miniſterium für Volks— 
wohlfahrt und den Männern, die an feiner Spitze als Führer oder in feinen Reihen als 
Sachbearbeiter treueſte Arbeit geleiſtet haben, hier in aller Oeffentlichkeit den Dank der ganz 
großen Mehrheit des preußiſchen Volkes für ihr Wirken zum Ausdruck zu bringen. 


Das Preußiſche Minifterium für Volkswohlfahrt wurde im Wai 1919 errichtet, und über— 
nahm mit den Aufgaben zugleich die Perſon des Staats— (und Reichs-) Kommiſſars für das 
Wohnungsweſen, den Geheimen Regierungsrat Scheidt, der vom erſten bis zum letzten Tage 
das Volkswohlfahrtsminiſterium als Staatsſekretär geführt hat. Zum Minifter für Volkswohl— 
fahrt wurde Adam Stegerwald berufen, dem als zweiter und einſtweilen letzter preußiſcher 
Minifter für Volkswohlfahrt im Jahre 1922 Heinrich Hirtſiefer im Amte folgte. 

Zwei Worte bezeichnen die Aufgaben, denen das Winiſterium gegenüberſtand, zwei Worte, 
die zugleich zwei furchtbare Geißeln für das Volk bedeuten, die Worte: Wohnungsnot und 
Wohnungselend. Beider Erſcheinungen iſt das Volkswohlfahrtsminiſterium nicht Herr geworden 
dazu war feine Daſeinszeit zu kurz; aber in der Bekämpfung beider hat es unerhörte Leiſtungen 
vollbracht, deren Ausmaß und Bedeutung erſt eine ſpätere Zeit voll verſtehen wird. Es überläßt 
ſeinem Nachfolger, dem Preußiſchen Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit, anſtelle des über— 
nommenen chaotiſchen Trümmerfeldes einen ſauber geordneten Baugrund, auf dem weiter zu 
bauen Aufgabe dieſes Winiſteriums fein wird. 
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1 160 000 neue Wohnungen find in Preußen mit öffentlichen Mitteln in der Nachkriegszeit 
errichtet worden. Um hunderttauſende bleibt dieſe Zahl hinter dem wirklichen Bedarf zurück, wenn man 
als das ſoziale Ziel die ſelbſtverſtändliche Forderung aufſtellt, daß jeder Haushaltung grund— 
ſätzlich auch eine eigene Wohnung zuſtehen muß. Und wenn heute unter dem Druck der Kriſe 
auch die Haushaltungen wieder zu mehreren in einer Wohnung zuſammenrücken, ſo wiſſen wir doch, 
das dies Zuſammenrücken in zahlreichen Fällen die Zerſtörung des Familienlebens und die 
gewollte Kinderloſigkeit zur Folge hat. Wohnungsnot iſt des kommenden Geſchlechts Tod. 


Ueber 1 Million Neubauwohnungen bedeuten alfo über 1 Million lebensfähige Familien. 


Aber nicht daß, ſondern wie dieſe Wohnungen geſchaffen wurden, iſt das unſterbliche 
Verdienſt des Preußiſchen Volkswohlfahrtsminiſteriums. Luft, Licht und Sonne hatte der 
ſtädtiſche Wohnungsbau der Vorkriegszeit mit ſeinen berüchtigten Maſſen-Wietskaſernen der 
Induſtriebevölkerung der Städte geraubt. Luft, Licht und Sonne auch für die wirtſchaftlich 
Schwachen, das war die Parole, mit der das Preußiſche Volkswohlfahrtsminiſterium an den 
Wohnungsbau der Nachkriegszeit heranging. Luft, Licht und Sonne hunderttauſenden von 
deutſchen Familien, Willionen von deutſchen Menſchen gebracht zu haben, das Recht auch des 
letzten Proletarierkindes auf Luft, Licht und Sonne zur unbeſtrittenen Selbſtverſtändlichkeit erhoben 
zu haben, das iſt das unſterbliche Verdienſt des Preußiſchen Volkswohlfahrtsminiſteriums. 


Soll unſere ganze hoch gerühmte Ziviliſation einen Sinn haben, ſo kann es nur der ſein, 
die Wenſchen nicht zu Sklaven, ſondern zu Herren und Nutznießern der Wirtſchaft zu machen, 
d. h. die WMenſchen in ihrer Geſamtheit, nicht nur einzelne wenige Menſchen. Daß neben Eſſen 
und Kleidung die Wohnung das wichtigſte und urſprünglichſte Bedürfnis der Familie zu decken 
beſtimmt iſt, daß von der Art der Deckung dieſes Bedürfniſſes die Geſundheit, die Sittlichkeit, 
aber auch die Einſtellung des Menſchen zum Staat unmittelbar abhängig ſind, das hatte die 
Vorkriegszeit, auch hier über die Faulheit des Kerns durch den äußeren Glanz nur allzugern 
getäuſcht, vergeſſen. Wenn heute im Wohnungsbau ein neuer Geiſt herrſcht, wenn heute das 
Recht auf Luft, Licht und Sonne als eines der ewigen, unveräußerlichen und unzerbrechlichen 
Rechte des Volkes anerkannt iſt, ſo lebt in dieſem Wandel der Anſchauungen der Geiſt 
des Preußiſchen Volkswohlfahrtsminiſteriums fort, und dieſem Geiſte wollen wir Treue 
halten bei der kommenden Arbeit. 


Juſtus von Gruner 
Vorſtand des Reichsverbandes der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften. 


An die Leſer! 


Da die meiſten Leſer nunmehr die Zeitſchrift durch das Poſt⸗ 
zeitungsamt zugeſtellt erhalten, iſt es aus techniſchen Gründen 
zweckmäßig, den Jahrgang der Zeitſchrift mit dem Kalender— 
jahr zuſammenzulegen. Wir beginnen daher mit dem nächſten 
Heft den 15. Jahrgang. Das Inhaltsverzeichnis des abge⸗ 
ſchloſſenen 14. Jahrgangs liegt bei. 

Schriftleitung und Verlag 
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Die deutſche Bevölkerungsentwicklung 
und die Wohnungs: und Siedlungsaufgaben der Zukunft 


Von Dr. Friedrich Burgdörfer, Direktor beim Statiſtiſchen Reichsamt, Berlin. 


J. Die „bereinigte“ Lebensbilanz des deutſchen 
Volkes. 

Seit drei Jahrzehnten vollzieht ſich im Deutſchen 
Reich ein Geburtenrückgang, wie er in 
gleichem Ausmaß und in gleicher Schärfe in kei⸗ 
nem andern Land bisher ſtatiſtiſch feſtzuſtellen 
war. Die Zahl der Lebendgeborenen, die um die 
letzte Jahrhundertwende innerhalb des Deutſchen 
Reichs ſich auf über 2 Millionen belief, iſt bis 
zum Jahre 1931 auf rund 1 Million abgeſunken 
und fie wird im laufenden Jahr (mit ſchätzungs⸗ 
weiſe etwa 970 000) zum erſten Male nicht un⸗ 
erheblich unter der Grenze von 1 Million zurück- 
bleiben. Die Zahl der Geburten iſt alſo in knapp 
drei Jahrzehnten auf weniger als die Hälfte ab⸗ 
geſunken. 5 

Dabei muß man berüdjichtigen, daß die Ein⸗ 
wohnerzahl des Reiches im Jahre 1931 um 8,2 
Millionen größer war als im Jahre 1901 (65 gegen 
57 Millionen), daß die Geſamtzahl der gebär⸗ 
fähigen Frauen ſich von 1901 bis 1931 von 12,8 
auf 16,7 Millionen, alſo um 4 Millionen, ins⸗ 
beſondere die Zahl der gebärfähigen Ehefrauen 
von 6,4 auf 8,4 Millionen, alſo um 2 Millionen 
oder 31% (!) erhöht hat. Trafen um die Jahr⸗ 
hundertwende auf je 1000 Einwohner noch rund 
36 Lebendgeborene jährlich, ſo 1931 nicht mehr 
ganz 16, alſo weniger als die Hälfte. Wenn ich 
noch hinzufüge, daß die Geburtenziffer des Deut- 
ſchen Reichs unter die von Frankreich abgeſunken 
iſt (16 im Deutſchen Reich gegen 17,4 a. T. in 
Frankreich) und wenn ich weiter die Tatſache er⸗ 
wähne, daß unſer öſtlicher Nachbarſtaat, Polen, 
bei nur halb ſo großer Einwohnerzahl annähernd 
ebenſo viele, im Jahre 1932 wahrſcheinlich ſogar 
noch mehr Geburten aufzuweiſen hat wie das 
Deutſche Reich, ſo dürfte das zur allgemeinen Cha⸗ 
rakteriſierung unſerer bevölkerungspolitiſchen Si⸗ 
tuation und der beiſpielloſen Geburtenſchwäche 
des deutſchen Volkes zunächſt genügen. 

Nun iſt freilich auch die Sterblichkeit in 
unſerem Volke in ganz außerordentlichem Maß 
zurückgegangen, aber der Rückgang der Sterblich⸗ 
keit kann längſt nicht mehr gleichen Schritt halten 
mit dem Tempo des Geburtenrückgangs, und ſo 
haben ſich die Geburtenüberſchüſſe ſeit 
der Jahrhundertwende ganz erheblich verringert. 
Hatten wir damals noch Geburtenüberſchüſſe von 
850 000 —900 000 im Jahr, jo übertrafen 1931 die 
Geburten die Sterbefallzahlen nur noch um rd. 
300 000, während 1932 aller Wahrſcheinlichkeit 
nur noch mit einem Geburtenüberſchuß von etwa 
250 000 zu rechnen iſt. In ſpäteſtens 15 Jahren 
werden die Geburtenüberſchüſſe überhaupt aus 


der Lebensrechnung des deutſchen Volkes ver- 
ſchwunden ſein, an ihre Stelle werden Sterbefall⸗ 
überſchüſſe treten wie ſie jetzt ja ſchon in etwa 
20 Groß- und Mittelſtädten zu verzeichnen find. 

Die Tatſache, daß wir heute überhaupt noch Ge⸗ 
burtenüberſchüſſe zu verzeichnen haben, iſt ledig⸗ 
lich aus der Eigenart und Zufälligkeit des Alters⸗ 
aufbaus unſeres Volkes, d. h. einerſeits aus der 
Ueberbeſetzung der vom Tode noch nicht unmittel— 
bar bedrohten mittleren Altersklaſſen (die aus den 
geburtsreichen Jahrgängen der 70er, 80er, 90er 
Jahre ſtammen) und andererſeits aus der rela- 
tiven Unterbejegung der vom Tode am ſtärkſten 
bedrohten Altersklaſſen (Säuglingsalter und 
Greiſenalter) zu erklären. Die Unterbeſetzung des 
Greiſenalters wird ſich aber binnen weniger Jahre 
in eine ungewöhnlich ſtarke Ueberbeſetzung ver— 
wandeln, dann nämlich, wenn die ſtark beſetzten 
Geburtsjahrgänge der 70er, 80er, 90er Jahre in 
das Sterbe-⸗Alter aufrücken. In 25 Jahren wer⸗ 
den wir beiſpielsweiſe ſchon die doppelte Zahl von 
Leuten im Alter von über 65 Jahren haben und 
allein aus dieſer Tatſache wird ſich dann eine Ver⸗ 
doppelung der Zahl der Sterbefälle dieſer Alters⸗ 
klaſſe ergeben, die „Hypothek des Todes“, 
die heute auf unſerem Altersaufbau laſtet, wird 
zur Einlöſung kommen, die Geburtenüberſchüſſe, 
die heute noch ein ſcheinbares Bevölkerungswachs⸗ 
tum vortäuſchen, werden verſchwinden und Sterb— 
fallüberſchüſſe werden — auch bei der rohen red): 
neriſchen Gegenüberſtellung von Geburten und 
Sterbefällen — ganz allgemein in Erſcheinung 
treten. 

Den wahren Ernſt unſerer bevölkerungspoliti⸗ 
ſchen Situation, der heute durch die Eigenart des 
Altersaufbaus verſchleiert wird, kann man aber 
auch ſchon jetzt ſich klar machen, wenn man eben 
jene Zufälligkeiten und Abnormitäten unſeres 
Altersaufbaus ausſcheidet und die Berechnungen 
unter Zuhilfenahme eines „genormten“ Alters⸗ 
aufbaus durchführt. Auf Grund dieſer verfeiner⸗ 
ten Methoden, die ich an anderer Stelle!) ein⸗ 
gehend dargelegt habe, bin ich zu dem Ergebnis 
gekommen, daß ſchon ſeit 1926 die Lebensbilanz 
des deutſchen Volkes mit einem von Jahr zu 
Jahr wachſenden Geburtendefizit 
abſchließt. Setzt man das zur Erhaltung des 
Volksbeſtandes erforderliche Geburten-Soll (S be 
reinigte Sterbeziffer) von 17,4 a. T. gleich 100, ſo 
betrug das 


1) Vgl. F. Burgdörfer, Volk ohne Jugend. = 
ſchwund und Aeberalterung des deulf 1 
körpers. Ein Problem der Volkswirtſchaft, der So⸗ 
zialpolitik, der nationalen Zukunft. Berlin 1932. 
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Defizit in der Lebensbilanz des deutſchen Volkes 


1926 2,3 vH. des Geburten-Golls 
192775 „ 
S „ 
192 „ 

1930 15 


1931 23 ” * ” 

Das heißt: Das deutſche Bolfiftmitjei- 
ner heutigen Geburtenziffer nicht 
mehr in der Lage, ſeinen Beſtand aus 
eigener Kraft zu erhalten. In den 
Jahren 1927 und 1928 fehlte bereits rd. ein 
Zehntel, im Jahre 1929 ein Achtel, im Jahre 1930 
ein Siebentel, und nach den vorläufigen Ergeb— 
niſſen des Jahres 1931 fehlte ſchon faſt ein Viertel 
an den Gebärleiſtungen, die zur bloßen Selbſtbe⸗ 
hauptung und Selbſterhaltung des Volksbeſtandes 
erforderlich geweſen wären. 

Gewiß iſt das eine theoretiſche Berechnung, zu 
der gewiſſe methodiſche Vorbehalte zu machen ſind. 
(Vgl. aaO., S. 26 und S. 438 fg.) Wie ernſt aber 
der reale Hintergrund dieſer Berechnungen iſt, iſt 
auch für den Laien daraus zu erſehen, daß es im 
letzten Jahr bereits 6 deutſche Großſtädte gab, in 
denen auch nach der rohen Berechnungsmethode 
die Zahl der Geſtorbenen größer war als die Zahl 
der Geburten: In Berlin, Dresden, München, AT: 
tona, Hamburg und Braunſchweig wurden im 
Jahre 1931 mehr Särge als Wiegen be⸗ 
nötigt, und es ſteht außer Zweifel, daß immer 
mehr Städte — und nicht nur Großſtädte — fol⸗ 
gen werden. Im erſten Halbjahr 1932 hatten be⸗ 
reits 11 deutſche Großſtädte (Berlin, Hamburg, 
München, Leipzig, Dresden, Breslau, Magdeburg, 
Altona, Braunſchweig, Wiesbaden, Plauen) und 
9 deutſche Mittelſtädte mit über 50 000 Einwoh⸗ 
nern (nämlich Würzburg, Görlitz, Darmſtadt, 
Gera, Liegnitz, Frankfurt a. O., Potsdam, Cott⸗ 
bus und Schwerin) Sterbefallüber⸗ 
ſchüſſe. 

Nach der „bereinigten“ Berechnungsmethode iſt 
das Ergebnis für die Städte geradezu erſchüt⸗ 
ternd. Gemeſſen an dem zur bloßen Beſtands⸗ 
erhaltung erforderlichen Geburten-Soll ergab ſich 
ſchon nach meinen Berechnungen für 1927: 

für Berlin ein Geburtendefizit von (—) 56 v9. 

für den Durchſchnitt der deutſchen 


Großſtädte . r 
für den Durchſchnitt der deutſchen 
Mittel- und Kleinjtädte . (—) 31 v9. 


In Berlin fehlten alſo ſchon damals rund %, 
in den übrigen Großſtädten mehr als % und 
ſelbſt in den deutſchen Mittel- und Kleinſtädten, 
deren Geburtenziffer unter der von Paris und 
London liegt, fehlte rund ein Drittel an dem zur 
bloßen Beſtandserhaltung erforderlichen Gebur- 
ten⸗Soll. 

Nur die Landbevölkerung hat noch ein 
tatſächliches (bereinigtes) Geburtenplus von (+) 
13 09. aufzuweiſen, aber es reicht nicht mehr 


aus, um das gewaltige Defizit der Stadtbevölke⸗ 
rung auszugleichen. Für das Reich im ganzen er⸗ 
gab ſich für das Jahr 1927, auf das ſich dieſe ein⸗ 
gehenden Berechnungen beziehen, bereits ein Ges 
burtendefizit von (—) 9 vH., 1931 ſogar ſchon, 
wie erwähnt, von (—) 23 v9. 


II. die künftige Entwicklung der Reichs⸗ 
bevölkerung. 

Eine ſo ſchwere biologiſche Unterbilanz wirkt 
ſich natürlich nicht ſofort auf die Bevölkerungs⸗ 
zahl aus, denn die Bevölkerung beſteht ja praktiſch 
aus rund 80 bis 100 Geburtsjahrgängen und die 
früheren Jahrgänge waren durchweg ſtark beſetzt 
und gerade die ſtärkſtbeſetzten ſtehen gegenwärtig 
in den beſten Jahren. In der Bevölkerungszahl 
wird das heute ſchon vorhandene biologiſche Ge— 
burtendefizit äußerlich ſichtbar erſt dann zum Aus⸗ 
druck kommen, wenn jene ſtark beſetzten Jahrgänge 
in das Alter des Abſterbens aufrücken, ſo daß 
dann mehr Menſchen ſterben als gleichzeitig ge= 
boren werden. 

Eine beſtimmte Vorausſage darüber, wie ſich 
Geburtenhäufigkeit und Sterblichkeit und damit 
die Bevölkerungszahl in Zukunft entwickeln wird, 
läßt ſich ſelbſtverſtändlich heute nicht geben, zumal 
die Entwicklung von den verſchiedenſten, heute 
noch nicht zu überſehenden Umſtänden abhängt. 
Aber man kann doch auf der Grundlage einer 
ſorgfältigen Analyſe unſerer heutigen bevölke— 
rungspolitiſchen Lage verſuchen, ſich ein unge⸗ 
fähres Bild von den Tendenzen der Entwicklung, 
von der vorausſichtlichen Dynamik der Bevölfe- 
rungsentwicklung zu machen. Das Statiſtiſche 
Reichsamt hat ſolche Berechnungen unter verſchie⸗ 
denen Annahmen über die Geburtenentwicklung 
durchgeführt.!) Hier muß ich mich darauf be- 
ſchränken, die Hauptergebniſſe desjenigen Entwick⸗ 
lungsfalles (B) mitzuteilen, der nach der Lage 
der Dinge die meiſte Wahrſcheinlichkeit für ſich 
hat. In dieſem Entwicklungsfall wird angenom- 
men, daß die Geburtenhäufigkeit etwa noch bis 
zur Mitte dieſes Jahrhunderts alljährlich um 
1 09. zurückgeht und dann konſtant bleibt auf 
einer Ebene, die um 25 vH. unter der Geburten- 
häufigkeit des Ausgangsjahres der Berechnungen 
(1927) liegt. Daß dieſe Annahme keineswegs zu 
peſſimiſtiſch iſt, dürfte die Tatſache beweiſen, daß 
die Geburtenhäufigkeit im Jahre 1931, alſo 
4 Jahre nach dem Ausgangsjahr, bereits um 
17 09. unter dem Niveau von 1927 lag, während 
ſie nach der theoretiſchen Annahme bis dahin erſt 
um 6 v9. abgeſunken ſein ſollte. Das ſchärfere 
Rückgangstempo iſt indeſſen wohl in erſter Linie 
auf die ungewöhnlich ſchwere Wirtſchaftskriſe zu⸗ 
rückzuführen und kann deshalb einſtweilen un⸗ 


) Bezüglich der methodiſchen Einzelheiten darf ich 
auf das amtliche Quellenwerk (Band 401 der Statiſtik 
des Deutſchen Reichs) und mein Buch „Volk ohne 
Jugend“ S. 128 flg. verweijen. 
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berüdfichtigt bleiben. Des weiteren iſt angenom⸗ 
men, daß die günſtigen Sterblichkeitsverhältniſſe, 
wie ſie durch die letzte deutſche Sterbetafel für die 
einzelnen Altersjahre feſtgeſtellt ſind, die gleichen 
bleiben. Hier iſt vielleicht noch eine kleine Beſſe⸗ 
rung, namentlich für das Säuglingsalter, zu er⸗ 
warten; ſie dürfte das ſchärfere Tempo des Ge⸗ 
burtenrückgangs wenigſtens bis zu einem gewiſſen 
Grade ausgleichen, im übrigen aber das Geſamt⸗ 
ergebnis der Berechnungen kaum berühren. 

Nach dieſer Annahme würde nun die höchſte Be⸗ 
völkerungszahl des Reichs bereits um das Jahr 
1945 mit 6734 Millionen, alſo ſchon in 12 bis 
15 Jahren, erreicht ſein. Dann beginnt die Stag⸗ 
nation und bald darauf die effektive Schrumpfung 
der Volkszahl. Sie hält ſich anfang⸗ noch in eini⸗ 
germaßen erträglichen Grenzen: 1960 würden wir 
nach dieſer Berechnung immerhin noch mit 65,7 
Millionen, 1975 noch mit 60,1 Millionen Ein⸗ 
wohnern im heutigen Reichsgebiet rechnen kön⸗ 
nen. Im letzten Viertel des Jahrhunderts würde 
aber der Schrumpfungsprozeß raſche Fortſchritte 
machen und am Ende des Jahrhunderts würde ſich 
die Bevölkerungszahl des Reichs ſchon nicht mehr 
ganz auf 50 Millionen, nämlich nur noch auf 
47 Millionen beziffern, ſie würde alſo ſchon um 
18 Millionen weniger betragen als heute. Wir 
würden hierdurch in 70 Jahren ungefähr wieder 
dort ſtehen, wo wir im alten Reich bereits vor 
einem halben Jahrhundert ſtanden und ſollte die 
Entwicklung ungefähr ſo verlaufen, wie es in die⸗ 
ſem Entwicklungsfall angenommen wird (Stabili⸗ 
ſierung der Geburtenhäufigkeit bei 75% ihres 
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Standes von 1927), jo wären wir in weiteren 
50 Jahren etwa wieder an dem Punkt angelangt, 
wo wir ſchon nach Beendigung der Napoleoniſchen 
Kriege (um 1816) ſtanden, nämlich bei rd. 25 Mil- 
lionen Einwohnern. 

Das ſollen ſelbſtverſtändlich keine Prophezeiun⸗ 
gen ſein. Es läßt ſich aber nicht beſtreiten, daß 
dieſen Berechnungen, die ſich übrigens ausſchließ⸗ 
lich auf die natürliche Bevölkerungsentwicklung 
beſchränken und die Frage der Aus- und Einwan⸗ 
derung bewußt außer Betracht laſſen, mindeſtens 
für die nächſten Jahrzehnte ein außerordentlich 
ernſter Sinn innewohntt). Wenn keine 
grundſätzliche Wendung in der Ge- 
burtenentwicklung eintritt — und 
bis jetzt ſind leider keine Anzeichen vorhanden, die 
als reale Anhaltspunkte für eine ſolche Hoffnung 
gelten könnten — ſo ſcheint das Schickſal 
des Bevölkerungsſchwundes und mit 
ihm das Schickſal der Aeberalterung 
des Volkskörpers unvermeidlich zu 
ſein. 


III. Der künftige Wohnungsbedarf im Reich. 


Es dürfte kaum ein Gebiet unſeres Volks-, 
Staats- und Wirtſchaftslebens geben, das von dem 
grundlegenden Wandel, der ſich in unſerer Bevöl- 
kerungsentwicklung vollzieht, unberührt bleibt. 
Insbeſondere wird auch der Wohnungsbedarf und 
der Wohnungsmarkt von dieſer Entwicklung be= 
troffen. Das wird klar, wenn man ſich nicht nur 
die Entwicklung der bloßen Kopfzahl der Bevöl⸗ 
kerung, ſondern die künftige Entwicklung der ein⸗ 
zelnen Altersklaſſen vergegenwär— 
tigt. Auf der Grundlage ein⸗ 
gehender Berechnungen über die 
jeweilige Beſetzung der einzelnen 
Altersjahre und ihrer Gliederung 
nach dem Familienſtand hat das 
Statiſtiſche Reichsamt auch die vor⸗ 
ausſichtliche Entwicklung des Be- 
ſtandes an Ehen und auf dieſer 


50 Grundlage die 
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) Trotz verſchiedener Abweichungen 
30 in Einzelheiten iſt das Ergebnis dieſer 
auf der Baſis von 1927 durchgeführten 
Berechnungen bis jetzt jedenfalls durch 
20 die tatſächliche Entwicklung glänzend 
beſtätigt worden. Nach dem Stand 


10 von Anfang 1932 betrug die Ab— 


weichung der vorausberechneten Ent» 
wicklung nur 28000 Perſonen oder 
0,04% gegenüber dem wirklichen Ver 
lauf der natürlichen Bevölkerungs- 
entwicklung. 
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künftige Entwicklung der Zahl der 
Haushaltungen!) 

errechnet. Dieſe mit aller Sorgfalt durchgeführte 
Berechnung iſt von grundlegender Bedeutung für 
die Beurteilung der Entwicklung des künftigen 
Wohnungsbedarfs. Ihre Ergebniſſe ſind ſelbſt⸗ 
verſtändlich ebenſo wenig Prophezeiungen wie die 
Berechnungen über die Entwicklung der Bevölke- 
rungszahl, ſie geben aber zweifellos die Grund— 
linien der Entwicklung und die Größenordnungen 
des unter beſtimmten Vorausſetzungen zu erwar⸗ 
tenden Wohnungsbedarfs an. 

Nach dieſen Berechnungen wird die Zahl der 
Haushaltungen, die bei der Volkszählung 1925 
15,7 Millionen betrug, und die bis Anfang 1931 
auf 17,3 Millionen berechnet ware), bis zum Ende 
dieſes Jahrzehnts (1940) auf 19,7 Millionen, alſo 
um insgeſamt 2,4 Millionen oder durchſchnittlich 
jährlich um 240 000 anwachſen. Dementſprechend 
wird auch der Wohnungsbedarf im Laufe dieſes 
Jahrzehnts ſich nicht unbeträchtlich erhöhen. Der 
Reinzuwachs an Haushaltungen (Ueberſchuß der 
Haushaltsgründungen über die Haushaltsauf- 
löſungen) wird zwar in dieſem Jahrzehnt nicht 
mehr ganz die Rekordzahl der letzten Jahre (1928 
1930 durchſchnittlich jährlich 320 000) erreichen, er 
wird aber bis zum Jahre 1935 immerhin noch 
durchſchnittlich jährlich ſich auf über 300 000 be⸗ 
ziffern und auch im Jahrfünft 1935/40, in dem die 
ſchwach beſetzten Kriegsgeburtenjahrgänge in das 


) Daß für die Beurteilung dieſes Wohnungs⸗ 
bedarfs die Zahl der Ehen allein nicht maßgebend 
ſein kann, dürfte für jeden unbefangenen, objektiven 
Beurteiler klar ſein; neben den Ehen gab und gibt 
es immer eine nicht unerhebliche Zahl von Haushal⸗ 
tungen, welche von verwitweten, geſchiedenen und 
auch von ledigen Perſonen (mit oder ohne Kindern) 
gebildet werden und welche eigene Wohnungen für 
ſich beanſpruchen. Wurden doch ſchon nach der letzten 
Volkszählung (1925) im Deutſchen Reich nicht weni⸗ 
ger als 4 Millionen verwitwete und geſchiedene Per⸗ 
jonen (darunter 3 Millionen Frauen), von denen er⸗ 
fahrungsgemäß ein großer Teil den eigenen Haushalt 
und die eigene Wohnung auch nach der Ehelöſung 
beibehält, feſtgeſtellt. Die Zahl der Verwitweten 
wird mit der fortſchreitenden Ueberalterung des 
Volkskörpers zweifellos noch erheblich anſteigen. Der 
von einem einſeitigen Intereſſentenſtandpunkt aus 
unternommene Verſuch, den Wohnungsbedarf lediglich 
nach der Zahl der Ehen und der Entwicklung des Ehe⸗ 
ſtandes zu beurteilen, iſt völlig abwegig und irrefüh⸗ 
rend für die Vergangenheit ſowohl, wie für die Zu⸗ 
kunft. Vgl. hierzu mein Buch „Volk ohne Jugend“ 
S. 236, ferner meinen Aufſatz in der Zeitſchrift „Die 
Wohnung“ (Dezember-Heft 1932) ſowie Anmerk. 1 zu 
S. 329 flg.). 

) Dieſe Zahl dürfte allerdings nicht voll erreicht 
worden ſein, da infolge der Wirtſchaftskriſe eine große 
Zahl (rd. 200 000, bis Mitte 1932 rd. 250 000) von 
normalerweiſe zu erwartenden Eheſchließungen vor⸗ 
übergehend aufgeſchoben worden ſind. Es iſt aber da⸗ 
mit zu rechnen, daß der weitaus größte Teil der in 
der irtſchaftskriſe aufgeſchobenen Eheſchließungen 
ae Ba. der Wirtſchaftslage nachgeholt wer⸗ 
en E 
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heiratsfähige Alter aufrücken, immerhin noch 
durchſchnittlich jährlich 200 000 betragen. Im 
ganzen Jahrzehnt 1931/40 iſt, wie gejagt, mit 
einem Zuwachs an Haushaltungen und dement⸗ 
ſprechend mit einem Mehrbedarf an Wohnungen 
von annähernd 2½ Millionen zu rechnen. 

Auch im Jahrzehnt 1941/50 iſt noch mit einer 
weiteren, wenn auch ſchon erheblich ſchwächeren 
Zunahme des Beſtandes an Haushaltungen, näm⸗ 
lich um insgeſamt rd. 700 000 und im Jahrzehnt 
1951/60 mit einer nochmaligen — letzten — Zu⸗ 
nahme um insgeſamt 400 000 Haushaltungen zu 
rechnen. Der Höchſtbeſtand an Haushaltungen iſt 
um das Jahr 1960 mit etwa 20,7 Millionen zu er⸗ 
warten. Erſt dann wird — je nach dem weiteren 
Verlauf der Geburtenentwicklung in den nächſten 
Jahren — mit einem mehr oder weniger ſcharfen 
Rückgang des Beſtandes an Haushaltungen und 
dementſprechend mit einem Rückgang des Woh⸗ 
nungsbedarfs zu rechnen ſein. 

Bei allen Vorbehalten, die grundſäßlich bei ſol⸗ 
chen Vorausberechnungen immer zu machen ſind, 
kann doch — im Hinblick auf die veränderte Struk⸗ 
tur unſerer Bevölkerung und die Dynamik ihrer 
Weiterentwicklung — nicht die Tatſache in Zweifel 
gezogen werden, daß wir gegenüber dem heutigen 
Stand im Laufe der nächſten zwei oder 
drei Jahrzehnte für das ganze Reich 
noch mit einem Zuwachs von 3—3½ 
Millionen Haushaltungen zu rechnen 
haben.!) Dieſe Berechnung hat um jo größere 
Wahrſcheinlichkeit für ſich, als für die Haushalts⸗ 
gründungen der nächſten zwei bis drei Jahrzehnte 
in der Hauptſache nur Perſonen in Betracht kom— 
men, die heute ſchon geboren ſind, ſo daß man alſo 
mit Geburtsjahrgängen zu rechnen hat, deren 
Stärke man genau kennt. Mit einer Stagnation 
oder rückläufigen Entwicklung des Haushaltungs⸗ 
bedarfs iſt ſonach nicht — wie von anderer Seite 
in mißverſtandener und irreführender Ausdeu— 
tung der Ergebniſſe der Bevölkerungsſtatiſtik be⸗ 
hauptet wurde — jetzt ſchon, ſondern erſt in etwa 
zwei oder drei Jahrzehnten zu rechnen. 

Dabei darf auch die weitere Tatſache nicht uner⸗ 
wähnt bleiben, daß rechnungsmäßig der Beſtand 
an Haushaltungen heute um rd. 1 Million größer 
iſt als der Beſtand an vorhandenen Wohnungen 
(17 Millionen Haushaltungen bei 16 Millionen 
Wohnungen), daß alſo — trotz der Rekordbau—⸗ 
tätigkeit der letzten Jahre, die gerade ausreichte, 
um den Rekordzuwachs an Haushaltungen mit 
Wohnungen zu befriedigen — ein ſogenannter 
objektiver Wohnungsfehlbedarf von 
rd. 1 Million beſteht. Der ſubjektive Wohnungs⸗ 
bedarf ſcheint freilich heute reſtlos befriedigt zu 
ſein; doch hängt das zweifellos mit der gegenwär⸗ 
tigen ſchweren Wirtſchaftskriſe, der Maſſenarbeits⸗ 


) die Zahl der Ehen allein wird um rd. 3 Mil- 
lionen zunehmen. 
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loſigkeit und Einkommensſchrumpfung zuſammen, 
die begreiflicherweiſe den ſubjektiven Wohnungs⸗ 
bedarf ſcharf zurückdrängt. Bei Beſſerung der all⸗ 
gemeinen Wirtſchaftslage muß aber damit gerech⸗ 
net werden, daß ein nicht unerheblicher Teil des 
zurzeit latent gewordenen objektiven Fehlbedarfs 
(Haushaltungen ohne ſelbſtändige Wohnung) ſich 
in ſubjektiven Wohnungsbedarf verwandeln und 
auf dem Wohnungsmarkt als zuſätzliche Nachfrage 
— neben dem oben errechneten natürlichen Zu= 
wachsbedarf — erſcheinen wird. Rechnen wir auch 
nur mit der Hälfte des gegenwärtigen objektiven 
Wohnungsfehlbedarfs, der ſpäter als zuſätzliche 
Nachfrage auftreten wird, jo wird zuſammen 
mit dem Zuwachsbedarf im Laufe der 
nächſten zwei oder drei Jahrzehnte 
miteinem Mehrbedarf von rd. 31% bis 
4 Millionen Wohnungen zu rechnen ſein, 
wobei für Abbruch und Sanierungsbedarf noch 
nichts in Anſatz gebracht iſt. 

Die beſondere Schwierigkeit des Problems liegt 
darin, daß wir im Laufe der nächſten 2 oder 3 
Jahrzehnte noch einen nicht unerheblichen Mehr⸗ 
bedarf haben werden, der jedoch in der Hauptſache 
vorübergehender Natur ſein wird; denn 
in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts muß mit 
einer rückläufigen Bevölkerungsentwicklung und 
entſprechend der veränderten Altersklaſſenbeſetzung, 
etwa ab 1960, auchmit einer rückläufi⸗ 
gen Entwicklung des Wohnungsbe- 
darfs gerechnet werden. Es muß alſo im Laufe 
der nächſten 2 oder 3 Jahrzehnte für einen vor⸗ 
übergehend noch anſteigenden Bedarf geſorgt wer— 
den, während im ſpäteren Verlauf der Entwick⸗ 
lung ein Ueberſchuß an unverwertbaren Wohnun⸗ 
gen zu entſtehen droht. Auf dieſe ſpäteren 
Schwierigkeiten muß darum bei allen Gegen- 
wartsaufgaben der Landesplanung, des Städte⸗ 
baus und der Siedlung aller Art ſchon heute ge— 
bührend Rückſicht genommen werden. Das bedeu— 
tet aber nicht, daß überhaupt nicht mehr gebaut 
werden joll!), ſondern daß vorſichtig, planvoll und 


) Dieſen Schluß glaubte C. Nawratzki in einer 
von der Humar-Stiftung des Zentralverbandes der 
Grund» und Hausbeſitzer⸗Vereine herausgegebenen 
Schrift „Bevölkerungsaufbau, Wohnungspolitik und 
Wirtſchaft“ (Berlin 1931) ziehen zu ſollen, und zwar 
nicht etwa bloß für die Zeit des gegenwärtigen kon⸗ 
junkturellen Tiefſtandes, ſondern für die Dauer. So 
einleuchtend dieſe Theſe vom Standpunkt des der⸗ 
zeitigen Hausbeſitzes und im Hinblick auf die aller⸗ 
dings erſt in etwa 3 Jahrzehnten aus der Bevölke⸗ 
rungsſtagnation zu erwartende Bedrohung der Haus⸗ 
beſitzer⸗Rente ſein mag, jo kurzſichtig iſt fie, ſelbſt auch 
von dieſem Intereſſentenſtandpunkt aus, ganz zu 
ſchweigen vom volksbiologiſchen Standpunkt und vom 
Standpunkt des geſamten Volkswohls! Würde durch 
ſolch kurzſichtige Politik der aus der Bevölkerungs- 
ſtruktur ſich zwangsläufig noch ergebende Zuwachs⸗ 
bedarf an Wohnungen nicht befriedigt, ſo würde die 
ſtädtiſche Wohnungsnot auf Jahrzehnte hinaus noch 
erheblich verſchärft werden, was zweifellos den biolo- 
giſchen Verfall der ſtädtiſchen Familien und damit 
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nur an den Standorten wirklichen = 
darfs gebaut wird. 1 u 


IV. Wohnungsbedarf in Stadt und Land. 

Für die Beurteilung der Frage, wo und wie 
künftig gebaut werden ſoll, iſt es wichtig, ſich ein 
ungefähres Bild von den etwa möglichen Entwick⸗ 
lungstendenzen der ſtädtiſchen und der ländlichen 
Bevölkerung zu machen. Eine ſolche Berechnung 
kann ſich ſelbſtverſtändlich nicht auf die natürliche 
Bevölkerungsbewegung (Geburten und Sterbe⸗ 
fälle) beſchränken ſondern muß verſuchen, auch die 
Binnenwanderungen )), welche in der 
Vergangenheit ganz weſentliche Bevölkerungsver⸗ 
ſchiebungen bewirkt haben, entſprechend in Rech⸗ 
nung zu ſtellen. Methoden und Ergebniſſe dieſer 
Berechnungen habe ich in einem umfangreichen 
Gutachten für die Friedrich⸗Liſt⸗Geſellſchaft, das 
demnächſt (im Verlag Kurt Vowinckel, Berlin) 
unter dem Titel „Zurück zum Agrarſtaat? 
Stadt und Land im Licht der Bevöl⸗ 
kerungsdynamik“ als ſelbſtändige Bro- 
ſchüre erſcheinen wird, niedergelegt. 

Die Berechnungen find für folgende drei An- 
nahmen bezüglich der Binnenwanderungen durch⸗ 
geführt: 

Fall I: Völlige Stockung der Binnenwande— 

rung, 
Fall II: Fortſetzung der Binnenwanderung in 
der Richtung und relativen Stärke 
wie im Zeitraum 1925/0, 

Fall III: Reduktion der Binnenwanderung auf 
ein Drittel der relativen Stärke des 
Zeitraums 1925/0. 

Im Falle I, alſo bei völliger Unter- 
bindung der Zuwanderung vom Land 
in die Stadt, würden die Großſtädte, die heute 
rund 19,6 Millionen Einwohner umfaſſen, infolge 
der Unzulänglichkeit ihrer eigenen Fortpflanzung, 


halten iſt, habe i 
er „mein Buch „Volk ohne she 
©. 329 fig, 8 Deutſche Wirtſchaftszeitung 1932, 


Nr. 31 un r. 37, S. 885, ſowie „Die 0 
1932, Heft 9) eingehend dargetan; 1 Page 
hier deshalb nicht weiter darauf zurückzukom⸗ 


men. 


) Von den Ein⸗ und Auswanderungen i i 
Landesgrenzen muß auch in dieſem Fall 3 
abgeſehen werden, da hier eine Vorausſage gänzlich 
unmöglich erſcheint. Es iſt aber wichtig, darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß aller Wahrſcheinlichkeit nach und nach 
dem Beijpiel Frankreichs zu ſchließen (vgl. mein Buch 
Volt ohne Jugend“, S. 333), mit der beginnenden 
fiene ten in 1 Zeit mit dem Ein⸗ 
| { -r tarkeren Einwanderung, in 
in die Städte, zu rechnen ſein dürfte * 
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hinſichtlich der Kopfzahl ſchon jetzt in das Stadium 
der Stagnation eintreten. Sie würden ſich zwar 
bis zum Jahr 1945 noch ungefähr auf der Höhe 
der jetzigen Einwohnerzahl behaupten können 
(19,3 Millionen), dann aber unaufhaltſam und je 
länger, deſto ſchärfer abſinken. Aehnlich würde 
die Entwicklung in den Mittel- und Kleinſtädten 
(mit 10—100 000 Einwohnern) verlaufen. Nur 
das flache Land, d. h. hier die Gemeinden mit 
unter 10000 Einwohnern, würden noch eine Zu⸗ 
nahme ihres Bevölkerungsbeſtandes bis zum Jahr 
1960 aufzuweiſen haben und — trotz des dann 
auch auf dem Land folgenden Rückgangs — bis 
zum Ende des Jahrhunderts ungefähr noch die 
gleiche Einwohnerzahl haben wie heute: 


Bevölkerungsentwicklung bei völliger Unterbindung der 
Wanderungen (Fall I). 


3 Mittel⸗ und ändliche 
Jahr Großſtädte Meraftäbie Pass 
Millionen Millionen Millionen 
1931 19,6 11,8 33,0 
1945 19,3 12,3 36,1 
1960 16,9 11,7 37,1 
1975 13,4 10,3 36,3 
1990 99 8,5 33,7 


Würde dagegen die Abwanderung vom Land 
in die Stadt in dem gleichen Tempo und relativen 
Ausmaß weitergehen wie im Durchſchnitt des 
Zeitraums 1925/30, jo würde das Bild ſich folgen- 
dermaßen ändern: 


Bevölkerungsentwicklung bei Fortdauer der bisherigen 
Wanderungsintenſität (Fall II). 


3 Mittel⸗ und Ländliche 
Jahr Sroßitädte | Kleinſtädie | Gemeinden 
22 Millionen Millionen Millionen 
1931 19,6 11,8 33,0 
1945 22,2 13,3 32,1 
1960 227 13,9 29,1 
1975 25 13,4 25,2 
1990 19,0 12,2 21,0 


Im Falle II würde die Entwicklung ganz aus⸗ 
geſprochenermaßen auf Koſten des Landvolkes 
gehen, ohne daß jedoch die Aufrechterhaltung der 
Stadtbevölkerung durch den ſchweren Eingriff in 
die Subſtanz des Landvolkes auf die Dauer ge— 
ſichert werden könnte. Die Groß- und die Mittel: 
ſtädte würden vorübergehend noch etwas anwach— 
ſen, würden aber gegen Ende des Jahrhunderts 
ſchon wieder auf bzw. unter ihre heutige Bevölke— 
rungszahl abſinken. Die Landbevölkerung da⸗ 
gegen würde in dieſem Fall — trotz relativ hoher 
Fruchtbarkeit — an Zahl ſtark zurückgehen, ſie 
würde im Laufe der nächſten 6 Jahrzehnte von 33 
auf 21 Millionen, alſo um ein volles Drittel zu- 
rückgehen. 


1 
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Fall 1 ſowohl als auch Fall II find vermutlich 
Grenzfälle; die tatſächliche Entwicklung dürfte 
vermutlich zwiſchen beiden liegen. Es iſt kaum 
anzunehmen, daß die Abwanderung vom Land in 
die Städte künftig völlig aufhört, es iſt aber auch 
nicht ſehr wahrſcheinlich, daß ſie in der früheren 
Stärke weitergeht, und zwar deshalb nicht, weil 
wegen des auch auf dem Land feſtzuſtellenden Ge— 
burtenrückgangs der Abwanderungsdrang künftig 
nicht mehr die gleiche Stärke wie früher haben 
wird. Aus dieſen Erwägungen iſt noch eine 
dritte Berechnung durchgeführt, bei der 
angenommen wird, daß zwar die Richtung der 
Binnenwanderung fortbeſtehen bleibt, daß ſich 
aber ihr Ausmaß auf ein Drittel des während des 
Zeitraums 1925/30 beobachteten Standes redu— 
zieren wird. Unter dieſer Annahme würde der 
Eingriff in die Subſtanz der Landbevölkerung 
weniger ſtark ſein, doch würde auch in dieſem Fall 
die Landbevölkerung — trotz ihrer auch in Zu— 
kunft wohl immer noch relativ höheren Fruchtbar— 
keit — vom Jahre 1945 ab fortgeſetzt an Einwoh- 
nerzahl verlieren, vor allem aber würde der Be— 
völkerungsbeſtand der Städte, namentlich der 
Großſtädte, bei ſtark verringerter Zuwanderung 
ſich nach 1945 ſcharf rückläufig entwickeln. Im 
Falle III würde ſich folgendes Zukunftsbild er- 
geben: 


Bevölkerungsentwicklung bei einer auf ein Drittel 
reduzierten Binnenwanderung (Fall III). 


Jahr Großttädte | eintiadte | Gemeinden 
Millionen Millionen Millionen 
1931 19,6 11,8 33,0 
1945 20,3 127 34,8 
1960 8 189 12.5 34.3 
1975 16,4 11,5 32,2 
1990 13,3 10,0 28,7 


Im Falle III würde alſo ſowohl die Land- als 
die Stadtbevölkerung den für das Reich im 
ganzen vorausberechneten Bevölkerungsabſtieg 
mitmachen, das Geburtendefizit der Städte würde 
aber in dieſem Fall viel ſtärker zur Auswirkung 
kommen, als bei unverminderter Fortſetzung der 
Binnenwanderungen. Andererſeits würde aber 
duch eine auf ein Drittel gedroſſelte Binnenwan⸗ 
derung bereits einen ſtarken Eingriff in die Sub⸗ 
ſtanz des Landvolks zur Folge haben und damit 
die natürliche und bis jetzt ergiebigſte Baſis der 
Erhaltung und Erneuerung des Grundſtockes un⸗ 
ſerer Bevölkerung weiter ſchwächen. 

Wie die Entwicklung tatſächlich verlaufen wird, 
vermag niemand heute vorauszuſagen. Soviel 
dürfte jedoch aus der geſamten Dynamik der deut⸗ 
ſchen Bevölkerungsentwicklung und dieſen zahlen— 
mäßigen Ueberlegungen hervorgehen, daß die 
Periode der ſtürmiſchen Großitadt- 
bildung, Großſtadtausdehnung und 
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der forcierten Induſtria⸗ 
liſierung ſichihrem Ende 
nähert und daß auf der Grund⸗ Millionen 
lage der Schrumpfung des Volks⸗ 70T 
körpers ſich eine Rückbildung im 
Sinne einer allmählichen Reagra⸗ 
riſierung anzubahnen ſcheint, die 
freilich durch entſprechende wirt- 
ſchaftspolitiſche Maßnahmen und 
durch Einwanderung volksfremder 
Elemente gehemmt, in ihrer Ge— 
ſamttendenz aber wahrſcheinlich 
auf die Dauer nicht aufgehalten 
werden kann. Dieſe Wandlungen 
der Bevölkerungs- und Wirtſchafts⸗ 
ſtruktur ſind naturgemäß von weit⸗ 
tragender Bedeutung für die künf⸗ 
tige Geſtaltung des Wohnungs⸗ 
marktes und für alle Aufgaben der 
Landesplanung und Siedlung. 
Die Schlußfolgerungen find frei- 
lich nicht ohne weiteres zu ziehen, 
denn für den Wohnungsmarkt 


Kopfzahl als auf die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Bevölkerung an, vor 
allem auf die Stärke der für die 
Eheſchließung und Haushaltsbildung in Betracht 
kommenden Altersgruppen. Faßt man als Re⸗ 
präſentanten dieſer haushaltungsbil⸗ 
denden, d. h. wohnungs bedürftigen 
Bevölkerungsſchicht die Perſonen von 
über 25 Jahren zuſammen, ſo würde ſich folgen— 
des ergeben: 

Vorausſichtliche Entwicklung der haushaltungsbildenden 


(wohnungsbedürftigen) Altersſchicht 1931— 1990 (Meß 
ziffern 1931 — 100): ſchich (Meß 


N Pi Mittel» und] Ländliche 
Jahr Reich Großftädte Kleinſtädte] Gemeinden 
1931 | 100 100 100 | 100 

J. Ohne Binnenwanderung: 

1945 | 115 109 118 119 
1960 | 121 102 122 133 
1975 | 115 85 112 136 
1990 | 100 63 93 129 


II. Binnenwanderung relativ ebenſo ſtark wie 1925—30: 


1045115 124 126 105 
1960 | 121 136 142 102 
1975 | 115 133 143 91 
1990 | 109 118 131 76 
III. Auf ein Drittel reduzierte Binnenwanderung: 
1945 | 115 114 121 114 
1960 | 121 114 129 122 
1975 | 115 102 123 120 
1990 | 100 84 108 109 


Das überraſchende Ergebnis dieſer Berechnun⸗ 
gen!) dürfte die Tatſache ſein, daß ſelbſt in dem 


1) Die näheren Einzelheiten, insbeſondere auch die 
Grundzahlen dieſer Berechnungen befinden ſich in 
Tafel 43 meiner demnächſt erſcheinenden Schrift „Zu⸗ 
rück zum Agrarſtaat?“. 


0 
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Bi J cd 
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1875-1900 
Gemeinden 


Gemeinden Gemei 
mit....Einwohnern 


mit.. F 


RE 
ein Sfd 
Ss 


77 
7 


A 


MIN 


1900 33 45 60 75 90 
Jetziges Reichsgebiet 


unter 10000 


unter 10000 


für die Großſtädte ungünſtigen, zweifellos zu un⸗ 
günſtigen Falle (J) einer völligen Unterbindung 
der Zuwanderung vom Land, die Haushaltungsbil- 
dende Bevölkerungsſchicht und damit der Woh- 
nungsbedarf in den Großſtädten bis 
zum Jahr 1945 noch um mindeſtens 
90H, alſo annähernd noch um ein 
Zehntel zunehmen würde; im Falle II 
würde die haushaltungsbildende Bevölkerungs⸗ 
ſchicht in den Großſtädten ſogar noch um rund ein 
Viertel (+ 24 09.), bis zum Jahr 1960 ſogar um 
mehr als ein Drittel ( 36 vH.) zunehmen. Aber 
auch im Falle III, d. h. bei reduzierter Zuwan⸗ 
derung, würde immerhin noch mit einer Erhöhung 
des großſtädtiſchen Wohnungsbedarfs um 14 v9. 
(bis 1945) zu rechnen ſein, dann allerdings würde 
bis 1960 Stillſtand herrſchen und darauf dann ein 
Rückgang eintreten; jedoch würde auch im Jahr 
1975 der großſtädtiſche Wohnungsbedarf immer 
noch etwas (um 2 09.) höher ſein, als er heute iſt, 
und erſt im letzten Viertel des Jahrhunderts 
würde ein ſcharfer Rückgang einſetzen. 

Auch in den Mittel- und Kleinſtädten 
wird in den nächſten 3 Jahrzehnten noch ein recht 
anſehnlicher Zuwachs an Haushaltungen zu er⸗ 
warten ſein. Hier wird die haushaltungsbildende 
Schicht ſelbſt in dem für die Städte ungünſtigen 
Fall I bis zum Jahr 1960 um 22 vH., in dem für 
die Städte günſtigſten Fall II ſogar um 42 v9. 
und im Falle III immerhin um 29 vH. ſtärker be⸗ 
ſetzt ſein als heute. 

Im ganzen dürfte ſonach — trotz der ungünſti⸗ 
gen Perſpektiven, die ſich für die Entwicklung der 
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Zahl der ſtädtiſchen Geſamtbevölkerung ſchon in 
naher Zukunft ergeben — in den Städten 
noch eine recht anſehnliche Baulei⸗ 
ſtung im Laufe der nächſten 2 oder 3 Jahrzehnte 
zu vollbringen ſein, um den, vor allem noch aus 
den letzten 10 oder 15 Vorkriegs⸗Geburtsjahrgän⸗ 
gen zu erwartenden Zuwachs an Haushaltungen 
mit Wohnungen zu verſorgen. 

Das iſt ſelbſtverſtändlich nur eine ganz ſumma⸗ 
riſche Feſtſtellung. Sie beanſprucht auch nicht mehr, 
als Anhaltspunkte für die Beurteilung der unge⸗ 
fähren Geſamtentwicklung zu geben. Was für die 
Geſamtheit der Städte gelten mag, gilt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht ohne weiteres für jede einzelne 
Stadt. In manchen Städten dürfte der Zeitpunkt 
der Stagnation ſchon eingetreten oder nicht mehr 
fern ſein, in anderen erſt ſpäter als im Geſamt⸗ 
durchſchnitt eintreten. Jedenfalls muß 
grundſätzlich die Frage des Woh— 
nungsbedarfs jetzt überall mit viel 
größerer Sorgfalt geprüft werden, 
als dies in der nun wohl endgültig 
abgeſchloſſenen Periode des ſtürmi⸗ 
ſchen und ununterbrochenen Bevöl- 
kerungswachstums und fortſchrei— 
tender Verſtädterung der Fall war. 

Auch für die praktiſche Durchführung dieſer 
letzten, noch relativ großen Bauleiſtungen, die in 
den Städten auf abſehbare Zeit überhaupt noch zu 
erwarten find, ſollten die Lehren der bevölkerungs⸗ 
dynamiſchen Betrachtung mehr als bisher in Be— 
tracht gezogen werden. Es iſt bei allen einjchlägi- 
gen Planungen zu beachten, daß es ſich vorausſicht⸗ 
lich nur um einen vorübergehenden Mehr⸗ 
bedarf handelt, der noch zu befriedigen iſt. Das 
darf nun nicht bedeuten, daß die noch zu erſtellen— 
den Wohnungen lediglich in Form von provijori- 
ſchen Bauten geſchaffen werden ſollen. Es be— 
deutet vielmehr, daß in den nächſten 
Jahrzehnten wohl die letzte größere 
Gelegenheit kommt, bau- und woh- 
nungspolitiſche Sünden vergange- 
ner Jahrzehnte wieder einiger⸗ 
maßen gutzumachen. Wenn ſpäter — nach 
1960 — ſtädtiſcher Wohnraum überflüſſig werden 
ſollte, dürfte die Zeit gekommen ſein, mit allem 
Ernſt an den Abbruch und die Sanierung der 
ſchlechteſten und häßlichſten Mietskaſernenviertel 
heranzugehen. Bei der Befriedigung des 
jetzt noch zu erwartenden Zuwachs⸗ 
bedarfs ſollten jedoch vor allem be⸗ 
völkerungspolitiſche Erwägungen 
im Vordergrund ſtehen, da nur bei 
ihrer Beachtung vielleicht doch noch 
ein allmähliches Wiedererwachen 
der Regenerationskraft der jetzt 
ſich zur Unfruchtbarkeit verurtei⸗ 
lenden ſtädtiſchen Bevölkerung er⸗ 
hofft werden kann. Es muß ſo gebaut 
werden, daß auch in der Stadt die 


kinderfrohe und kinderreiche Fami⸗ 
lie gedeihen und ſich entfalten kann. 
Darum möglichſt weg von der Miets- 
kaſerne und zurück zur weiträumi⸗ 
gen Wohnweiſe, zum Flachbau, wenn 
irgend möglich zum Eigenheim mit 
Garten! 

Die Gartenſtadt- und Vorſtadtſied⸗ 
lung, nicht minder — als Not- und Uebergangs- 
löſung — die vorſtädtiſche Neben⸗ 
erwerbsſiedlung verdienen ebenfalls vom 
Standpunkt der Bevölkerungspolitik nachdrück⸗ 
lichſte Förderung). Die Auflockerung der Groß— 
ſtädte iſt nicht nur ein Gebot der hygieniſchen und 
ſozialen, ſondern vor allem auch der biologiſchen 
Wiedergeſundung unſeres Volkes. 

Bevölkerungspolitiſch betrachtet wäre freilich die 
idealſte Löſung für die Unterbringung des noch zu 
erwartenden Bevölkerungs- und Haushaltungszu⸗ 
wachſes nicht ſo ſehr die ſtädtiſche und vorſtädtiſche 
Siedlung als vielmehr die ländliche 
Siedlung. Doch ſind dieſem Ideal gerade auch 
von der Bevölkerungsſeite her verhältnismäßig 
enge Grenzen gezogen, auf die zum Schluß noch 
kurz eingegangen werden ſoll. 


V. Möglichkeiten und Grenzen der ländlichen 
Siedlung. 

Nach den oben mitgeteilten Berechnungen würde 
im Falle einer völligen Unterbindung der länd— 
lichen Abwanderung, alſo bei Anſäſſigmachung des 
geſamten Nachwuchſes des Landvolkes in dieſen 
ländlichen Gemeinden (von unter 10 000 Einwoh⸗ 
nern) bis zum Jahre 1960 noch rund 4 Millionen 
Menſchen auf dem Lande zuwachſen und die woh- 
nungsbedürftige Bevölkerungsſchicht auf dem 
Lande würde bis dahin noch um ein gutes Drittel, 
die erwerbsfähige Bevölkerungsſchicht um rund 
ein Fünftel zunehmen. Wollte man nun — ent⸗ 
ſprechend der gegenwärtigen Berufsgliederung in 
den ländlichen Gemeinden — den auf die Lande 
wirtſchaft entfallenden Anteil an dieſem Zuwachs 
an Erwerbsfähigen in der Landwirtſchaft unter⸗ 
bringen (während ein entſprechender Anteil des 
ländlichen Nachwuchſes im ländlichen Gewerbe 
unterzubringen wäre), ſo würde dazu eine Sied⸗ 
lungstätigkeit allergrößten Aus⸗ 
maßes erforderlich ſein. Nach eingehenden Be- 
rechnungen, die ich in der oben erwähnten Schrift 
(„Zurück zum Agrarſtaat?“) durchgeführt habe, 
müßten in dieſem Falle im Laufe der nächſten 
Jahrzehnte rd. 550 000—600 000 Siedlerſtel⸗ 
len neu geſchaffen werden, um den noch zu er— 
wartenden ländlichen Nachwuchs in der angedeu— 
teten Weiſe auf dem Lande anſäſſig machen zu 
können. Bei einer durchſchnittlichen Größe von 
10 Hektar je Siedlung (wie ſie nach der Statiſtik 


) Vgl. M. Pfannſchmidt, Zukunftsaufgabe 
der deutſchen Bauwirtſchaft. Baugilde 1932, Heft 17. 
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der bisherigen Siedlungspraxis entſpricht), wären 
hierfür insgeſamt etwa 6 Millionen Hektar ſied⸗ 
lungsfähiges Land erforderlich; dies bedeutet, daß 
praktiſch neben der Urbarmahung von allem 
kulturfähigen Moor- und Oedland eine nahezu 
reſtloſe Aufteilung aller landwirtſchaftlichen Groß⸗ 
betriebe erfolgen müßte. Die 19 000 Betriebe von 
über 100 Hektar haben zuſammen eine landwirt⸗ 
ſchaftliche Nutzfläche von 5,2 Millionen Hektar. 
Davon müßten — neben der Heranziehung alles 
kulturfähigen Moor- und Oedlandes und des aus 
kleineren Gütern anfallenden Siedlungslandes — 
rund 4,5 Millionen Hektar, alſo faſt das geſamte 
landwirtſchaftliche Nutzland der Großbetriebe, herz 
angezogen werden. 


Auch wenn die Abwanderung vom Lande in die 
Städte bis auf ein Drittel ihres Standes von 
1925/30 abgedroſſelt würde (Fall IT), wäre immer 
noch zur Unterbringung des verbleibenden Nach⸗ 
wuchſes der Landbevölkerung die Schaffung von 
etwa 350 000 400 000 Siedlungen erforder⸗ 
lich. Es wären in dieſem Falle alſo rund 31, —4 
Millionen Hektar ſiedlungsfähiges Land bereitzu⸗ 
ſtellen, d. h. noch mindeſtens 5mal jo viel als bis⸗ 
her auf Grund des Siedlungsgeſetzes von 1919 
bereitgeſtellt wurde!) und etwa Zmal ſoviel, als 
nach dem derzeit geltenden Siedlungsgeſetz (S 13, 
II) überhaupt noch an altem Kulturland aus dem 
Beſtand der großen Güter angefordert werden 


kann. 

Dieſe Zahlen zeigen, welch unge-⸗ 
heure Anſtrengungen erforderlich 
wären, um auch nur entſprechend dem 
Fall III (auf ein Drittel reduzierte 
Abwanderung vom Land) Siedlungs⸗ 
möglichkeiten für einen angemeſſe⸗ 
nen Teil des Nachwuchſes der Land- 
bevölkerung zu ſchaffen. 


Man erſieht daraus zugleich, wie eng die Gren- 
zen für die Möglichkeiten einer Entlaſtung des 
induſtriellen Arbeitsmarktes (und damit auch des 
ſtädtiſchen Wohnungsmarktes) im Wege der 
bäuerlichen Siedlung gezogen ſind, ganz abgeſehen 
davon, daß derartige Maßnahmen nicht von heute 
auf morgen durchgeführt werden können. Durch 
ſtärkere Bevorzugung der ſog. Kleinſtellen als 
Grundlage der Aufſtiegſiedlung würden dieſe 
Grenzen zwar etwas erweitert werden können, 
aber — gemeſſen an dem Millionenheer von Ar⸗ 
beitsloſen — immer noch relativ eng bleiben. 


1) Insgeſamt wurden nämlich in den erſten 12 Jah⸗ 
ren ſeit Inkrafttreten des Reichsſiedlungsgeſetzes bis 
zum Ende des Jahres 1930 750 000 Hektar Siedlungs⸗ 
land von den Siedlungsträgern erworben. Daraus 
waren bis Ende 1930 40 000 Siedlungsſtellen mit ins⸗ 
geſamt 407 000 Hektar Land geſchaffen worden. Außer⸗ 
dem erhielten rd. 75 000 vorhandene Landwirtſchafts⸗ 
betriebe im Wege der Anliegerſiedlung Landzulagen 
im Geſamtbetrag von rd. 100 000 Hektar. 


Damit ſoll ſelbſtverſtändlich die wirtſchafts⸗, 
ſozial⸗ und vor allem die volks- und nationalpoli⸗ 
tiſche Bedeutung der Siedlung nicht im mindeſten 
verkleinert werden. Im Gegenteil! Wer für 
die Beſtandserhaltung des Volkes 
aus eigener Kraft eintritt, wird ge⸗ 
rade unter volks- und nationalpoli⸗ 
tiſchen Geſichtspunkten für eineziel⸗ 
bewußte und möglichſt großzügige 
Siedlungstätigkeit eintreten müſ⸗ 
ſen. 


Indem man ſich aber die natürlichen 
Grenzen der Siedlungsmöglichkei⸗ 
ten klar macht, dürfte es auch klar werden, daß 
— ſo wie die Dinge heute nun einmal liegen — 
die überwiegende Mehrzahl unſerer Arbeitsloſen 
auf Wiedereingliederung in das Wirtſchaftsleben 
nur dann rechnen kann, wenn es gelingt, die In- 
duſtrie wieder in Gang zu bringen. 
Ebenſo dürfte der beſcheidene Zuwachs an Er— 
werbsfähigen, den wir einſtweilen noch etwa bis 
zur Mitte des Jahrhunderts zu erwarten haben, 
auch bei erheblich verſtärkter Siedlungstätigkeit in 
der Hauptſache immer noch auf induſtrielle und 
kommerzielle Beſchäftigung angewieſen ſein. 
Darin liegt gerade die beſondere Schwie- 
rigkeit der Uebergangszeit, in der wir 
ſtehen und die Tragik unſerer Situation, daß man 
zwar mit ziemlicher Sicherheit mit einer ſpäteren 
Schrumpfung des volkswirtſchaftlichen Tragkör⸗ 
pers rechnen muß, daß es aber nichtsdeſtoweniger 
notwendig ſein wird, zuvor noch in den nächſten 
zwei Jahrzehnten für eine Unterbringung des 
vorübergehenden Zuwachſes an Erwerbsfähigen 
durch Ausweitung der Beſchäftigungs- und Unter: 
bringungsmöglichkeiten in unſerer Volkswirtſchaft, 
d. h. praktiſch auch (vielleicht ſogar vorwiegend) 
durch Ausweitung der induſtriellen Beſchäfti⸗ 
gungsmöglichkeiten zu ſorgen. 


Das hat auch für die Wohnungs- und Sied— 
lungspolitik grundſätzliche Bedeutung. Mindeſtens 
in dieſer Aebergangszeit, die — ſoweit man heute 
die Bevölkerungsentwicklung überblicken kann — 
bis zur Mitte des Jahrhunderts dauern dürfte, 
wird man, aufs Ganze geſehen, noch nicht mit 
einer Rückbildung der Großſtädte, freilich auch 
nicht mehr mit einer ſo ſtürmiſchen Ausweitung 
wie früher, aber immerhin doch (von Einzelfällen 
abgeſehen) mit einer beſcheidenen weiteren Aus⸗ 
dehnung zu rechnen haben. Aus volksbiologiſchen 
und nationalpolitiſchen Gründen muß aber ange⸗ 
ſtrebt werden, daß der Verſtadtlichungsprozeß 
nicht über das unbedingt erforderliche Maß hin⸗ 
aus etwa auf Koſten der Bevölkerungsſubſtanz 
des flachen Landes weiter fortſchreitet. Darum 
muß — bei aller Würdigung der in der Natur 
der Sache liegenden Schwierigkeiten und Grenzen 
— an erſter Stelle die Forderung ſtehen: Sied- 
lung tut not! 
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Die Aufteilung devaſtierter Güter 


Von Dr. Männel, Prokuriſt der Oſtpreußiſchen Bau- und Siedlungsgeſellſchaft m. b. H. 


Mehr und mehr wird die Aufteilung devaltier- 
ter Güter zur Hauptaufgabe der Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaft, um ſo mehr, als mit der Klärung des 
Sicherungsſchutzes eine größere Zahl ſolcher Be— 
triebe der Siedlung zugeführt werden wird. Nur 
auf dieſem Wege wird das notwendige Land für 
die Siedlung beſchafft werden, da auch die Bereit— 
ſtellung von Domänen zur Siedlung bisher ver- 
ſagt hat. Denn als Folge der Oſthilfemaßnahmen 
gibt es heute kaum noch freihändige Gutsver- 
käufe; das für 1933 bereitgeſtellte Land iſt daher 
in allen Oſtprovinzen durchaus unzureichend. 
Hoffentlich werden die geeigneten 
Betriebe recht bald den Siedlungs- 
geſellſchaften direkt zugeführt, die 
mit der Aufteilung devaſtierter Gü⸗ 
ter bereits hinreichend Erfahrun⸗ 
gen geſammelt haben, ohne daß noch 
Zwiſchenorganiſationen tätig wer⸗ 
den. Die vollwertige Wiederein⸗ 
gliederung der devaſtierten Land⸗ 
flächen in den Produktionsprozeß 
wird nur durch Aufteilung erreicht 
werden können, da letzten Endes bei 
den beſchränkten Mitteln nur durch 
Bewirtſchaftung im Familienbe⸗ 
trieb die volle Ertragskraft dem Bo⸗ 
den wieder gewonnen werden kann. 
Nur auf dem Wege der Aufteilung 
werden auchdie großen, in den II. Hy⸗ 
potheken der Güter feſtliegenden 
und jetzt gefährdeten öffentlichen 
Mittel durch Unterverteilung in 
zahlreiche kleine Beträge auf die 
kriſenfeſteren Siedlungsgrund⸗ 
ſtücke gerettet werden können. 

Bei der Beſiedlung ſolcher devaſtierter Güter, 
die wegen nachhaltigen Mangels an Betriebsmit⸗ 
teln bereits längere Zeit nicht mehr ordnungsmäßig 
bewirtſchaftet werden konnten, handelt es ſich in 
erſter Linie darum, den Ertrag des Grundſtücks 
ſoweit zu ſteigern, daß die Uebergabe der Siedler— 
ſtellen möglich iſt. Durch die Verſchiedenheit der 
Ertragsminderung wird die Dauer der zwiſchen— 
zeitlichen Bewirtſchaftung weſentlich beſtimmt. 
Anſtelle der ſonſt üblichen kurzen Zwiſchenwirt⸗ 
ſchaft von 14-= bis einjähriger Dauer wird die 
Wirtſchaftsführung vom Siedlungsträger meiſt 
über 2 Jahre ausgedehnt werden müſſen. Die 
möglichſt frühzeitige 

Uebergabe an die Siedler 


bleibt trotzdem wichtigſter Grundſatz. Bevor je⸗ 
doch der Boden durch pflegliche Bearbeitung und 
erhöhte Aufwendungen ſoweit in Ordnung ge— 
bracht iſt, daß er einen wenigſtens einigermaßen 
ausreichenden Ertrag bringt, iſt eine ſelbſtändige 


Bewirtſchaftung durch die Siedler nur ausnahms⸗ 
weiſe möglich. Die durch Verarmung des Bodens 
hervorgerufenen Mißernten geben dem Siedler 
vorerſt keine Exiſtenz. Von den erſten größeren 
zur Beſeitigung der Mindererträge notwendigen 
Aufwendungen muß der Siedler entlaſtet bleiben, 
da ſeine Eigenmittel meiſt nur knapp zur Leiſtung 
der Anzahlung und zur Inventarbeſchaffung aus⸗ 
reichen. Dieſe Aufwendungen müſſen in der Zwi⸗ 
ſchenwirtſchaft vom Siedlungsträger gemacht wer- 
den. 

Andererſeits ſetzen die Erleichterungen der An⸗ 
fangsjahre in der Ausbauſiedlung den Siedler in⸗ 
ſtand, Boden in Bewirtſchaftung zu nehmen, der 
noch nicht in beſter Kultur iſt, der alſo erſt vor⸗ 
ausſichtlich nach zwei bis drei Jahren vollen Er- 
trag bringen wird. Die richtige Beſtim⸗ 
mung des Zeitpunktes für die Ueber⸗ 
gabe an den Siedler iſt entſcheidend 
wichtig. Die Uebernahme darf weder zu früh 
liegen, noch auch ſoll ſie zu ſpät erfolgen, da jede 
nicht unbedingt notwendige Verlängerung der 
Zwiſchenwirtſchaft Mehrkoſten erfordert, die zu 
dem urſprünglich angelegten Bodenpreiſe hinzu⸗ 
treten, dem Siedler demnach eine Mehrbelaſtung 
und dauernde Aufbringung einer höheren Rente 
aufbürden. Der Uebergang der Wirtſchaftsfüh⸗ 
rung ſetzt voraus, daß die Futterbaſis genügend 
groß iſt, um den Siedler die Haltung eines an⸗ 
nähernd normalen Viehſtapels und entſprechende 
Einnahmen aus der Milch- und Fleiſchproduktion 
zu ſichern. Demgegenüber find bei ſonſt durch⸗ 
ſchnittlich wenigſtens annähernd mittleren Er- 
trägen noch zu geringe Erträge an Verkaufsge— 
treide kein Grund, die Uebergabe hinauszuſchie— 
ben, wenn nur Saat- und Brotgetreide ausrei— 
chend vorhanden iſt. Die Uebergabe zu dieſem 
Zeitpunkt hat — wie bereits erwähnt — eine Er⸗ 
mäßigung der Rente durch mehrere Jahre hin— 
durch zur Vorausſetzung, da erſt dann mit nor⸗ 
malen Erträgen gerechnet werden kann. 

Bei Aufteilung derartiger Güter kann nicht, 
wie dieſes früher üblich war, erwartet werden, 
daß die 

Unkoſten der Beſiedlung 


aus den Altgebäude- und Inventarwerten, ſowie 
den vorhandenen Vorräten abzudecken ſind. Die 
notwendigen Aufwendungen müſſen durch Bereit⸗ 
ſtellung zuſätzlichen Kredites ſeitens der Sied— 
lungsbank aufgebracht werden. Dieſer zuſätzliche 
Kredit wird bei allen viehſchwachen Betrieben als 
Beſiedlungskredit bereits zur Auffüllung des 
Viehſtapels nötig ſein, ſoweit nicht das Siedlungs- 
unternehmen aus eigenen Beſtänden inventariſie— 
ren kann. Wird das lebende Inventar nicht auf 
den durch die Notwendigkeit ordnungsmäßiger 
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Wirtſchaftsführung bedingten Stand gebracht, ſo 
ſind wegen des Mangels an Einnahmen aus 
Milch- und Fleiſchzuwachs die Koſten der Wirt⸗ 
ſchaftsführung unverhältnismäßig hoch; auch muß, 
um verarmten und vernachläſſigten Boden in Kul⸗ 
tur zu bringen, unbedingt ausreichend Stalldung 
vorhanden ſein. Ebenſo muß für die werterhöhende 
Arbeit an dem Grundſtück durch die Deutſche Sied⸗ 
lungsbank grundſätzlich Beſiedlungskredit gewährt 
werden. Maßgebend für dieſe Kreditgewährung 
ſind die Ziffern 26 und 27 der „Richtlinien für die 
landwirtſchaftliche Siedlung vom 10. November 
1931“, welche die Hergabe von Beſiedlungskredit 
für Maßnahmen vorſehen, durch die der Wert der 
Siedlungsflächen erhöht wird. Hierher gehören 
Einrichtungen, die entweder den einzelnen Stellen 
oder der Geſamtheit der Siedlerſtellen zugute 
kommen. Bei den in den Richtlinien als Beiſpiele 
im einzelnen genannten Maßnahmen find zwar 
die Koſten für die Inventariſierung des Betriebes 
und für Zwiſchenwirtſchaft nicht ausdrücklich ge⸗ 
nannt, jedoch ſteht es außer Zweifel, daß gerade 
dieſe Maßnahmen für devaſtierte Betriebe in 
ſtärkſtem Maße werterhöhenden Charakter haben 
und daher von der Siedlungsbank mit Beſied⸗ 
lungskredit bedacht werden können. 

Beſteht über dieſe Grundſätze ſoweit Klarheit, 
ſo iſt doch zu bedenken, daß die Aufteilung und 
Beſiedlung von devaſtierten Betrieben in jedem 
einzelnen Falle eine beſonders ſchwierige und 
außerordentlich verantwortliche Arbeit darſtellt, 
die niemals nach einem beſtimmten Schema vor- 
genommen werden kann. Man ſoll daher 
hierzu nur unbedingt bewährte und 
erfahrene Siedlungsgeſellſchaften 
heranziehen und weiterhin davon 
abſehen, die Einhaltung eines be⸗ 
ſtimmten Verfahrens vorzuſchrei⸗ 
ben. Der geeignete Zeitpunkt für die Uebergabe 
an die Siedler muß, wenn die Zwiſchenwirtſchaft 
die notwendigen Verbeſſerungen gebracht hat, nach 
eingehender Beſichtigung des geſamten Gutes 
unter maßgeblicher Mitwirkung des zuſtändigen 
Kulturamtsvorſtehers feſtgelegt werden. 


Die Koſten der Zwiſchenwirtſchaft 
ſind nach Möglichkeit herabzuſetzen. Es iſt hier⸗ 
bei beſonders an die frühzeitige Beſchäftigung der 
Siedlungsbewerber als Arbeiter auf dem Sied⸗ 
lungsgut zu denken, wodurch bei ſachgemäßer Ver⸗ 
wendung weſentlich an Arbeitslöhnen eingeſpart 
werden kann. Dieſes Vorgehen würde eine Grup- 
penſiedlung mit etwa zweijähriger Dauer des 
Verfahrens darſtellen. Bei anderen Koſten, wie 
für Saatgut⸗ und Kunſtdungbeſchaffung, wäre es 
aber verfehlt, Einſparungen zu machen. Meliora- 
tionen, Dränagen, Entwäſſerungen, Wieſenver⸗ 
beſſerungen uff. müſſen zuſätzlich als Notſtands⸗ 
arbeiten und mit dem freiwilligen Arbeitsdienſt 
durchgeführt werden, um durch die hier verfüg⸗ 
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baren Beihilfen dieſe notwendigen Maßnahmen 
zu verbilligen, deren Ausführung wegen der dau⸗ 
ernden Verbeſſerung des Grundſtücks bevorzugt 
im Intereſſe des Siedlers liegt. Von der Aus⸗ 
führung dieſer umfangreichen Arbeiten und mehr 
noch von der Aufbringung ihrer Koſten muß der 
Siedler unbedingt entlaſtet werden. 

Bei Aufteilung ſolcher Betriebe kann man, um 
nicht zu hohe Aufwendungen machen zu müſſen, 
an die dem Siedler zu übergebende 

Ernte 
nicht die gleichen Anforderungen ſtellen, wie dies 
bei der Aufteilung guter Objekte angemeſſen iſt. 
Stark vernachläſſigter Boden kann 
auch in einer zweijährigen Zwiſchen⸗ 
wirtſchaft nicht in höchſte Kultur ge⸗ 
bracht werden. Durch die ſorgſame Bearbei- 
tung des Ackers, durch Vermehrung der Anſpan⸗ 
nung und des Viehſtapels, vermehrte Anwendung 
von Stalldung und Kunſtdung iſt dieſer erſtrebte 
Zuſtand des Ackers in 1—2 Jahren noch nicht zu 
erreichen. Hierzu iſt faſt ſtets ein längerer Zeit⸗ 
raum notwendig, da meiſt erſt in einem vierjäh⸗ 
rigen Turnus normalerweiſe das Abdüngen aller 
Ackerſchläge mit Stalldung — der für die Er- 
tragsfähigkeit des Bodens entſcheidenden Map: 
nahme — vorgenommen werden kann. Ein ſol⸗ 
cher Zeitraum iſt fraglos für die zwiſchenzeitliche 
Bewirtſchaftung hauptſächlich wegen der erforder⸗ 
lichen hohen Ankoſten zu lang. Außerdem iſt es 
unmöglich, die Anſiedlung der zahlreichen auf An⸗ 
ſetzung wartenden Bewerber bis dahin aufzu⸗ 
ſchieben. Es muß daher ein Mittelweg einge— 
ſchlagen werden, auf dem durch richtige Abwä— 
gung der verſchiedenen gegenſätzlichen Momente 
ein möglichſt gutes Ergebnis für den Siedler er— 
zielt wird. Hat ein Betrieb z. B. eine gute Fut⸗ 
terbaſis bei ſtark verminderten Getreideerträgen, 
ſo kann es möglich ſein, die Bewirtſchaftung ſchon 
nach ganz kurzer Zwiſchenwirtſchaft den Siedlern 
zu übergeben, indem man ihnen das fehlende 
Saat⸗ und Brotgetreide durch Zukauf beſchafft. 
Dies wird aber nur auf leicht zu bearbeitenden 
Böden vertretbar ſein, deren erſte Bearbeitung 
der Siedler mit ſeiner ſchwächeren Anſpannung 
bewältigen kann. Uuebernimmt der Sie d⸗ 
ler frühzeitig, jo darf er anderer: 
ſeits nicht gleichzeitig mit 
Bauarbeiten 

beſchäftigt werden; ſein Gehöft muß ihm 
dann bei vorläufiger Unterbringung der Familie 
in verfügbaren Altgebäuden überwiegend von 
fremder Hand erſtellt werden. Ausbaugehöfte, 
wie ſie in Oſtpreußen in dieſem Jahre mit Bau- 
koſten von 5000-7500 RM in Fachwerk oder 
aus Holz hergeſtellt worden ſind, werden auch für 
dieſe Aufteilungen den Normalfall darſtellen. 

In jedem Falle muß der Siedler wegen der 
noch nicht vorhandenen vollen Ertragsfähigkeit 
des Bodens 


die Vergünſtigung der Ausbauſiedlung 

die geringverzinslichen Anlaufsjahre erhalten. 
Da die Verhältniſſe bei ſolchen Objekten auch bei 
gleichmäßig guter Zwiſchenwirtſchaftsführung 
ſtets verſchieden ſind, iſt es erwünſcht, daß für die 
Rentenbedingungen der Anlaufsjahre eine ge— 
wiſſe elaſtiſche Handhabung ſeitens der Sied⸗ 
lungsbank vorgeſehen wird, jo z. B., daß in be- 
gründeten Fällen ein zweites Freijahr oder ein 
zweites Jahr mit nur 11 prozentiger Verzinſung 
je nach der Höhe der bis dahin erzielten Erträge 
auf Antrag gewährt werden kann. Dieſes Bor- 
gehen iſt deshalb berechtigt, weil bei Grund— 
ſtücken in noch ungenügendem Kulturzuſtand ſich 
ungünſtige Wachstumsbedingungen naturgemäß 
beſonders ſtark zu Ungunſten des Ertrages aus— 
wirken. Für ganz beſonders ungünſtig liegende 
Fälle wie bei ſeit vielen Jahren vernachläſſigten 
Grundſtücken, iſt auch daran zu denken, die Ren⸗ 
tenbedingungen ausnahmsweiſe den Beſtimmun— 
gen für die Siedlung auf Moor- oder Oedland 
anzugleichen. Hierfür ſind die Ziffern 44 und 45 
der Richtlinien für landwirtſchaftliche Siedlung 
vom 10. November 1931 maßgebend, die bis zum 
dritten bzw. vierten Jahre nach Auszahlung des 
erſten Teilkredites Zinsfreiheit, dann bis zum 
neunten Jahre ſogenannte Schonjahre mit 3½ 9. 
Verzinſung vorſehen. Weiterhin find vergleichs- 
weiſe uns wichtig die Beſtimmungen der Ziff. 45, 
welche die Feſtſetzung abweichender Bedingungen 
zuläßt, wenn eine auf Oed- oder Moorland er— 
richtete Siedlung Kulturland in größerem Aus— 
maße oder beſonders hochwertiges Gelände um— 
faßt. Dieſe Beſtimmung gibt für die Dedland- 
ſiedlung bei Feſtlegung der Frei- und Schonjahre 
die Möglichkeit der gerechten Anpaſſung un den 
Einzelfall, welche für die Aufteilung von Kultur⸗ 
land noch fehlt, aber für die devaſtierten Güter 
dringend erforderlich iſt. Die Ermächtigung zu 
ſolchem Vorgehen müßte die Siedlungsbank von 
der Reichsregierung erhalten. 

Nach den in Oſtpreußen vorliegenden Erfah⸗ 
rungen wird ſich jedoch die Inanſpruchnahme ähn— 
licher Vergünſtigungen, wie fie für die Oedland— 
ſiedlung beſtehen, bei der Aufteilung devaſtierter 
Güter auf Ausnahmefälle beſchränken können. 


Auf den bisher aufgeteilten devaſtierten Gütern 
haben ſich durchweg Zwiſchenwirtſchaften von 1 
bis 1½ Jahren als ausreichend erwieſen, jedoch 
wird dieſer günſtige Durchſchnitt wohl für die 
jetzt anfallenden, ſtärker devaſtierten Betriebe 
nicht eingehalten werden können. 

Bei der Bearbeitung der devaſtierten Güter 
tritt anſtelle der Maſchinenanwendung im Groß— 
betrieb wieder ſtärker die 

menſchliche Arbeitskraft 

in den Vordergrund, der die Hauptleiſtung zu— 
fällt. Da der Siedler in den Anfangsjahren 
noch mit Mindererträgen rechnen muß und die 
Bearbeitung des verarmten und verunkrauteten 
Bodens an ſeine Arbeitskraft beſonders hohe An- 
forderungen ſtellt, ſind die erſten Jahre für den 
Siedler reicher an Arbeit und Entbehrungen als 
bei den bisherigen Aufteilungen. Dieſen erhöh⸗ 
ten Anforderungen an Genügſamkeit, Fleiß, Aus⸗ 
dauer und Zähigkeit der Siedlerfamilie werden 
in erſter Linie der Nachwuchs der ländlichen 
Schichten und die Landarbeiter in den Oſtpro⸗ 
vinzen gewachſen ſein. Für die Umjied- 
lung von der Stadt aufs Land wird 
die Aufteilung dieſer Betriebe we⸗ 
nig Gelegenheit bieten; die ländlicher 
Arbeit entwöhnten ſtädtiſchen Umſiedler werden 
den geſtellten Anforderungen in der Regel nicht 
gewachſen ſein. Es müßten, um dieſe unterzu— 
bringen, daher andere Wege gefunden werden. 

Wenn auch die Bewirtſchaftung die⸗ 
ler von Betriebsmitteln ſtark ent⸗ 
blößten Güter faſt immerſehrſchwie⸗ 
rig iſt undſowohl von der Siedlungs⸗ 
geſellſchaft wie auch von den Sied- 
lern die größte Anſpannung erfor- 
dert, ſo iſt doch gerade dieſe Arbeit 
beſonders erfolgreich; die durch die 
Aufteilung auch gegenüber einer 
normalen Bewirtſchaftung im Groß— 
betrieb ſtets erzielte nachhaltige 
Produktionsſteigerung iſt hier au⸗ 
Berordentlih groß und erhält in un⸗ 
ſerer heutigen wirtſchaftlichen Lage 
größte volkswirtſchaftliche Bedeu- 
tung. 


Der Inventarbeſatz oſtpreußiſcher Siedlerſtellen 


Von Regierungs- und Landeskulturrat Dr. Diettrich, Königsberg i. Pr. 


Man hat fi im allgemeinen mit der betriebs- 
wirtſchaftlichen Zuſammenſetzung kleinbäuerlicher 
Betriebe — jedenfalls in Fachkreiſen — bisher 
verhältnismäßig wenig beſchäftigt. Erſt der ſtarke 
Aufſchwung der ländlichen Siedlung in Verbin⸗ 
dung mit der Verſchlechterung der Rentabilitäts⸗ 
bedingungen der Landwirtſchaft hat die Notwen⸗ 
digkeit eingehender Forſchungen gerade auf die⸗ 
ſem Gebiete gefordert. 


Von den drei Betriebsfaktoren Land, Gebäude 
und Inventar, aus denen ſich jede Landwirtſchaft 
zuſammenſetzt, haben die Baulichkeiten in letzter 
Zeit beſondere Beachtung gefunden. Dies lag 
daran, daß die Koſten einer Siedlung in erſter 
Linie und entſcheidend durch die Höhe des Ge— 
bäudekapitals beſtimmt werden, und dieſe Auf⸗ 
wendungen in ein immer ſtärkeres Mißverhältnis 
zu denen für die eigentlichen produktiven Be⸗ 
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triebsfaktoren Land und Inventar zu kommen 
drohten. Bei den Baulichkeiten erſtreckten ſi 
die Unterſuchungen vor allem auf die Erforſchung 
aller Möglichkeiten durch zweckmäßige Typen, aber 
auch durch Verwendung von Erſatzbauſtoffen die 
Baukoſten überhaupt zu verbilligen. Daneben 
liefen Verſuche, durch Erforſchung der arbeits⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebsvorgänge Arbeitserleich⸗ 
terungen und damit erhöhte Rentabilitätsmöglich⸗ 
keiten zu ſchaffen. 5 

Auch die Frage des Landfaktors iſt vielfach 
Gegenſtand von Erörterungen geweſen. Hier 
war es vor allem die Preisentwicklung, die im 
umgekehrten Verhältnis zum Abſinken der Renta⸗ 
bilitätsbedingungen der Landwirtſchaft ſtand und 
inſofern vielfach zur Kritik herausforderte. Da⸗ 
neben waren es vor allem noch die Fragen der 
Beſiedlung der extremen Bodenarten und damit 
der Stellengröße, die immer wieder behandelt 
wurden. 

Dagegen hat man ſich mit der Frage des In⸗ 
ventarbeſatzes der Siedlerſtellen bisher nur wenig 
befaßt, obwohl gerade ohne ſeine zweckmäßige 
Geſtaltung ein günſtiges Betriebsergebnis nicht 
erwartet werden kann. Allerdings ſind Anſätze 
zu ſolchen Unterſuchungen da. Sie entſtanden 
aus der Tatſache, daß hier und da Siedlerbetriebe 
infolge zu ſtarken Maſchinenbeſatzes in Schwierig⸗ 
keiten gerieten und dadurch in ihrer Exiſtenz ge⸗ 
fährdet wurden. Obwohl aber dieſe Schwierig⸗ 
keiten ſeit langem beſtehen und kritiſiert werden, 
ſind einwandfreie wiſſenſchaftliche Unterſuchungen 
zu dieſer Frage erſtmalig durch im Jahre 1930 
getätigte Betriebserhebungen eingeleitet worden. 
Ihr umfaſſendes Ergebnis wird demnächſt in 
einer Arbeit von Foediſch und Wollert:) der 
Oeffentlichkeit übergeben werden. 

Aehnliche nach wiſſenſchaftlichen Methoden 
durchgeführte Unterſuchungen bezüglich des leben⸗ 
den Inventars, das wertmäßig für den Siedler 
von erheblich größerer Bedeutung iſt als das tote 
Inventar, find mir bisher nicht bekannt gewor— 
den. Allerdings hat Fenſche) zum größten Teil 
auf Grund von Buchführungsergebniſſen, zum 
Teil aber auch auf Grund von Betriebserhebun⸗ 
gen das lebende und tote Inventar auch bei 476 
oſtpreußiſchen Betrieben unterſucht, jedoch ent⸗ 
fallen auf die Größenklaſſe, in der ſich der bäuer⸗ 
liche Siedlerbetrieb bewegt, d. h. bis zu 20 Hektar, 
nur 28 Betriebe, ſodaß dieſe Zahlen für den 
Siedlerbetrieb nicht als typiſch gelten können. 

Einwandfreies und zuverläſſiges Material 
über das Inventar der Siedlerſtellen kann nur 
durch Betriebserhebungen gewonnen werden. Ich 


) Das tote Inventar oſtpreußiſcher Siedlerſtellen 
von Prof. Dr. 1 Foediſch und Regierungs- und 
Landeskulturrat Wollert (im Druck). 

2) Der Wert des landwirtſchaftlichen Inventars. 
Veröffentlichungen des Deutſchen Landwirtſchaftsrats, 
Heft 5, Berlin 1926. 
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habe gelegentlich einer anderen wiſſenſchaftlichen 
Arbeit umfaſſende Erhebungen in oſtpreußiſchen 
Siedlerbetrieben vorgenommen und hierbei be⸗ 
ſonderen Wert auf die Feſtſtellung des Beſatzes 
mit lebendem und totem Inventar gelegt. Da die 
unterſuchten Siedlerbetriebe aus allen Teilen 
Oſtpreußens ausgewählt waren, und durchweg 
ein Alter von mindeſtens 2 Jahren hatten, ſodaß 
mit einem einigermaßen normalen Inventarbeſatz 
gerechnet werden konnte, ſind die von mir gefun⸗ 
denen Zahlen wohl ſchon als typiſche Durch— 
ſchnittszahlen zu werten. 

Die von mir bei den Betriebserhebungen ermit⸗ 
telten lebenden Inventarbeſtände ſind nach dem 
Stichtag vom 31. Dezember 1930 unter Zugrunde⸗ 
legung der damals geltenden Marktpreiſe be⸗ 
wertet worden, während für das tote Inventar 
die am gleichen Tage im oſtpreußiſchen Maſchinen⸗ 
großhandel maßgeblichen Durchſchnittspreiſe in 
Anſatz gebracht wurden. 

Das Unterfuhungsergebnis läßt fi etwa wie 
folgt zuſammenfaſſen: 

Was das lebende Inventar angeht, ſo ergab 
ſich, daß der Beſatz an Pferden auf allen Siedler⸗ 
ſtellen verhältnismäßig ſtark war. Auffallend 
war, daß in der Betriebsgrößenklaſſe von 1,5 bis 
5 Hektar 66 % der unterſuchten Betriebe 1 Pferd 
hielten, obwohl dies betriebswirtſchaftlich ges 
ſehen, nur in ganz wenig Fällen notwendig war, 
während 12% ſogar ſchon 2 Pferde hielten. In 
der Größenkategorie von 6—10 Hektar hielten 
37% 1 Pferd, dagegen 59% — alſo die Mehrzahl 
der Betriebe — bereits 2 Pferde. In der Größen— 
klaſſe von 11—15 Hektar hielten 78% der Be⸗ 
triebe 2 Pferde, jedoch ſchon 15% 3 Pferde. Ins⸗ 
geſamt wurde auf je 6 Hektar unterſuchter Fläche 
1 Pferd gehalten. 

Für die Produktivität des Siedlerbetriebes iſt 
der Beſatz an Nutzvieh entſcheidend. Bei den klei⸗ 
neren Siedlungen war der Beſatz mit Kühen ver— 
hältnismäßig ſchwach, was m. E. in erſter Linie 
auf den ſtarken Pferdebeſatz gerade dieſer Stellen 
zurückzuführen war. Es zeigt ſich nämlich erfah⸗ 
rungsgemäß, daß die Siedler ihre Stellen zuerſt 
mit Pferden und dann erſt mit Nutzvieh beſetzen. 
Die Beobachtung der Entwicklung der Kuh- und 
Pferdehaltung in den einzelnen Siedlungen er⸗ 
gab, daß bei den 2 Jahre alten Betrieben je Be⸗ 
trieb im Durchſchnitt 2,7 Kühe und 1,9 Pferde, 
dagegen bei den 5 Jahre alten Betrieben im 
Durchſchnitt 3,7 Kühe und 2,01 Pferde vorhanden 
waren. Der normale Pferdebeſtand war alſo be— 
reits in der jungen Siedlung vorhanden und 
blieb auf dieſer Höhe, während der Kuhbeſtand 
ſich im Verlauf von 3 Jahren um über % ver⸗ 
mehrt hat. 

Zahlenmäßig ſtellt ſich die Kuhhaltung ſo dar, 
daß auf den Betrieben in der Größe von 1,5 bis 
5 Hektar 18 % der Betriebe noch ohne Kuh 
waren, 26% eine Kuh, 43% zwei Kühe und 13% 


3 Kühe hielten. In der Betriebsgröße von 6 bis 
10 Hektar hielten 6% der Betriebe eine Kuh, 
43% zwei Kühe, 35% drei Kühe und 16% vier 
Kühe. In der Größenkategorie von 11—15 Hektar 
hatten 7% 2 Kühe, 48% 3 Kühe, 33% 4 Kühe 
und 7% 5 Kühe. Im Durchſchnitt aller unter- 
ſuchten Betriebe wurde auf je 3,8 Hektar 1 Kuh 
gehalten. 
Für das geſamte Nutzvieh ergab ſich auf allen 
unterſuchten Betrieben folgendes Bild: 
Viehbeſatz je Siedlerbetrieb: 


5 Jungvieh Schweine 
Pferde [Kühe 5 


Betriebsgröße 
ha 


Was das tote Inventar angeht, ſo fanden ſich 
an Maſchinen und Geräten etwa die Gegenſtände, 
die nach den Angaben des Landmaſchineninſtituts 
Königsberg als normaler Maſchinenbeſatz zu gel— 
ten haben. Allerdings befanden ſich die Maſchinen 
in ſehr ſtarkem Umfange im Alleinbeſitz und wur⸗ 
den nur von den Eigentümern gebraucht. Nur 
einzelne Maſchinen wie Dreſchmaſchine, Drill- 
maſchine, häufiger ſchon Grasmäher und Kar— 
toffelroder wurden von mehreren Siedlern ge— 
meinſam benutzt. So wurde feſtgeſtellt, datz 21% 
der unterſuchten Betriebe Dreſchmaſchinen ge⸗ 
meinſam benutzten. Bei den Drillmaſchinen mehr⸗ 
ten ſich die Fälle gemeinſamer Benutzung. Hier 
wurden insgeſamt bei 35% der Betriebe Drill⸗ 
maſchinen von 2 oder mehreren Parteien benutzt, 
bei Kartoffelrodern benutzten ſogar 41% der Be- 
triebe dieſes Gerät gemeinſam. 

Für die Einſchätzung des Wertes des Gejamt- 
inventars mögen nachſtehende Zahlen als Anhalt 
dienen: 


Wert des Geſamtinventars in oſtpreußiſchen 
Siedlerſtellen: 


Wert des Inven⸗ Wert 
Betriebsgröße] targje Siedlerſtellef des Inventars 
ha in RM. je ha 
leb. Inv. tot. Inv. insgef.[leb. Inv. tot. Inv. insgeſ. 


1,9 8 710 | 690 475 

6—10 1940 | 1514 | 3454 426 
11—15 2494 | 2310 | 4804 390 
16—20 3217 | 2717 | 5934 339 


Man wird die vorſtehend angegebenen Werte 
auch beim lebenden Inventar etwa als normal und 
ausreichend zur Führung des Betriebes anſehen 
können. Der Rindviehbeſatz zeigt indes bei den 
kleineren Stellen gewiſſe Schwächen. Sie wer⸗ 
den aber wertmäßig voll durch einen entſprechend 
ſtärkeren Pferdebeſatz ausgeglichen. Allerdings 
könnte man gegen die vorſtehenden Zahlen ein⸗ 
wenden, daß ſie durch den ſtarken Preisſturz am 


Vieh⸗ und Maſchinenmarkt zur Zeit überholt 
ſeien und entſprechend abgeſenkt werden müßten. 
Ich möchte — jedenfalls was das lebende Inven⸗ 
tar angeht — davor warnen, da der Preistief⸗ 
ſtand des Sommers 1932 keinesfalls als Grund⸗ 
lage einer vorſichtigen Kalkulation angenommen 
werden kann; vielmehr wird man die Preiſe am 
Ende des Wirtſchaftsjahrs 1930/31 als etwa normal 
anſprechen können. Dagegen mag man beim toten 
Inventar kleine Kürzungen vornehmen, wobei ich 
jedoch bemerke, daß bei meinen Bewertungen bei 
jedem einzelnen Inventarſtück der jeweilige Ab⸗ 
nutzungsgrad berückſichtigt worden iſt, während 
im allgemeinen für die Beſetzung der Siedler— 
ſtellen mit Inventar die Neuwerte maßgeblich 
ſind. 

Eine kritiſche Betrachtung der ermittelten Zah— 
len zeigt, daß überraſchend hohe Kapitalien not⸗ 
wendig ſind, um den Siedlerbetrieb wenigſtens 
einigermaßen ausreichend zu beſetzen. Daß die 
Siedler trotz aller Sorgfalt bei ihrer Auswahl 
nur ſelten über die zur Beſchaffung des Inven⸗ 
tars notwendigen Beträge verfügen und daß die 
maßgebenden Stellen den Wert des erforderlichen 
lebenden und toten Inventars einer Siedlerſtelle 
häufig unterſchätzen, wird kaum beſtritten wer: 
den können, ebenſo, daß der hierdurch verurſachte 
mangelhafte Inventarbeſatz gerade bei den jüng⸗ 
ſten Siedlungen in vielen Fällen die Urſache für 
Schwierigkeiten im Betriebe iſt. Viele Siedler, 
beſonders die, deren Anſetzung mehr aus ſozialen 
als aus wirtſchaftlichen Erwägungen heraus ge— 
ſchah, werden infolge ihres zu knappen Inventars 
den beteiligten Stellen noch erhebliche Sorgen be— 
reiten. Die Nachprüfung des Inventarbeſtandes 
ſolcher Siedlungen gelegentlich der von ihnen 
häufig erbetenen Rentenſtundungen ſeitens der 
zuſtändigen Behörden beſtätigt dies. 

Die Unterſchätzung des Kapitalbedarfs des 
Siedlers kann aber auch andere unerfreuliche 
Folgen haben; ſo beſteht z. B. die Gefahr, daß 
bei der Taxierung der Siedlerſtellen erhebliche 
Fehler unterlaufen. Das hierbei übliche Verfah⸗ 
ren iſt bekanntlich jo, daß der Kulturamtsvor⸗ 
ſteher die Stelle ſchätzt, als wäre ſie mit Inven⸗ 
tar normal beſetzt. Von dem ſo gefundenen 
Werte zieht er den Betrag ab, der ihm für die 
normale Ausſtattung der Stelle mit Inventar ge⸗ 
geben erſcheint. Wird dieſer Betrag unterſchätzt 
und wird ſomit der beleihbare Teil des Stellen- 
wertes überbewertet, ſo können ſich daraus für 
den Kreditgeber, beſonders bei ſpäterer Devaſtie— 
rung der Siedlerſtelle und nachfolgender Zwangs⸗ 
verſteigerung Schwierigkeiten ergeben, die ganz 
erhebliche finanzielle Verluſte zur Folge haben. 

Man wird alſo der Frage der richtigen Ein- 
ſchätzung des Inventars erhöhte Aufmerkſamkeit 
zuwenden müſſen, wenn man den Siedler vor 
Enttäuſchungen und den Kreditgeber vor Ver⸗ 
luſten ſchützen will. Es mag richtig ſein, daß der 
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Siedler nicht ſofort beim Zuzug über den vollen 
Betrag zur Inventarbeſchaffung zu verfügen 
braucht, da er ſich einen Teil des lebenden Inven⸗ 
tars während des Freijahres — vorausgeſetzt, 
daß er gleichzeitig wirklich eine ausreichende Ernte 
mitübergeben erhält — ſelbſt heranziehen kann 
und beim toten Inventar durch gemeinſame oder ge⸗ 
noſſenſchaftliche Benutzung ſicher mit Erſparniſſen 
gegenüber meinen Zahlen gerechnet werden darf. 
Aber man ſoll dem Siedler beſonders in den 
erſten Jahren nicht das Unmögliche zutrauen. 


Er kann nicht ſein eigenes Leben und das ſeiner 
Angehörigen friſten, gleichzeitig die nur unvoll⸗ 
kommen ausgeſtatteten Gebäude ausbauen, mit 
Rentezahlen anfangen und gleichzeitig die Mittel 
für den Aufbau des Inventars erübrigen. Der 
gute Wille allein kann es auch hier nicht ſchaffen 
und deshalb wird man nicht daran vorbeikönnen, 
in jedem einzelnen Falle gründlichſt zu prüfen, 
ob der Siedlungsanwärter auch annähernd die 
Gelder beſitzt, die zum Beſatz der von ihm ge⸗ 
wünſchten Stellengröße unbedingt erforderlich ſind. 


Die Siedlung Bledau 


Oſtpreußiſche Bau- und Siedlungsgeſellſchaft, Königsberg i. Pr. 


Die Siedlungstätigkeit des Jahres 1932 zeigt 
gegenüber der bisherigen Arbeit auf dieſem Ge⸗ 
biete ein beſonderes Geſicht. Sie wird in ver⸗ 
ſchärftem Maße beherrſcht von dem Gedanken, 
mit möglichſt geringen Mitteln auszukommen. 
Man ſtrebt dahin, insbeſondere die Baukoſten 
aufs äußerſte zu ſenken. Es iſt aber ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß ein ſolches Bemühen bei den Bau⸗ 
koſten nicht halt macht, ſondern den ganzen Sied⸗ 
lungsvorgang durchdringt und der Geſamtanord⸗ 
nung jeder Siedlung ihren Stempel aufdrückt. 

Am Anfang dieſer auf Koſtenerſparnis 
abzielenden Bemühungen ſteht der Gedanke der 
Rohaufteilung. Die vorhandenen Altge— 
bäudewerte aufs äußerſte auszunutzen, das ſchien 
nach dem Beiſpiel einiger Mecklenburger Sied— 
lungen der gegebene Weg. Das vergangene Jahr 
hat gezeigt, daß es auch in dieſer Beziehung Gren— 
zen gibt, die nicht ungeſtraft überſchritten werden 
dürfen. Für den die Vegetationsperiode auf nur 
wenige Monate zuſammendrängenden Oſten z. B. 
wäre die große Entfernung vom Hof bis zu den 
dazu gehörigen Aeckern ſchon nicht mehr tragbar. 
Die Kilometergrenze ſollte niemals überſchritten 


werden. Dazu kommt die unnötig enge Hoflage. 
Es entſtehen, wenn man gar zu ſehr unterteilt, 
höchſt ungeſchickt geſchnittene Grundſtücke. Man 
wird auch verleitet, Altgebäude für die Siedlung 
zu verwenden, die die zur Inſtandſetzung notwen— 
digen Mittel nicht mehr wert ſind. Bei richtigem 
Vorgehen, das Uebertreibungen vermeidet, iſt je- 
doch noch mancherlei aus den Altgebäuden zu 
machen. Einer größeren Zahl von Siedlern 
kann auf dieſe Weiſe etwas reichlicher Wohn- und 
Stallraum gewährt werden. Es können ihnen 
auch oft beſſere Bauten geboten werden, als es 
mit den geringen Neubaumitteln möglich geweſen 
wäre. 

Abgeſehen von allen Erſparnisgrundſätzen war 
für den Siedlungsbau des Jahres 1932 die Her⸗ 
abſetzung der Baukoſten wirtſchaftlich 
notwendig, zumal der Ausfall der bisher in Höhe 
bis 6000 RM, zuletzt bis 5400 RM gegebenen 
1% igen Hauszinsſteuerhypotheken auf andere 
Weiſe nicht hätte ausgeglichen werden können. 
Bei gleichen Preiſen wäre zum mindeſten eine be- 
trächtliche und nicht zu verantwortende Steige⸗ 
rung der Jahresleiſtungen des Siedlers einge— 


Abb. 1 Siedlung Bledau, Das neue Dorf 
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Abb. 2 Siedlung Bledau, Geſamtanordnung 


treten. In die Bemühungen, die Baukoſten zu 
ſenken, griff das Beſtreben ein, durch Verkürzung 
der Bauzeit die Zwiſchenwirtſchaft und ihre 
Koſten einzuſchränken. Die Anregung des Land⸗ 
wirtſchaftsminiſteriums, bei den Neubauten mög⸗ 


lichſt Holz zu verwenden und dadurch den Holz⸗ 
markt etwas zu beleben, ſtand mit dieſer For⸗ 
derung im Einklang. Man konnte hoffen, bei 
rechtzeitiger Bauvorbereitung, die beim Holz ſchon 
vor der eigentlichen Bauſaiſon erfolgen konnte, 
ſo früh mit der Bauausführung zu beginnen, daß 
man die Ausgabe der Stellen kurze Zeit nach der 
Frühjahrsbeſtellung vornehmen konnte; dadurch 
wären 2 bis 3 Monate der Zwiſchenwirtſchaft 
erſpart worden. Dieſe Hoffnung hat ſich 
nicht verwirklicht, daes nicht möglich 
war, rechtzeitig genug die notwen⸗ 
digen Bewilligungen für die Bau⸗ 
kredite zu erhalten. 

Auch der Gedanke der Koſtenſenkung durch 
Selbſthilfearbeit, Gruppenſied⸗ 
lung und Einſchalten des freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſtes wurde aufgeworfen. Es wur⸗ 
den teilweiſe mit gutem Erfolg die erſten vorſich⸗ 
tigen Verſuche in dieſer Richtung gemacht. 

Einen nicht geringen Einfluß hatte ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch die allgemeine landwirtſchaftliche 
Entwicklung. Die Auslegung reiner Landarbei⸗ 
terſtellen, die in den Vorjahren noch mit Eifer 


Abb. 3 Aufteilungsplan der Siedlung Bledau 
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Abb. 4 Siedlung Bledau, Gehöftgruppe aus dem neuen Dorf 


betrieben wurde, verbot ſich von ſelbſt. Sogar 
Stellen für die Nebenerwerbsfiedlung verlangten 
eine beſſere Ausſtattung mit Land, um allen 
Möglichkeiten der gegenwärtigen und kommenden 
Entwicklung gewachſen zu ſein. 

Unter dem Einfluß aller dieſer Anſchauungen 
entſtand in der Nachbarſchaft der Stadt Königs⸗ 
berg, rund 20 Kilometer vor ihren Toren, unmit⸗ 
telbar vor dem als das Wannſee von Königsberg 
anzuſehenden Seebad Cranz, die ländliche Sied⸗ 
lung Bledau. Sie läßt die Merkmale dieſer Be⸗ 
ſtrebungen deutlich erkennen. Dennoch dürfte es 
hier im ganzen geglückt ſein, eine wirtſchaftlich 
wohlbegründete, ſiedlungstechniſch einwandfreie 
und bautechniſch befriedigende Löſung zu finden. 

Das rd. 2000 Morgen große 

Rittergut Bledau 
war für Siedlungszwecke beſonders geeignet. Der 
Acker iſt überwiegend milde, tiefgründig und in 
beſter Kultur. Ein Getreideertrag von 12 bis 
14 Zentner je Morgen ift zu erwarten. Selbſt 
der nordöſtlich gelegene leichtere Teil des Bodens 
iſt in der Hauptſache kleefähig, die Weiden ſind 
in gutem Zuſtande. Die Wieſen ſind überwie⸗ 
gend ſehr gut gepflegte und ſyſtematiſch entwäſ⸗ 
ſerte, eingedeichte Moor⸗ und anmoorige Wieſen, 
die regelmäßig 2 bis 3 Schnitte liefern. Sie er⸗ 
ſtrecken ſich entlang des die Weſtgrenze bildenden 


Beekfluſſes und find jo verteilt, daß fie zu allen 
Stellen eine bequeme Lage haben. Das Wieſen⸗ 
verhältnis muß als günſtig bezeichnet werden. 
Ganz beſonders glücklich iſt die Verkehrslage des 
Gutes. Es wird durchſchnitten von der Chauſſee 
Königsberg⸗Cranz, die eine der belebteſten 
Chauſſeen der Provinz iſt. Auch ſonſt iſt die Auf⸗ 
ſchließung günſtig. Zwei befeſtigte Verbindungs⸗ 
ſtraßen teilen das Gut in der Querrichtung. Eine 
diagonale Straße verbindet das Hauptgut mit 
ſeinem Vorwerk Schulſtein. Von dieſem Haupt⸗ 
gut und dem Vorwerk aus wurden die Ländereien 


Abb. 5 


Siedlung Bledau, 25⸗Morgenſtelle 
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Abb. 6 Umbauſtelle, Vollbauerngehöft 


bisher bewirtſchaftet. Das Vorwerk iſt mit auf- 
fällig viel Gebäuden: Ställen und Inſthäuſern, 
beſetzt. Das Gut galt bisher als eine Muſtervieh⸗ 
wirtſchaft, die das Vorhandenſein eines unge⸗ 
wöhnlich hohen Inſtleutebeſtandes (33 Familien) 
verſtändlich macht. 25 dieſer Inſtleute konnten 
bei der Neubeſiedlung des Gutes als Siedler an— 
geſetzt werden. 
Bei der 
Planaufſtellung, 


die durch die Landeskulturbehörde im Einverneh⸗ 
men mit dem Siedlungsunternehmer, der Dit- 
preußiſchen Bau- u. Siedlungsgeſellſchaft m. b. H., 
vorgenommen wurde, waren folgende Geſichts⸗ 
punkte maßgebend: 

Zunächſt mußten die beiden ſchon vorhandenen 
Siedlungsmittelpunkte, das Hauptgut und das 
Vorwerk, ſachgemäß aufgeteilt und mit den er= 
forderlichen Zulageflächen verſehen werden. Das 
Hauptgut liegt für dieſen Zweck nicht ſonderlich 
glücklich, da es durch den nicht miterworbenen 
Gutspark mit Schloß und einem ebenfalls nicht 
miterworbenen großen Gemüſegarten von der 
Chauſſee abgeſchnürt wird. Hierdurch ergeben 
ſich für die einzelnen Ackerflächen von vornherein 
verlängerte Wege, die es nicht möglich machten, 
an dem zunächſt aufgeſtellten Grundſatz feſtzuhal⸗ 
ten, die ſtark befahrene Chauſſee von der Sied— 


lung frei zu halten. Die Ackerflächen hätten un⸗ 
ter dieſen Umſtänden dort zugeteilt werden 
müſſen, wo heute die Neuſiedlung liegt. Ein 
Blick auf die Karte zeigt, daß dann für die Mehr: 
zahl der Stellen ſehr beträchtliche Anmarſchwege 
entſtanden wären. Glücklicher lagen die Verhält⸗ 
niſſe bei dem Vorwerk Schulſtein, das den Mittel- 
punkt des etwas abſeits gelegenen ſüdöſtlichen 
Teiles des Gutes bildet. Der zwiſchen beiden 
verbleibende beiderſeits der Chauſſee Königsberg⸗ 
Cranz gelegene Grundſtücksteil wurde der Neu- 
ſiedlung vorbehalten, die hauptſächlich eine Reihe 
von Mittelſtellen von etwa 25 bis 30 Morgen 
aufnehmen ſollte, alſo ſolche Stellen, die bei dem 
guten Bledauer Boden durchaus als exiſtenzfähig 
angeſehen werden konnten, trotzdem aber den An- 
reiz, noch einem Nebenerwerb nachzugehen, in ſich 
trugen, da bei normaler Bewirtſchaftung die volle 
Beſchäftigung einer Siedlerfamilie noch nicht vor⸗ 
liegt. Auch ein Teil der Inſthäuſer auf dem 
Hauptgute wurde nach den gleichen Grundſätzen 
verwertet. 

Ueberblickt man den auf dieſe Weiſe entwickel⸗ 
ten Siedlungsplan, ſo könnte man die Siedlungs⸗ 
fläche als in 3 Teile zerlegt bezeichnen (Abb. 2). 
Zwei Rohaufteilungen: Hauptgut und Vorwerk, 
und eine als ein weiträumiges neuzeitliches Dorf 
entwickelte Neuſiedlung (Abb. 1). Bei der An- 
lage dieſer Neuſiedlung wurde darauf Bedacht 
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genommen, daß es für den Verkehr wie auch für 
die Siedler nicht erwünſcht ſein könne, zu viel 
Kreuzungspunkte mit der ſtark belaſteten Chauſſee 
zu erhalten. Es wurden infolgedeſſen beiderſeits 
der Chauſſee Parallelwege als Zugangswege zu 
den Siedlungen angeordnet und die bereits be⸗ 
ſtehenden Zuwege mit der Chauſſee ſo unterein⸗ 
ander verbunden, daß neue Zuwege nicht nötig 
wurden. Bei der Neuſiedlung wurde darauf ge— 
halten, daß jedes Gehöft möglichſt auf dem dazu 
gehörigen Plan errichtet werden konnte. Es 
wurde alſo bewußt von der Form des alten Dor- 
fes, das die gedrängte Hoflage bevorzugt, abge— 
gangen und eine 
neuzeitliche Dorfform 


von ausgeſprochen weiträumigem Charakter an⸗ 
geſtrebt. Dieſe Weiträumigkeit drückt ſich auch in 
dem beträchtlichen Abſtand der beiden Häuſer— 
reihen aus. Sie war in unſerem Falle dadurch 
geboten, daß bereits ſeit längerer Zeit die Ab⸗ 
ſicht beſteht, die Cranzer Chauſſee ungefähr auf 
das Doppelte ihres Ausmaßes zu verbreitern. 


Im ganzen wurden 52 Stellen ausgelegt (vgl. 
Aufteilungsplan Abb. 3), und zwar 24 Stellen 
von etwa 25—30 Morgen, 5 Stellen von etwa 
30—40 Morgen und 23 Stellen zwiſchen 40 und 
60 Morgen. 


Wie ſchon bemerkt, beſteht die Neuſiedlung in 
der Hauptſache aus kleineren Stellen. Die gro⸗ 
ßen Gebäude des Hauptgutes wurden zur Bil⸗ 
dung der größeren Stellen verwendet (bis zu 
60 Morgen), während die vorhandenen Inſthäu⸗ 
ſer ebenfalls als Stellen von 25 bis 30 Morgen 
ausgelegt wurden. Das Vorwerk Schulſtein 
konnte faſt durchweg zu Stellen von etwa 40 bis 
50 Morgen verwendet werden, die durch gleich- 
mäßige Verſorgung mit leichterem und mittlerem 
Boden eine gut ausgeglichene Landzulage er- 
hielten. Hier konnte auch einigen Anliegerwün⸗ 
ſchen, die von der benachbarten Siedlung Steinit⸗ 
ten aus geäußert wurden, entſprochen werden. 
Vorbehaltsland wurde nur in geringem Umfange 
ausgelegt, da die Stellen an und für ſich als land⸗ 
wirtſchaftlich lebensfähig angeſehen werden kön⸗ 
nen. An Gemeindedotationen wurden ausgelegt: 
eine Kiesgrube, ein Armenhaus mit Armenland 
und ein Sportplatz. Die Schule liegt in Schul⸗ 
ſtein und bedurfte keiner weiteren Vergrößerung. 


Als 
Typ der Neubauſtelle 


wurde der in Abb. 4-5 dargeſtellte Ein⸗ 
ſpännertyp gewählt. Die Ausführung erfolgte 
in ausgemauertem Fachwerk, das zum Zweck 
der beſſeren Wärmehaltung auf der Innen— 
ſeite mit einer Papplage verſehen wurde 
als Anterlage für eine Spließſchalung mit 
Rohrputz. Dieſe Ausführung entſpricht wärme⸗ 


techniſch knapp einer 38 Zentimeter ſtarken Wand, 
hat dieſer gegenüber aber den Vorteil, daß die 
Feuchtigkeitsaufnahme geringer iſt, der Windan⸗ 
fall durch die Papplage gehemmt wird und das 
Beſchlagen der Innenwände vermieden wird. 
Das Gebäude wurde mit einem Drempel ver⸗ 
ſehen, um genügend Schüttboden und Ausbau⸗ 
fläche zu erhalten. Außerdem wurde jeder 
Stelle eine Scheune von entſprechendem Ausmaß 
beigegeben. Den reichlichen Raum, welcher dieſen 
Stellen gegenüber bei den Umbauſtellen gewon⸗ 
nen wurde, zeigt der Grundriß einer Vollbauern⸗ 
ſtelle auf dem Hauptgut (Abb. 6 und 7). 


Bei der Stellenbeſetzung wurde eine 
große Zahl der anſäſſigen Landarbeiter berück⸗ 
ſichtigt. Von Handwerkern fand ein Schmied in 
der alten Schmiede eine neue Wirkungsſtätte. 
Ein Siedler eröffnete einen Kramladen. Ein 
Gärtner wird das ihm zur Verfügung geſtellte 
Land nach und nach gärtneriſcher Nutzung zu⸗ 
führen. Es iſt zu erwarten, daß auch weitere 
Siedler gärtneriſche Produkte erzeugen werden. 
Doch ſind alle zunächſt noch zu ſehr mit der Ein- 
richtung auf ihren Grundſtücken beſchäftigt, als 
daß man heute ſchon ſagen könnte, ſie werden ih 
in der oder jener Richtung den günſtigen Vor⸗ 
ausſetzungen entſprechend entwickeln. Die Sied⸗ 
lung wurde im Juli dieſes Jahres bezogen. Die 
Vorbedingungen ſind ſo, daß man mit einer guten 
Weiterentwicklung rechnen kann. 

W. Schlem m 
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Der freiwillige e und die land wirtſchaftliche Siedlung 


Von Oberregierungsrat 
Dr. Dr. Rufch » Dresden 


Abb. 1 


Arbeitstrupp 
auf dem Marſch zur Arbeit 


Der erſte Fall, bei dem der freiwillige Arbeits⸗ 
dienſt zur landwirtſchaftlichen Siedlung herange⸗ 
zogen wird, iſt in Sachſen das Siedlungsvor⸗ 
haben des „Sächſiſchen Heim“, Landes-Siede⸗ 
lungs⸗ und Wohnungsfürſorgegeſellſchaft G. m. 
b. H., Dresden, auf dem von ihm erworbenen 
Rittergut Neukirchen bei Chemnitz. Bei dem 
großen Intereſſe und der Bedeutung, die dem 
freiwilligen Arbeitsdienſt heute beizumeſſen iſt, 
dürfte die Durchführung dieſer Art und die da= 
mit gemachten Erfahrungen auch von allgemei⸗ 
nem Intereſſe ſein. 


Das Siedlungsvorhaben: 


Das Rittergut Neukirchen grenzt an die Stadt- 
flur von Chemnitz an, iſt 255 Hektar groß, mit 
185 Hektar landwirtſchaftlich genutzter Fläche und 
70 Hektar Wald. Es werden dort 15 land⸗ 
wirtſchaftliche Siedlungsſtellen er⸗ 
richtet und zwar 6 Umbau-, 4 Neubaus und 
5 Landarbeiterſtellen. Die Größe der einzelnen 
Bauernſtellen ſchwankt zwiſchen 4—14,5 Hektar. 
Zwei Stellen werden als ſogenannte Aufbaus 
ſtellen aufgezogen, die dem Erwerber die Mög⸗ 
lichkeit geben, durch eigene Arbeit ſpäter Land 
dazu zu erwerben und ſich eine kleine Bauern⸗ 
ſtelle aufzubauen. 10 Anlieger erhalten Land 
zur Vergrößerung ihrer Betriebe. Es verbleibt 
dann ein Reſtgut in Größe von etwa 100 Hektar. 
Neben dieſer ausgeſprochenen landwirtſchaftlichen 
Siedlung werden 50 vorſtädtiſche Klein⸗ 
ſiedlungen errichtet, nach denen in dieſem 
dicht beſiedelten Induſtriebezirk beſonders große 
Nachfrage herrſcht. Die einzelnen Stellen ſind 
in einer Größe von etwa je 1200 qm vorgeſehen. 


Als neuer Geſichtspunkt taucht in Neukirchen 

der Gedanke der 
Nebenerwerbsſiedlung 

auf. Siedler in Kurzarbeit ſollen ſoviel Land 
bekommen, daß ſie ihre Arbeitskraft voll aus⸗ 
nützen, und den durch die Kurzarbeit entſtehen⸗ 
den Bargeldausfall durch Anbau von Gemüſe und 
Kartoffeln ſowie Kleintierhaltung zum Eigen⸗ 
verbrauch erſetzen können. In Anbetracht der 
ſtrukturellen Aenderung unſeres Arbeitsmarktes 
und der großen Anzahl von Arbeitern, die auf 
lange Zeit hinaus auf Kurzarbeit angewieſen ſein 
werden, iſt der Nebenerwerbsſiedlung, namentlich 
für das Land Sachſen, eine ganz beſondere Be- 
deutung beizumeſſen. 

Die Bauten werden nicht ausſchließlich vom 
freiwilligen Arbeitsdienſt ausgeführt, ſondern in 


Abb. 2 Umbauſtelle einer verfallenen Schäferei 
in eine Kuhbauernſtelle 
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der verſchiedenſten Abwandlung in Verbindung 
mit dem Bauhandwerk. 

Die Um⸗ und Ausbauſtellen, d. h. die Gebäude, 
die ſchon vorhanden ſind, wie alte Wohngebäude, 
Scheunen, zerfallende Gebäude uſw., und zu land⸗ 
wirtſchaftlichen Siedlungsſtellen eingerichtet wer⸗ 
den, ſind, ſoweit Erd⸗, Beton-, Maurer-, Zimme⸗ 
rer⸗, Dachdecker- und Malerarbeiten in Frage 
kommen, allein durch den freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt durchgeführt, unter Leitung des Bauführers 
des „Sächſiſchen Heim.“ Die Klempnerarbeiten 
und die weiteren Ausbauarbeiten, wie Tiſchler⸗, 
Glaſer⸗, Ofen⸗, Schloſſer⸗, Licht⸗ und Waſſerinſtal⸗ 
lationsarbeiten, werden im Wege der beſchränk⸗ 
ten Submiſſion an Handwerkern ausgeſchrieben 
und wie bei jedem anderen Unternehmerbau ver⸗ 
geben. Für dieſe Arbeiten übernehmen auch die 
Handwerker die feſtgeſetzte Garantieverpflichtung. 
Handwerkszeug, Gerüſte und Geräte werden hier 
vom „Sächſiſchen Heim“ bzw. vom freiwilligen 
Arbeitsdienſt geſtellt. 


Abb. 3 Der Einbau von Landarbeiterwohnungen 
in alte Remiſen 


Die Bauten, die vollkommen als Neubauten 
errichtet werden, werden ſo durchgeführt, daß der 
Bauunternehmer für die Erd», Beton⸗, Maurer⸗ 
und Zimmererarbeiten einen Maurer- und Zim⸗ 
merpolier als Aufſicht zur Verfügung ſtellt, 
außerdem die notwendigen Gerüſte und Geräte 
gegen einen feſten Betrag mitbringt. Der Mau⸗ 
rer⸗ und Zimmerpolier wird gegen tarifmäßigen 
Lohn vom Unternehmer bezahlt. Der Unterneh⸗ 
mer erhält für die Dauer der Bauzeit von dem 
Bauherrn (Sächſiſchen Heim) einen feſten Pau- 
ſchalbetrag, hat alſo Intereſſe daran, daß möglichſt 
ſchnell gearbeitet wird und die Poliere ihn mit 
dem Arbeitslohn nicht zu hoch belaſten. 

Die Erd⸗, Beton⸗, Maurer- und Zimmererarbei⸗ 
ten ſelbſt werden durch Arbeiter des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes erledigt, ebenſo die Dachdeder- 
und Malerarbeiten. Sämtliche anderen Arbeiten 
werden wie bei den Um⸗ und Ausbauſtellen an 
zünftige Handwerker im Wege der beſchränkten 
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Abb. 4 Umbau einer alten Scheune in eine Kuhbauernſtelle 


Ausſchreibung vergeben. (Klempner, Tiſchler, 
Glaſer, Ofen, Schloſſer, Licht⸗ und Waſſerinſtal⸗ 
lation.) Bei dieſen Handwerkerarbeiten wird 
ſelbſtverſtändlich den Arbeitern der tarifmäßige 
Lohn gezahlt. Sämtliche Handwerkerarbeiten 
ſind umſatzſteuerfrei und die dadurch eintretende 
Verbilligung der Preiſe muß der Siedlung zu⸗ 
gutekommen. 

Die vorſtädtiſche und Nebenerwerbs- 
ſiedlung wird ſo durchgeführt, daß nur die 
Erd⸗ und Dachdeckerarbeiten durch den freiwilli⸗ 
gen Arbeitsdienſt erfolgen. Sämtliche anderen 
Arbeiten, Beton-, Maurer-, Zimmerer-, Tiſchler⸗, 
Glaſer⸗, Schloſſer⸗, Ofen⸗, Klempner⸗, Licht: und 
Waſſerinſtallationsarbeiten werden im Wege der 
beſchränkten Ausſchreibung an Handwerksmeiſter 
unter Zugrundelegung der Bezahlung im Tarif⸗ 
lohn vergeben. Die mit dieſer Arbeitsteilung ge⸗ 
machten Erfahrungen ſind durchaus zufrieden⸗ 
ſtellend. 

Aufbau des freiwilligen Arbeitsdienſtes: 


Träger des Dienſtes iſt der Jungdeutſche Orden, 
der das Verdienſt hat als Pionier für den frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt mit ſeinen Arbeiten am 
Albrechtsbach bei Bautzen bahnbrechend auf die⸗ 
ſem Gebiet gewirkt zu haben. Das Kommando 
des freiwilligen Arbeitsdienſtes in Neukirchen iſt 
auf über 150 Mann angewachſen. Gerade bei 
der Erſtehung von Siedlungsbauten greifen die 
verſchiedenſten Arten von Arbeiten ineinander 
ſo daß bei der Auswahl der Arbeitskräfte auch 
die verſchiedenſten Sparten berückſichtigt werden 
müſſen, Das Durchſchnittsalter der Dienſtwilli⸗ 
gen beträgt 201, Jahr. Vor etwa 2 Wochen, als 
ſich der Beſtand der Arheitsdienſtwilligen auf 132 
belief, ſetzten ſie ſich berufsmäßig folgendermaßen 


züſammen: Maurer 25 Mann 
Zimmerleue 18 
E Be 


Sonſtige Berufe 15 

Metallarbeiter, Schloſſer 14 „„ 
Kaufmänniſche Berufe. 8 „ 
Ungelernte Arbeiter. . 11 „ 
Verſchiedeen 38. „ 


Die Arbeitsdienſtwilligen ſtammen zum größten 
Teil aus Weſtſachſen, vor allem aus der Chem— 
nitzer Gegend. Beſonders hervorzuheben iſt, daß 
alle politiſchen Richtungen vertreten ſind. Dem 
Jungdeutſchen Orden gehören nur 23 von den 
aufgezählten Arbeitsdienſtwilligen an. Das 
„Sächſiſche Heim“ und der Jungdeutſche Orden 
haben von vornherein den größten Wert darauf 
gelegt, jede Einſeitigkeit in der Zuſammenſetzung 
des Lagers ſtreng zu vermeiden. 


Im Innendienſt wird ein Kommandoſchreiber, 
ein Schuhmacher und 1 Küchenwart beſchäftigt. 
Die Küche wird von 3 Jungdeutſchen Ordens— 
ſchweſtern beſorgt. Die Unterbringungsverhält: 
niſſe ſind beſonders günſtig, da das geſamte alte 
Schloß zur Verfügung geſtellt werden konnte. In⸗ 
ſofern iſt dieſes Lager gegenüber anderen beſon— 
ders gut untergebracht. Die Geräte-Ausſtattung, 
Betten, Bettwäſche ſind zum größten Teil von der 
Reichswehr zur Verfügung geſtellt worden. 


Das Kommando gliedert ſich in Gemeinſchaften 
zu je 10 Mann, die ſich ihre Führer ſelbſt wählen, 
die aber wiederum von einem Kommandoleiter 
beſtätigt werden. Je 5 Gemeinſchaften bilden in 
der Regel einen Zug, der von einem Zugführer 
geführt wird, auch dieſer wird von den Gemein⸗ 
ſchaftsführern dem Kommandoleiter zur Beſtäti— 
gung vorgeſchlagen. 


Die Arbeitszeit beträgt 42 Wochenſtunden. Im 
Anfang fiel den Beteiligten die Arbeit zum Teil 
recht ſchwer und es gab allerhand Musteljchmer- 
zen zu überwinden. Sehr bald aber war der 
Körper auf dieſe Arbeit eingeſpielt, und die Ar⸗ 
beitsleiſtung darf als durchaus befriedigend be— 
zeichnet werden. Im Anfang betrug ſie etwa 
60% bei einer Normalarbeitsleiſtung und hat 
ſich auf 85% erhöht, wobei nicht vergeſſen wer- 
den darf, daß bei Normalarbeit ſtets die 48-Stun⸗ 
denwoche zugrunde gelegt wird. 


Außer freier Unterkunft wird freie Verpfle⸗ 
gung und freie Bekleidung gewährt. Dieſe beſteht 
aus einem Arbeitsanzug, einem Ausgeheanzug, 
2 Paar Schnürſchuhen, 2 Paar Strümpfen, 
2 Hemden, 2 Unterhoſen und 1 Mütze. Außer⸗ 
dem erhält jeder ein wöchentliches Taſchengeld 
von RM 3,50. Da die Arbeit als volkswirtſchaft— 
lich wertvoll anerkannt wird, kann nach einer 
Beſchäftigung von mindeſtens 12 Wochen jedem 
Arbeitswilligen eine Siedlungsgutſchrift in Höhe 
von RM 1,50 pro Arbeitstag und Antrag be— 
willigt werden, die ihm eine Beihilfe zur Errich⸗ 
tung einer eigenen Siedlerſtelle oder eines Eigen- 
heimes ſein ſoll. 

Die Heranziehung des freiwilli⸗ 
gen Arbeitsdienſtes für landwirt⸗ 
ſchaftliche Siedlung bietet gegen⸗ 
über Regulierungs⸗ und Meliora⸗ 
tionsarbeiten den Vorteil, daß ſie 


innere Beziehungen zum Siedlungs⸗ 
gedanken ſchafft und in manchem Be⸗ 
teiligten den Wunſch aufkeimen 
läßt, ſich ſpäter ſelbſt anzuſiedeln. 
Die harte Arbeit des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
ſchafft zweifellos ausgezeichneten Nachwuchs an 
Siedlermaterial. 

Die Verpflegung erfolgt in einer vom Jung: 
deutſchen Orden ſelbſt betriebenen Küche. Der 
Mann erhält außer nahrhaftem Mittageſſen pro 
Woche 101, Pfund Brot, je Tag 75 Gramm Mol- 
kereibutter, 50 Gramm Fett, 75 Gramm Marme⸗ 
lade, 100 Gramm Wurſt und zur Ergänzung des 
Abendbrotes abwechſelnd Käſe, Tomaten, Fiſch 
uſw. Wochentäglich gibt es Kornkaffee oder Tee, 
am Sonntag dagegen Bohnenkaffee oder Kakao. 

Der Geſundheitszuſtand, der dauernd überwacht 
wird, iſt gut, durchſchnittlich iſt nur eine Kran⸗ 
kenziffer von 2% zu verzeichnen. 

In den Freizeiten werden Sport und Spiel ge⸗ 
trieben, beſonderer Wert wird auf wiſſenſchaftliche 
und ſtaatsbürgerliche Erziehung in den Gemein- 
ſchaftsabenden gelegt. Die Entwicklung des Ge- 
meinſchaftslebens iſt vielleicht eine der bedeutend⸗ 
ſten Aufgaben. Nach den bisher gemachten Beob— 
achtungen haben ſich die jungen Leute ausgezeich— 
net zuſammen eingelebt und es iſt erneut der 
Beweis erbracht, daß es doch möglich iſt, Men- 
ſchen, ſelbſt wenn ſie politiſch und weltanſchaulich 
noch ſo verſchieden ſind, fußend auf einer großen 
Idee zu einer gemeinſamen Arbeit, zu gemein- 
ſamem Schaffen zuſammenzuführen. Die Er- 
kenntnis, daß der politiſche Gegner nicht auch ein 
perſönlicher Feind zu ſein braucht, und daß man 
auch in ihm den Menſchen achten kann, iſt eine 
der vorzüglichſten Nebenwirkungen des freiwilli— 
gen Arbeitsdienſtes, die in Anbetracht der politi⸗ 
ſchen Zerriſſenheit unſeres Volkes nicht hoch ge— 
nug veranſchlagt werden kann. 

Neben der ethiſchen und politiſchen 
Bedeutung des freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſtes haben die bisherigen 
Erfahrungen in Neukirchen gezeigt, 
daß er für die Siedlung auch von 
wirtſchaftlicher Bedeutung iſt. Sach⸗ 
ſen, das bisher wegen ſeiner hohen Baukoſten be= 
ſondere Schwierigkeiten auf dem Gebiete der 
landwirtſchaftlichen Siedlung hatte, kann die für 
Siedlungskredite ſeitens des Reiches vorgeſchrie— 
benen Höchſtſätze nur dann einhalten, wenn es die 
durch Heranziehung des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes möglichen Erſparungen erzielt. 

Die in Neukirchen mit der Heranziehung des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes bei der landwirt- 
ſchaftlichen Siedlung gemachten Erfahrungen, 
haben den Anlaß gegeben, daß auch in einem 
weiteren Fall bei der Beſiedlung des Gutes Gär- 
titz bei Döbeln der freiwillige Arbeitsdienſt her— 
angezogen wird. 
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Streiflichter 
zum wirtſchaftlichen Konjunkturverlauf 


Die Weltkonjunktur Anfang Dezember 1932. 

Das Inſtitut für Konjunkturforſchung gibt in 
dem ſoeben erſchienenen 3. Heft des 7. Jahrgangs 
der Vierteljahreshefte zur Konjunkturforſchung 
zum erſten Male eine günſtigere Diagnoſe 
über die wirtſchaftliche Konjunk⸗ 
turlage im allgemeinen und in den einzelnen 
Wirtſchaftszweigen. In der Weltwirtſchaft kann 
der Konjunkturabſchwung im großen Ganzen als 
beendet gelten. Zwar ſind an den Waren⸗ und 
Effektenmärkten Rückſchläge eingetreten; dieſe ſind 
aber größtenteils techniſch bedingt. Im Anſchluß 
an die vordem in Gang befindliche Hauſſe haben 
ſich Produktion und Beſchäftigung gebeſſert. Ak⸗ 
tienmärkte und Warenmärkte dürften im weſent⸗ 
lichen in der Horizontalbewegung verharren. Der 
Rentenmarkt wird ſich mit der allmählichen Ab⸗ 
nahme des Mißtrauens zunehmend verflüſſigen. 
Der Rückſchlag an den Warenmärkten, der z. T. 
als Reaktion auf die vorangehende Preisüberſtei⸗ 
gerung anzuſehen iſt, läßt bedeutende Verände⸗ 
rungen des allgemeinen Preisſtandes vorerſt 
kaum erwarten. Die derzeitige Entwidlungs- 
tendenz dürfte das Ende der Wirtſchafts⸗ 
ſchrumpfung in den meiſten und wich⸗ 
tigſten Ländern bedeuten. 


Konjunkturlage in Deutſchland. 

In Deutſchland iſt die Beſchäftigung zum erſten 
Male ſeit 4 Jahren konjunkturell leicht geſtiegen. 
Auch Produktion und Umſätze haben ſich leicht be— 
lebt. Begünſtigt waren vor allem die Verbrauchs⸗ 
güterinduſtrien. In den Produktionsgüterindu⸗ 
ſtrien war der Umſckwung weniger ausgeprägt. 
Immerhin ergab ſich auch hier eine leichte Be⸗ 
lebung. Nach den Feſtſtellungen des Inſtituts 
dürfte die Periode kriſenhafter Wirtſchafts⸗ 
ſchrumpfung abgeſchloſſen und der Eintritt 
in die Depreſſionsphaſe vollzogen 
ſein. Seit etwa Jahresmitte hat die deutſche 
Wirtſchaftskonjunktur einen grundſätzlichen neuen 
Entwicklungsabſchnitt begonnen: Produktion, 
Umſatz, Beſchäftigung ſind n a ch 
jahrelangem Rückgang in eine Hori⸗ 
zontalbewegung umgebogen; die 
Zahl der Konkurſe, Vergleichsver⸗ 
fahren und Wechſelproteſte nimmt 
ab; der Abbau der Bankdebitoren 
ſcheint zum Stillſtand gekommen, 
der Kapitalmarkt zeigt Anſätze zur 
Entſpannung. 

Als Arſachen dieſes Tendenzwechſels und als 
Merkmale für die gegenwärtige Lage nennt das 
Inſtitut folgende Erſcheinungen: Im Verhältnis 
von Produktion und Abſatz ſind entſcheidende 


Wandlungen vor ſich gegangen. Die Produktion, 
vordem langſamer abnehmend als der Abſatz und 
deshalb zur Vorratsſtauung führend, iſt bis an 
und unter die Abſatzgrenze geſunken. Die Vor⸗ 
räte haben infolgedeſſen ihr Maximum über⸗ 
ſchritten und beginnen zurückzugehen; der Druck 
auf die Preiſe läßt nach. Zugleich iſt die Nach⸗ 
frage unter das eigentlich notwendige Niveau ge- 
drückt worden, indem auf ordnungsgemäßen Er⸗ 
ſatz der Produktionsausrüſtung verzichtet wird, 
und die Durchführung an ſich notwendiger Auf- 
gaben unterbleibt. Ueber kurz oder lang 
wird jo eine erhöhte Nachfrage er- 
z wungen werden. 

Die Gefahr eines erneuten Rückfalls in die 
Kriſis iſt weſentlich geringer als früher, weil 
Warenbeſtände, die zur Realiſierung um jeden 
Preis drängen, kaum noch vorhanden ſind und 
andererſeits die finanzielle Stabilität der Wirt⸗ 
ſchaft ſich weſentlich erhöht hat. 

Die deutſche Landwirtſchaft. 

In der Landwirtſchaft iſt die diesjährige Ge- 
treideernte ſo reichlich ausgefallen, daß der 
Bedarf an Brot und Futter aus hei⸗ 
miſchen Erzeugniſſen zum erſtenmal 
ſeit Anfang der 70er Jahre gedeckt 
werden kann. Die Preiſe ſind zurückgegan⸗ 
gen, obgleich die Landwirte in ihren Verkaufs⸗ 
dispoſitionen nach den Beobachtungen diesmal 
ſehr vorſichtig geweſen ſind. Z. T. iſt dies auf 
die Haltung der Treuhänder in den Umſchul⸗ 
dungsbetrieben zurückzuführen. Das Angebot 
blieb alſo relativ gering; auf der anderen Seite 
haben ſich aber Handel und Mühlen infolge der 
Unficherheit des Marktes nur kurzfriſtig einge⸗ 
deckt und trachten danach, die Lagerhaltung auf 
den Produzenten abzuwälzen. Die Preiſe fielen 
bis faſt auf den Tiefſtand der Jahre 1924 und 
1925. Infolge der Stützungsmaßnahmen der 
Reichsregierung konnten ſich die Preiſe für Wei⸗ 
zen jedoch bis Mitte November wieder auf 
RM 200,—, für Roggen auf RM 160, — je Tonne 
erholen. Nach den bisherigen Erfahrungen im 
Ausland kann eine großzügige Magazinierung 
von landwirtſchaftlichen Produkten zum Saiſon⸗ 
ausgleich innerhalb eines Jahres wertvolle 
Dienſte leiſten. Die Lagerung einer Ware auf 
Jahre zwecks Valoriſierung iſt aber bisher erfolg⸗ 
los geblieben, da dann die Produzenten ſich den 
Abſatzmöglichkeiten nicht anpaſſen, und die an⸗ 
haltende Ueberproduktion ſowie die dauernd 
wachſenden Vorräte den Markt erdrücken. In 
Deutſchland empfiehlt ſich aber die Magazinie⸗ 
rung, weil bei den Ernten in den nächſten Jahren 
— wie in den Vorjahren — ſich wiederum ein 
Defizit gegenüber dem Eigenbedarf Deutſchlands 
ergeben könnte. Die Stützung der Getreidepreiſe 
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dient danach dazu, die Inlandpreiſe während eini⸗ 
ger Jahre der Weltmarktbaſis hoch zu halten. 
Wenn aber infolge der Produktionskoſtenſenkung 
die Preisabſchläge am Weltmarkt in einem ge⸗ 
wiſſen Umfang aufrecht erhalten bleiben, jo 
wird nach der Prognoſe des Inſti⸗ 
tuts auch in Deutſchland die Preis⸗ 
ſtützung durch Verbeſſerung der 
Produktionsmethoden ergänzt wer⸗ 
den müſſen, wenn dem Preisdruck 
des Auslands auf die Dauer ſtand⸗ 
gehalten werden ſoll. 

Die ſeit langem ungünſtigen Abſatzbedingun⸗ 
gen in der Viehwirtſchaft haben ſich im abgelau⸗ 
fenen Vierteljahr, abgeſehen von ſaiſonbedingten 
Preisanſtiegen, nicht gebeſſert. 

Bau⸗ und Wohnungswirtſchaft. 

Die konjunkturelle Schrumpfung der geſamten 
Bauwirtſchaft hat ſich in den letzten Monaten 
verlangſamt. Die Beſchäftigung im Hochbau 
konnte ſich Mitte Oktober annähernd auf den 
Stand vom Juni halten. Sie iſt erſt in den letz⸗ 
ten Wochen leicht geſunken. Bei weiter unver- 
ändert rückgängigem Wohnungszugang haben ſich 
Planung und Inangriffnahme von Neubauten in 
den Monaten Auguſt und September ſeit länge— 
rem wieder über den Vorjahrsſtand erhoben. Im 
Gegenſatz zum Wohnungsbau ließ im gewerblichen 
Bau die Schrumpfung in den letzten Monaten 
merklich nach. Im Tiefbau hat unter dem un⸗ 
mittelbaren Einfluß der Arbeitsbeſchaffungsmaß— 
nahmen die Beſchäftigung zugenommen. 

Abſatz und Erzeugung von Bauſtoffen glichen 
ſich der Geſtaltung der Bautätigkeit an. Die 
Preiſe ſanken wenig und erlangten mehr und 
mehr den Vorjahrsſtand. 


Die Bilanz des Wohnungsbaues im Jahre 1932 
ergibt ein wenig günſtiges Bild. In den Mona⸗ 
ten Januar bis September blieb der Wohnungs- 
zugang in den erfaßten Groß-Gemeinden um rd. 
59 v. H. hinter dem des Vorjahrs zurück. Wenn 
auch der Rückgang der Bautätigkeit auf dem fla⸗ 
chen Land wahrſcheinlich weniger ſtark iſt, ſo kann 
nach der vorläufigen Berechnung des Inſtituts 
der Wohnungszugang des Jahres 1932 auf nur 
rd. 110 000 bis 120000 Wohnungen gegen⸗ 
über rd. 252000 Wohnungen im Vor⸗ 
jahr und 33000 Wohnungen im Jahre 
1930 geſchätzt werden. 

Die Wohnungsbautätigkeit hat im Jahre 1932 
einen den Vorjahren gegenüber weſentlich ver- 
änderten Charakter. Sowohl die auf der Nach⸗ 
fragejeite (Einkommensſchrumpfung) wie auf der 
Angebotſeite (Fortfall der öffentilchen Bezuſchuſ⸗ 
ſung und Verſiegen des Kapitalmarkts) wirk⸗ 
ſamen Faktoren ließen die Errichtung großer 
Häuſerblocks kaum mehr zu. An ihre Stelle ſind 
das Eigenheim und das Siedlungs- 
haus einfachſter Ausſtattung getreten, deren 


Bau ohne Inanſpruchnahme des freien Kapital- 
markts finanziert werden konnte. Im Zuſam⸗ 
menhang hiermit gewinnt die Bautätigkeit auf 
dem flachen Lande wieder erhöhte Bedeutung. 
Zugleich tritt mit dem faſt völligen Fortfall der 
Bezuſchuſſung des Wohnungsbaus durch öffentliche 
Mittel der private Bauherr wieder mehr und 
mehr in den Vordergrund. So wird ſich der 
Wohnungszugang des Jahres 1932, abgeſehen von 
dem Ueberhang aus dem Vorjahr (rd. 54 000 
Wohnungen), zu überwiegendem Teil 
aus Eigenheim⸗ und Stadtrand⸗ 
ſiedlungsbauten zuſammenſetzen. 
Daneben iſt der Wohnungsbau mit ſchätzungs⸗ 
weiſe rd. ein Fünftel am geſamten Bauergebnis 
beteiligt. 

Die Bruttoinveſtionen im Wohnungsbau 
können im Jahre 1932 nach vorläufiger Berech⸗ 
nung auf höchſtens 0,6 Milliarden RM, d. h. auf 
erheblich weniger als die Hälfte des Vorjahres 
geſchätzt werden. Die Schrumpfung des In⸗ 
veſtionswertes iſt nicht nur eine Folge des ver⸗ 
ringerten Bauvolumens, ſondern auch der weite- 
ren Baukoſtenſenkung, der einfacheren Wohnungs- 
ausſtattung und des erhöhten Anteils der Woh— 
nungsumbauten. 


Der Rückgang des deutſchen Volkseinkommens. 


Nach Anterſuchungen des Statiſtiſchen 
Reichsamts iſt das deutſche Volkseinkommen, 
das 1913 im alten Reichsgebiet rd. 50 Milliarden 
RM damaliger Kaufkraft betrug, im jetzigen Ge⸗ 
biet von 1925 bis 1929, dem bisherigen Höhe⸗ 
punkt der Nachkriegsentwicklung, von nominal rd. 
60 auf 76 Milliarden RM geſtiegen und in dem 
Kriſenjahr 1931 auf 57 Milliarden RM geſun⸗ 
ken. Die Umrechnung der Geſamtziffern auf das 
heutige Reichsgebiet ergibt für 1913 rd. 45,7 
Milliarden RM damaliger Kaufkraft, alſo bis 
1929 einen Nominalzuwachs der Geſamteinkom⸗ 
men von rd. 67 v. H. Die Umrechnung auf 
Kaufkraft von 1928 mit Hilfe der Reichsindex⸗ 
ziffern zeigt indeſſen, daß die nominale Steige⸗ 
rung zum überwiegenden Teil Ausdruck des ver⸗ 
änderten Geldwerts iſt. In Kaufkraft von 1928 
ausgedrückt, ſtieg das Geſamteinkommen von 1913 
bis 1929 nur um 8 v. H., infolge der größeren 
Bevölkerungsdichte nur um rd. 1 v. H. Schaltet 
man jedoch den zahlenmäßigen Einfluß des ver- 
änderten Altersaufbaus der Bevölkerung durch 
Umrechnung der Bevölkerung auf Verbrauchsein⸗ 
heiten, Vollperſonen“, aus, ſo ergibt ſich 1929 je 
Vollperſon ſtatt des 1 igen Kaufkraftzuwachſes 
eine Abnahme von rd. 5 v. H., die durch die 
Reparationsleiſtungen auf rd. 8 v. H. je Voll⸗ 
perſon unter den Vorkriegsſtand ſank. Für das 
Jahr 1931 ergibt ſich ein Abſinken des Volksein⸗ 
kommens gegenüber dem Höhepunkt von 1929 um 
nominal rd. 25 v. H. Auch bei Berückſichtigung 
des Ausgleichs durch die Preisbewegung verbleibt 
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gegenüber 1929 ein Kaufkraftſchwund des Volks⸗ 
einkommens um 15 v. H. von der Geſamtſumme 
und um 16 v. H. je Vollperſon. Nach dem 
Stande von 1931 liegt der Verſor⸗ 
gungsgrad der deutſchen Bevölke⸗ 
rung, gemeſſen an dem je Vollperſon 
für Inlandszwecke verfügbaren 
Realeinkommen, um 6 v. H. unter dem 
Stande von 1925 und um 22 v. H. unter 
dem Vorkriegsniveau. Die Entwick⸗ 
lung von 1932 läßt weitere erheb⸗ 
liche Ausfälle erwarten. 


Zukunft der ländlichen Siedlung 

Im Aufruf des Generalfeldmarſchalls von Hin⸗ 
denburg an die in die Heimat zurückkehrenden 
Krieger heißt es u. a.: 15 

„Die Vorarbeiten zu einem großzügigen An⸗ 
ſiedlungswerk er im Gange; die Ausführung 
wird unverzüglich beginnen und ſo ſchnell geför⸗ 
dert werden, wie der gegenwärtige Mangel an 
Baumaterial, Kohlen und Transportmitteln es 
geſtattet ... Auf billig erworbenem Lande mit 
billigem öffentlichen Gelde werden für Land⸗ 
wirte, Gärtner und Handwerker hunderttauſende 
von Stellen errichtet, für ſtädtiſche Arbeiter, An⸗ 
geſtellte, Beamte und Angehörige verwandter 
Berufe aber Häuſer in Gartenſtädten und Garten⸗ 
vorſtädten erbaut und gegen mäßige Verzinſung 
der Selbſtkoſten übergeben werden ...“ 

Dies Verſprechen des Marſchalls und jetzigen 
Reichspräſidenten trug dem Wunſch und Willen 
breiter Volksmaſſen Rechnung, nach dem unglück— 
lichen Ausgang des Krieges auf eigener Scholle 
ſich ein neues Daſein aufzubauen. Aber dies Ver: 
langen trat während der Scheinblüte der Indu— 
ſtrie zurück, und nicht mehr als rd. 26 000 neue 
Bauernſtellen wurden bis einſchließlich zum Jahre 
1928 geſchaffen. Erſt mit dem Einbruch der indu⸗ 
ſtriellen Kriſe und unter dem Druck der Arbeits⸗ 
loſigkeit wurde die Siedlung wieder zur BVolfs- 
bewegung. Der Rufnachneuen Arbeits⸗ 
plätzen ertönte immer dringender. 

Das Siedlungsergebnis ſteigerte ſich: 

In der ländlichen Siedlung wurden 

1929 5549, 

1930 7441, 

1931 8889 Siedlerſtellen geſchaffen, von denen 
jede einer Familie Arbeit und Brot geben ſoll. 
Das Ergebnis dieſer drei Jahre reicht alſo faſt 
an das der 10 Jahre von 1919 bis 1928 heran. 

Die Regierung Brüning verkündete ein 
Siedlungsprogramm von gewaltigem Umfang. 
Sie ſtürzte. Die Regierung von Papen betonte 
ihre große Siedlungsfreundlichkeit. Das Sied- 
lungsergebnis 1932 iſt aber auf den 
Stand des Jahres 1929 zurückgegan⸗ 
gen. Nach den Erhebungen der Deutſchen Sied- 
lungsbank kann für 1932 nur mit höchſtens 6000 
neuen Siedlerſtellen gerechnet werden. 

Wie iſt das möglich? 

Es fehlt in erſter Linie an Sied⸗ 
lungsland! Heute können die Siedlungsge⸗ 
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ſellſchaften, jo ſehr fie ſich um die Weiterführung 
ihrer Arbeiten bemühen, kaum ein geeignetes 
zum Verkauf ſtehendes Gut ausfindig machen. Es 
iſt eine Tragödie der Siedlung, in einer 
Zeit, in der die Landwirtſchaft nur mit Stützungs⸗ 
maßnahmen gehalten werden kann, nicht einmal 
ſoviel Land verfügbar zu haben, um das Sied- 
lungsergebnis auf gleichbleibender Höhe zu hal- 
ten. Von dem vorausſichtlichen Siedlungsergeb⸗ 
nis des Jahres 1932 von rd. 6000 Stellen ſind 
noch etwa 2000 Stellen aus dem Landvorrate 
des Jahres 1931 geſchaffen worden. Der Land: 
vorrat, den die Siedlungsgeſellſchaften aus dem 
Jahre 1932 für das kommende Siedlungsjahr 
übertragen, dürfte nach den angeſtellten Erhebun- 
gen weit geringer ſein und kaum zur Schaffung 
von 1500 neuen Siedlerſtellen ausreichen. Mel: 
dungen, nach denen der Landvorrat zur Begrün⸗ 
dung von 300 Neuſiedlungen ausreiche, verkennen, 
daß etwa die Hälfte dieſes am 1. Oktober vorhan⸗ 
denen Landvorrats noch im Jahre 1932 beſiedelt 
werden dürfte, und ſchon in dem geſchätzten Sied- 
lungsergebnis für 1932 berückſichtigt iſt. 

Wenn auch nicht zu leugnen iſt, daß der Rück⸗ 
gang der Siedlung zu einem Teile auf finan- 
zielle Schwierigkeiten zurückzuführen iſt, die ihren 
Grund in dem Dualismus Reich-Preußen haben, 
ſo liegt doch die entſcheidende Urſache für die 
verminderten Siedlungserfolge in 
der Oſthilfepolitik, in deren Rahmen 
heute über den Wert der Siedlung geſtritten 
wird. Der Erfolg dieſes Streites der Meinungen 
iſt, daß praktiſch nichts zur Förderung 
der Siedlung geſchieht. Wer z. B. die 
Wirtſchaftlichen Betrachtungen zur Oſthilfe“ des 
Führers der Entſchuldungsverbände, Friedrich 
Karl von Zitzewitz-Kottow') oder den Aufſatz von 
Dr. Fritz Baade „Die Zukunft der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Siedlung“) lieſt, wird davon über⸗ 
zeugt ſein, daß Kräfte am Werke ſind, die die 
Grundlagen der landwirtſchaftlichen Siedlung 
untergraben. Weder die Zahlen des Herrn von 
Zitzewitz noch Herrn Dr. Baades volkswirtſchaft⸗ 
liche Schätzungen der durch die Siedlung herbei⸗ 
geführten Ertragsverſchiebungen in der deutſchen 
Landwirtſchaft ſind geeignet, die arbeits⸗, ernäh⸗ 
rungs- und nationalpolitiſche Notwendigkeit einer 
verſtärkten Siedlung zu widerlegen.) 

Wer von dieſer Notwendigkeit überzeugt iſt, 
wer die ländliche Siedlung gegenüber den auf 
Beſitzerhaltung hoch verſchuldeter Betriebe gerich⸗ 


Deutſche Verlagsgeſellſchaft m. b. H., Berlin. 

) in der Zeitſchrift „Die Geſellſchaft“ 1932, Heft 6. 
) Vergl. u. a. gegenüber den Betrachtungen des 
Herrn von Zitzewitz den Aufſatz von Privatdozent 
Dr. Wollenweber. und gegenüber den Ausführungen 
von Dr. Baade die Darlegungen von Dr. Freiherrn 
von Biſſing und von Dr. Karl Hartwig im Archiv für 
innere Koloniſation, Heft 10/11, S. 452 ff., S. 529 ff. 
und S. 531 ff. 
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teten Oſthilfemaßnahmen für vordringlich hält, 
muß wünſchen, daß die jetzige Reichsregierung 
handeln und die nicht entſchuldungsfähigen Be⸗ 
triebe alsbald der Siedlung zuführen wird. Da⸗ 
bei reicht es ſelbſtverſtändlich nicht aus, wenn im 
Oſthilfegebiet, wie jetzt bekannt geworden iſt, 
300 000 Morgen Siedlungsländereien aus nicht 
entſchuldungsfähigen Betrieben ausgeſondert und 
zum Zwecke der Entſchuldung der 
Reſtbetrieben abgeſiedelt werden ſollen. 
Das Entſcheidende iſt vielmehr die 
Neuſiedlung, da nur auf dieſem Wege Dorf- 
gemeinſchaften als organiſch lebensfähige Wirt⸗ 
ſchaftskörper geſchaffen werden können. Der Um⸗ 
fang der nicht entſchuldungsfähigen Güter, die zur 
Vollſiedlung kommen ſollen, iſt noch nicht bekannt. 
Man wird jedoch nach den vorliegenden Schätzun⸗ 
gen mit mehrals 1 Mill. Morgen für die 
nächſten Jahre zu rechnen haben. Ein vor⸗ 
übergehender und für die ganze Entwicklung ſchäd— 
licher Stillſtand der Neuſiedlung wird nur ver⸗ 
mieden werden, wenn die Ausſonderung dieſer 
Güter noch im Laufe dieſes Winters erfolgt. 
Wenn aber wiederum praktiſch nichts geſchieht, 
dann können die Befürchtungen zur Wahrheit 
werden, die Schlange-Schöningen in ſeinem Buche 
„Acker und Arbeit“ in der Forderung zum Aus⸗ 
druck bringt, man möge den Volksſtrö⸗ 
mungen durch eine verſtärkte Sied⸗ 
lung ein Ventil öffnen, damit nicht 
die Exploſion im Agrarbolſchewis⸗ 
mus erfolge. 


Gereke 
Reichskommiſſar für Arbeitsbeſchaffung 

Der Herr Reichspräſident hat den Präſidenten 
des Landgemeindetages, Landrat a. D. Dr. Dr. 
Günther Gereke, M.d.RWR., zum Reichskom⸗ 
miſſar für Arbeitsbeſchaffung ernannt. 

Wir begrüßen dieſe Ernennung als ein Zeichen 
für den ernſten Willen der Reichsregierung, die 
Arbeitsbeſchaffung als eine vordringliche Aufgabe 
zu behandeln. Das Regierungsprogramm iſt bei 
Drucklegung dieſes Heftes noch nicht bekannt. Auch 
über die Zuſtändigkeiten des Reichskommiſſars 
für Arbeitsbeſchaffung ſcheinen die letzten Ent⸗ 
ſcheidungen noch nicht gefallen zu ſein. Wir hof⸗ 
fen jedoch, daß bei dieſen Entſcheidungen der un⸗ 
trennbare Zuſammenhang zwiſchen der Arbeits⸗ 
beſchaffung und der Siedlung im weiteſten Sinne 
des Wortes die gebührende Beachtung finden 
wird. 

Wir wünſchen dem Herrn Reichskommiſſar, daß 
es ihm vergönnt ſein möge, auf dem Gebiete 
der Siedlung in dem Sinne zu arbei⸗ 
ten, daß der geſunde Fortgang dieſer 
Arbeitsbeſchaffungsmaßnahme er⸗ 
ſten Ranges gewährleiſtet iſt, wie ihn 


) Vergl. auch den Erlaß vom 10. 11. 32, Geſetzesteil 
S 1 


der Reichskommiſſar in ſeinem im Juniheft dieſer 
Zeitſchrift (S. 369 f.) veröffentlichten Aufſatz 
„Geſunde Siedlungen — geſunde Landgemein⸗ 
den“ in folgenden Sätzen zum Ausdruck ge⸗ 
bracht hat: 

„So zerriſſen und uneins das deutſche Volk in 
politiſcher Beziehung iſt, ſo wenig Einheitlichkeit 
in maßgebenden Wirtſchaftskreiſen darüber herrſcht, 
welchen Zukunftsweg unſere Wirtſchaftspolitik 
nehmen ſoll — in einem Punkt herrſchen er⸗ 
freulicherweiſe kaum noch Meinungsverſchieden⸗ 
heiten, nämlich in dem eines zielbe wußten 
Ausbaues der Siedlung. Im Vorder⸗ 
grund ſteht dabei ſelbſtverſtändlich der deutſche 
Oſten, der in größter Gefahr iſt, weil jahr- 
zehntelang wertvollſte Kräfte aus ihm abwan⸗ 
derten, weil das Verſailler Diktat ihn wirtſchaft⸗ 
lich völlig auseinanderriß und weil, ſchon an der 
Bevölkerungszahl gemeſſen, der Druck der jlawi- 
ſchen Welle ſo groß iſt, daß alles Menſchenmög⸗ 
liche aufgewendet werden muß, um den gänzlichen 
Verluſt der deutſchen Oſtmark abzuwehren.“ 


Arbeitsbeſchaffung 
im Negierungsbezirk Weſtpreußen 

Um auf dem Gebiet der Bauwirtſchaft trotz der 
augenblicklichen Not vorwärts zu kommen, iſt zwi⸗ 
ſchen der Handwerkskammer, Abteilung Elbing, 
im Regierungsbezirk Weſtpreußen und der Oſt⸗ 
preußiſchen Heimſtätte ein erfreuliches Abkommen 
getroffen worden. Die Handwerkskammer emp⸗ 
fiehlt darin ihren Mitgliedern, ſich bei der Aus⸗ 
führung von Eigenheimen der Zuſammenarbeit 
mit der Oſtpreußiſchen Heimſtätte zu bedienen. 
Es wird dabei von dem Grundſatz ausgegangen, 
daß das Fehlen erſtſtelliger Hypotheken jede Bau⸗ 
tätigkeit bis auf weiteres unmöglich macht, es 
ſei denn, daß der Bauherr ſelbſt über beträcht⸗ 
liches Eigenkapital verfügt. Bis zum Flüſſigwer⸗ 
den des Hypothekenmarktes werden die beteilig- 
ten Kreiſe ſelbſt für die Finanzierung von Bau⸗ 
vorhaben aufkommen müſſen. Beide Teile halten 
eine ſolche Finanzierung für möglich, wenn jeder 
im Rahmen ſeines Intereſſes an der Zwiſchen⸗ 
finanzierung teilnimmt. Laſſen der Grundſtücks⸗ 
verkäufer, der Bauſtoffhändler und der Unterneh- 
mer anteilig gewiſſe Summen ſtehen, ſo wird man 
eine große Zahl heute nicht durchführbarer Bau- 
vorhaben trotzdem zu einem guten Abſchluß brin- 
gen können. Die Oſtpreußiſche Heimſtätte iſt be⸗ 
reit, bei derartigen Bauvorhaben als Treuhän⸗ 
derin zur Durchführung der Finanzierung mitzu⸗ 
wirken. — Die über die Zuſammenarbeit aufge⸗ 
ſtellten Richtlinien wurden auf der Tagung der 
weſtpreußiſchen Bauinnungen in Danzig am 
27. November d. J. angenommen. 

Wir hoffen, daß dieſe Maßnahme zur Belebung 
des Baumarktes beitragen werde. 

Dr. F. N. 


172 


— —— PA 
Beſprechungen 


Die Umſtellung im Siedlungsweſen. Von Prof. 
Adolf Muesmann-⸗Dresden. Julius Hof⸗ 
mann, Verlag, Stuttgart. Pr. 8,40 RM. 


Das vorliegende, 144 Seiten ſtarke Werk iſt eine 
Zuſammenſtellung der Referate eines Lehrgangs 
des Städtebauſeminars der Techniſchen Hochſchule 
Dresden über die „Umſtellung im Siedlungs⸗ 
weſen“ (24 Referate). 

In dem Beitrag „Arbeitsloſigkeit und Sied⸗ 
lung“ beantwortet Prof. Dr. Wilbrandt die 
Frage „Wer ſoll ſiedeln“, wie folgt: Bei gänz⸗ 
licher Erwerbsloſigkeit bringt die Selbſtverſor⸗ 
gung Erleichterung der Lage; ſie macht kriſenfeſt. 
Zur Selbſtverſorgung ſollten übergehen: 1. Die 
verheiratete Frau, 2. der Kurzarbeiter, 3. der alte 
Familienvater, 4. je eines der erwachſenen Ge⸗ 
ſchwiſter. Das entlaſtet den Arbeitsmarkt und es 
entſteht Naturaleinkommen, das unzureichendes 
Geldeinkommen ergänzt. 

Die „Einrichtung der kleinbäuerlichen Stellen“ 
behandelt dann Dr. G. Groß. Für den Fach⸗ 
mann bringt er nicht viel neues. Die Koſten für 
das Land berechnet er bei einem Grundpreis von 
rd. 200 RM je Morgen für die 4 Stellenarten 
auf 9600, 7200, 4000, 800 RM. Die Baukoſten⸗ 
höchſtſätze liegen in den Richtlinien mit 9300, 
7500, 6500 und 5800 RM feſt. Das lebende In⸗ 
ventar ſoll rd. 4000, 2800, 2000 und 600 RM 
koſten. Dipl.⸗Landwirt Tröſcher, Berlin, hält 
für eine Vollbauernſtelle ein totes Inventar (eins 
ſchließlich Elektromotor!) im Wert von rd. 4700 
Mark für „erſtrebenswert“ und berechnet das 
Mindeſtinventar auf 1380 RM. Wir möchten 
ſehr raten, den Elektromotor und noch manches 
andere wenigſtens zunächſt fortzulaſſen und ſich 
lieber auf das „Mindeſtinventar“ zu beſchränken. 
Verſtändige Siedler kaufen ſich meiſt für 50 bis 
60 RM ein altes Göpelwerk, dreſchen gemein⸗ 
ſchaftlich mit dem Nachbar mit ihren Pferden und 
ſparen Maſchinen und Betriebskoſten. 

Die Geſamteinrichtungskoſten einer Vollbauer⸗ 
ſtelle errechnen ſich hiernach einſchl. 1000 RM Be: 
triebskapital auf rd. 2800 RM, was einem erfor⸗ 
derlichen Vermögen von rund 6000 RM ent- 
ſpricht. Derlitzki hat den „Differenzbetrag 
einer Kleinbauernſtelle, d. h. den Betrag, der dem 
Siedler nach Abzug aller Unkoſten für die Wirt⸗ 
ſchaft übrig bleibt bei gutem Boden auf 2145 RM, 
d. h. auf 34,75 RM je Morgen errechnet. Die 
Brandenburger Landgeſellſchaft legt 15 RM je 
Morgen zu Grunde. Dr. Groß kommt hiernach 
zu der Schlußfolgerung, daß die Kleinbauernſtelle 
für eine tüchtige, ſtrebſame und anſpruchsloſe Fa⸗ 
milie trotz der augenblicklichen ſchlechten Preis⸗ 
konjunktur für landwirtſchaftliche Produktion 
durchaus lebensfähig iſt. 

Es folgen dann Referate von Frau Dr. Lau b⸗ 


heimer über den „Ertrag der Großſtadtrand⸗ 
ſiedlung“, von Prof. Joſt über „Das Siedler⸗ 
haus“ und Dr. Ing. Wrede über „Das Kleingärt⸗ 
ner⸗Siedlerhaus“, von Regierungsbaurat Lange 
über den „Leipziger Heimſtättenwettbewerb“ und 
von Dr. Ing. Erbs über „Die Brandenburger 
Erwerbsloſenſiedlung“, alle mit guten Abbildun⸗ 
gen. Regierungsbaumeiſter Dr. Wrede gibt im 
nächſten Referat gute, aber meiſt bekannte Rat⸗ 
ſchläge für den Entwurf von Grundriſſen und 
bringt einen ſehr beachtlichen, den Richtlinien ent⸗ 
ſprechenden Entwurf für ein Gehöft, deſſen Kern 
die Arbeiterſtelle iſt und das ſich bequem für eine 
Kuh⸗ und Vollbauernſtelle vergrößern läßt. 

Von den weiteren Abſchnitten verdient die ſehr 
klare und überſichtliche Abhandlung von Direktor 
Zehl über die „Finanzierungsorganiſation der 
Kleinſiedlungstätigkeit“ beſondere Beachtung. Die 
einzelnen Kapitel über die Finanzierung mit 
öffentlichen Mitteln, den Kapitalmarkt, die Sied⸗ 
lung, die deutſche Siedlungsbank, das Eigengeld 
bei der landwirtſchaftlichen Siedlung, die An- 
liegerſiedlung, den Landarbeiterwohnungsbau, 
die Stadtrandſiedlung, die Mittelbeſchaffung für 
den Siedler und die Kleinarbeiterſiedlung wird 
jeder mit Intereſſe leſen. 

Es folgt dann das Referat des Oberregierungs⸗ 
und -baurats Riemer k über die Arbeitsorgani⸗ 
ſation. Hier wird ſtärkere Heranziehung des 
Siedlers beim Bauen verlangt und zwar ent⸗ 
weder durch den freiwilligen Arbeitsdienſt, durch 
die Selbſthilfe oder durch Verbindung beider. 

Generaldirektor Vormbrock ſchließt ſeine tem⸗ 
peramentvollen Ausführungen über die arbeits⸗ 
marktpolitiſchen Vorausſetzungen der kleingärt⸗ 
neriſchen und kleinbäuerlichen Siedlung mit den 
Worten Prof. Dr. Brucks und Verbandsdirektor 
Schmidts: „Städtebau bedeutet verewigte 
Arbeitsloſigkeit“ und „die Zukunft des Städte⸗ 
baues liegt hinter uns“ und fügt ſelbſt hinzu: 
„Vor uns ſteht der Dorfbau und die Stadtland- 
ſiedlung!“ 

Im letzten Referat über die „Entproletariſie⸗ 
rung des Proletariats“ gibt Sanitätsrat 
Dr. Bonne ein erſchütterndes ſtatiſtiſches Bild 
von dem großſtädtiſchen Wohnungselend. Der 
letzte Abſchnitt ſeiner von unendlich viel Liebe 
und Begeiſterung durchdrungenen Ausführungen 
möge für unſere Beſprechung, bei der aus Raum⸗ 
mangel nicht alle Beiträge beſonders genannt 
werden können, das Schlußwort bilden. Dr. 
Bonne ſagt: In meinem mehr als 50jährigen 
Kampf iſt als mein gewaltiger Verbündeter die 
Not aufgetreten, die bittere Not! Schon kommen 
die Erwerbsloſen und die aus ihren teuren Eta⸗ 
genwohnungen Herausgepfändeten zu vielen Hun⸗ 
derten mit dem Reſt ihrer armſeligen Habe hin⸗ 
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aus in unjer Heidemoor: Das Moor wird ent- 
wäſſert, die Heide wird umgebrochen, aus Bret- 
tern werden Hütten, aus Hütten werden Häuſer. 
Was im vorigen Jahr noch wüſt lag, wird in die⸗ 
ſem Jahr ſchon ein Garten voll menſchlichen 
Glücks! Kommen Sie zu mir nach Norden hin⸗ 
auf, und ich will Ihnen zeigen, was ich in 30 Jah⸗ 
ren zum größten Teil gegen den Willen der Ge- 
meinden, des Landrats und der Regierung ge⸗ 
ſchaffen habe, und was jetzt die Erwerbsloſen aus 
eigener Kraft, ohne jede ſtaatliche Unterſtützung, 
nur zum Teil unter meiner väterlich-freundſchaft⸗ 
lichen Betreuung, ſich ſelbſt ſchaffen, und Sie wer⸗ 
den erſtaunt ſein, was in ein, zwei und drei Jah⸗ 
ren aus dieſen der Steinwüſte der Stadt entron⸗ 
nenen Menſchen geworden iſt. So entproletariſiert 
man das Proletariat! Dr. M. 


Die zweckmäßige Betriebsgrößengeſtaltung bei 
der oſtdeutſchen landwirtſchaftlichen Sied⸗ 
lung. Von Dr. M. Stolt. Heft 45 der 
Schriften zur Förderung der inneren Kolo— 
niſation, herausgegeben von Dr. M. Stolt. 
Berlin 1932, Deutſche Landbuchhandlung. 
40 Seiten. 1,50 RM. 

Im 1. Teil der Arbeit werden die Betriebs- 
größengruppen unter dem Geſichtswinkel der Be— 
deutung einer geſunden Grundbeſitzverteilung 
durchgeſprochen. Im 2. Teil macht der Verfaſſer 
Vorſchläge zur beweglichen Anpaſſung der Bes 
triebsgrößen an die Arbeitsſtärke der Siedler⸗ 
familie. Die Tendenz der Arbeit geht auf eine 
möglichſt weitgehende Berückſichtigung der Voll- 
bauernſtellen gegenüber den kleinbäuerlichen Stel⸗ 


len. Die Kleinſtellen von 5—10 Hektar will der 
Verfaſſer nur rechtfertigen als „Uebergangsform 
unter Anpaſſung an die örtlichen Wirtſchaftsver⸗ 
hältniſſe des einzelnen Siedlungsdorfes. 

a) um kapitalſchwachen Bewerbern (Landarbei— 
tern, Heuerlingen, nachgeborenen Bauern- 
ſöhnen uſw.) die Anſiedlung zu erleichtern, 
ihnen ein wirtſchaftliches und ſoziales 
Sprungbrett zu ſchaffen, und 

p) um jungen Siedlerfamilien mit noch gerin- 
ger Familienarbeitskraft die Möglichkeit zu 
bieten, eine ihrer Arbeitskraft entſprechende 
Betriebsgröße zu wählen.“ 

Unter dem Einfluß dieſer Einſtellung wendet der 
Verfaſſer ſich gegen die Wirtſchaftsſiedlungen und 
Spezialſtellen. Den Grundgedanken der 
Nebenerwerbsſiedlung wird er nicht 
gerecht. Er ſetzt ſich auch nicht mit dem Problem 
auseinander, wie der nur beſchränkt vorhandene 
Siedlungsraum volkswirtſchaftlich genutzt werden 
ſoll, um der größtmöglichen Anzahl Menſchen Ar- 
beit und Brot zu geben. Heute kommt es 
nicht auf die Erforſchung der opti⸗ 
malen Betriebsgröße an, ſondern 
der Mindeſtgröße, die gerade noch aus— 
reicht, um allein oder unter dem Einfluß der ört- 
lichen Wirtſchaft einer Familie die Exiſtenzmög⸗ 
lichkeit zu geben. N. 


Der heutigen Nummer liegt ein Proſpekt über 
das Verlagswerk „Praktiſches Handbuch für Sied⸗ 
ler und Eigenheimer“ (Preis: Ganzleinen 32,— 
Mark) bei. Das empfehlenswerte Werk wurde 
in Nr. 1 auf Seite 24 eingehend beſprochen. 


Eingegangene Vücher 


Die Zukunft der deutſchen Siedlung. 
Herausgegeben von der Freien deutſchen Afa- 
demie des Städtebaues. 

Bauſünden und Baugeldvergeudung. 
Herausgegeben von der Deutſchen Bauhütte, 
Hannover. 

Wirtſchaftswillkür oder Wirtſchaftsordnung. 
Herausgegeben von Wilhelm Schloz, Bündi⸗ 
ſcher Verlag, Heidelberg. 


Heft 15 der Schriftenreihe der Kommunalen Ber: 
einigung für Wohnungsweſen. 
Schickſalswende. 
Herausgegeben von Harald von Koenigs⸗ 
wald, Verlag: Wilh. Gottl. Korn, Breslau. 


Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Berlin. 
Herausgegeben vom Statiſtiſchen Amt der 
Stadt Berlin. 


Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe 


I. Realkredit und Hypothekenweſen. 
Die preußiſchen Richtlinien für die 
Kleinhypotheken. 

Das Wohlfahrtsminiſterium hat für die Verteilung 
der Kleinhypotheken in Preußen folgenden ergän⸗ 

zenden Erlaß vom 24. 11. 1932 herausgegeben: 

Die Reichsregierung hat beſchloſſen, zur Förderung 
der Eigenheimbewegung und zugleich zum Zwecke der 
150 . in den Rechnungsjahren 1933 und 
1934 bis zu 20 Mill. Mark bereitzuſtellen. Der auf 
Preußen entfallende Anteil ſoll in 15 gleichen Mo⸗ 
natsraten, beginnend vom 1. Mai 1933 ab, zur Ver⸗ 


fügung geſtellt werden. Für die Bewilligungen aus 
dieſem Fonds ſind maßgebend: 

J. Die in einem Abdruck beiliegenden „Beſtimmun⸗ 
gen über Reichsbaudarlehen für Eigenheime“. (Dieſe 
Beſtimmungen ſind im Wortlaut in „Siedlung und 
Wirtſchaft“ Heft 3 abgedruckt.) Im einzelnen hat der 
Herr Reichsarbeitsminiſter hierzu die folgenden 
Grundſätze aufgeſtellt. Auch dieſe (in einem Rund⸗ 
ſchreiben an die Länderregierungen niedergelegten) 
Grundſätze ſind im Anſchluß an die Reichsrichtlinien 
in Heft 3 wörtlich wiedergegeben. 

II. Für die Durchführung des Planes der Reichs⸗ 
regierung in Preußen gilt weiter das Folgende: 
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1. Von dem dem Lande Preußen zugewieſenen An⸗ 
teile des von der Reichsregierung bereitgeſtellten Ge⸗ 
ſamtfonds werden dem dortigen Bezirke, vorbehaltlich 
ſpäterer Berichtigung .... Mark, in Worten 
zugeteilt. er F 

2. Die Anträge auf Bewilligung von Reichsbau⸗ 
darlehen für Eigenheime ſind zu richten an die für 
den Ort des Bauvorhabens zuſtändigen Landräte oder 
Gemeindevorſtände (Bürgermeiſter, Oberbürger⸗ 
meiſter), denen ſeither die ſelbſtändige Verwaltung 
der für den Wohnungsbau beſtimmten Hauszinsſteuer⸗ 
mittel oblag. ei Bauvorhaben, die von einer pro⸗ 
vinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft betreut wer⸗ 
den, kann der Antrag an dieſe gerichtet werden. In 
jedem Falle ſind die Anträge von den zuſtändigen Be⸗ 
hörden in bautechniſcher und finanzieller Hinſicht nach 
Maßgabe der „Beſtimmungen“ und der Weiſungen 
dieſes Erlaſſes ſorgfältig zu prüfen. 3 

3. Die Entſcheidung über die von den zuſtän⸗ 
digen Ortsbehörden für berückſichtigenswert erachteten 
Anträge wird den Herren Regierungspräſidenten (für 
Berlin dem Herrn Oberpräſidenten, für den Sied⸗ 
lungsverband Ruhrkohlenbezirk dem Herrn Verbands- 
präſidenten) übertragen. 5 

4. Die Bewilligungen ſind im Namen des 
Reichs auszuſprechen. Dabei ſind die Darlehen aus⸗ 
drücklich als „Reichsbaudarlehen« zu bezeichnen. In 
dem Beſcheide iſt auf die unter Abſchnitt V der „Be⸗ 
ſtimmungen“ enthaltenen Darlehnsbedingungen zu 
verweiſen, von denen ein Abdruck dem Bewilligungs⸗ 
beſcheide beizugeben ijt. Ein Doppel des Bewilligungs⸗ 
beſcheides iſt der Deutſchen Bau⸗ und Bodenbank A.-G., 
Berlin W 8, Taubenſtr. 48⸗49, zu überſenden. 

5. Mit der Auszahlung der Reichsbaudarlehen 
zu den vorgeſehenen Terminen iſt die Deutſche 
Bau⸗ und Bodenbank A.⸗G. beauftragt. Wegen 
der behördlichen Mitwirkung hierbei und des dabei 
zu beobachtenden Verfahrens ergehen demnächſt noch 
beſondere Weiſungen. 3 8 

6. Von der Erhebung beſonderer Gebühren 
für die Durchführung des Verfahrens bei den Staats⸗ 
und Gemeindebehörden iſt im Intereſſe der Koſten⸗ 
ſenkung und mit Rückſicht auf eines der weſentlichen 
Ziele der Aktion — die Verminderung der Arbeits- 
loſigkeit — abzuſehen. 5 

7. Bei der Bewilligung von Reichsbaudarlehen ſind, 
dem Wunſche des Herrn Reichsarbeitsminiſters ent⸗ 
ſprechend, im Rahmen des Möglichen die mittleren 
und kleineren Gemeinden ebenſo wie die großen Ge⸗ 
meinden zu bedenken. 

Wegen der Bevorſchuſſung der etwa notwen⸗ 
digen 1. Hypotheken ſowie der Reichsbaudarlehen ſtelle 
ich anheim, ſich mit den provinziellen Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften ins Benehmen zu ſetzen. Auch die 
Deutſche Bau⸗ und Bodenbank A.⸗G., Berlin WS, 
Taubenſtr. 48-49, hat ſich bereit erklärt, im Rahmen 
des Möglichen die erforderlichen Zwiſchenkredite zu 
beſchaffen. 3 

. zum 15. Januar 1933 erſuche ich, dem Herrn 
Minifter für Wirtſchaft und Arbeit zu berichten, in 
welcher Höhe Bewilligungen an Reichsbaudarlehen 
bereits ausgeſprochen ſind (Nachweiſung), und in wel⸗ 
chem Ausmaße mit Bewilligungen der dortigen Stelle 
aus dem Ihnen zur Verfügung geſtellten Betrage bis 
zum 1. April 1933 noch zu rechnen iſt. 

Der Kommiſſar des Reiches 
In Vertretung: 
Scheidt. 


Zinserleichterung für den landwirtſchaftlichen 
Realkredit. 

d des § 15 der Verordnung des Reichs⸗ 
präſitenten über dis Zinserleichterung für den land⸗ 
wirtſchaftlichen Realkredit vom 27. 9. 32 (RGBl. 1, 
480) iſt jetzt die Durchführungs⸗ und Ergänzungsver⸗ 


ordnung vom 24. November 1932 (BGBl. I 534) er⸗ 
laſſen worden. Nach dieſer Verordnung entſcheidet 
ausſchließlich und endgültig das zuſtändige Amts⸗ 
gericht, ob das belaſtete Grundſtück ein landwirtſchaft⸗ 
liches (forſtwirtſchaftliches, gärtneriſches) iſt. Das 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet ſinn⸗ 
gemäß Anwendung. Alsdann iſt die dingliche Siche⸗ 
rung der „Zuſatzforderung“ geregelt, die dann ent⸗ 
ſteht, wenn eine Forderung vor dem 1. 10. 34 zurück⸗ 
gezahlt wird. Es kann in dem in der Verordnung 
ſelbſt geregelten Verfahren eine Zuſatzhypothek ein- 
getragen werden. 


Hinausſchiebung der Fälligkeit von Hypotheken 
ir und Grundſchulden. 

Gemäß der Verordnung des Reichspräſidenten über 
die Fälligkeit von Hypotheken und Grundſchulden vom 
11. 11. 32 (RG Bl. Nr. 75 S. 525) kann die Rückzah⸗ 
lung einer Forderung, die durch eine Hypothek an 
einem inländiſchen Grundſtück geſichert iſt, nicht vor 
dem 1. 4. 1934 verlangt werden. Ausnahmen für be⸗ 
ſtimmte Vereinbarungen zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner und die Kündigungsbefugnis bei nicht 
rechtzeitiger Zinszahlung ſind vorgeſehen. 

Außerdem kann in einem Verfahren vor den Amts⸗ 
gerichten angeordnet werden, daß die Hinausſchiebung 
der Fälligkeit ganz oder teilweiſe unterbleibt, wenn 
die wirtſchaftliche Lage des Gläubigers dies erfordert. 

Die Verordnung gilt nicht für Aufwertungsforde⸗ 
rungen, Hypotheken⸗ und Grundſchulden, 8 bank⸗ 
mäßige Perſonalkredite und Gefälligkeitsdarlehen und 
für Forderungen und Grundſchulden, die unter den 
Kündigungsſchutz des erſten Teils der 4. Notverord⸗ 
nung vom 8. 12. 31 und unter die Zinserleichterung 
der Verordnung vom 27. 9. 32 fallen. 


Hypothekariſche Beleihung von Reichsheimſtätten. 

In der Volkswohlfahrt Nr. 22 vom 15. 11. 32 iſt 
ein Schriftwechſel des Herrn Preuß. Miniſters für 
Volkswohlfahrt mit dem Deutſchen Sparkaſſen- und 
Giroverband, Abteilung Sparkaſſenweſen, veröffent⸗ 
licht, aus welchem hervorgeht, daß in der Eintragung 
der Reichsheimſtätteneigenſchaft „an erſter Stelle“ eine 
Beeinträchtigung der Erſtrangigkeit der erſten Hypo⸗ 
theken nicht zu erblicken iſt. Der Volkswohlfahrts⸗ 
miniſter und der Deutſche Sparkaſſen- und Girover⸗ 
band ſind ſich darüber einig, daß der Ausdruck „Rang⸗ 
itelle“ im § 5 des Reichsheimſtättengeſetzes in einem 
übertragenen Sinne zu verſtehen iſt, und demnach 
die Heimſtätteneigenſchaft im förmlichen Sinne des 
Grundbuchrechts keinen „Rang“ hat. Daher ſolle in 
Zukunft in der Praxis in der Eintragung der Reichs⸗ 
heimſtättenſchaft an erſter Stelle eine Beeinträch- 
tigung der Erſtrangigkeit der erſten Hypotheken nicht 
erblickt werden. (Erlaß v. 26. 10. 32.) 


II. Oſthilfe und Siedlung. 
Erlaß des Reichsminiſters für Ernährung und 
Landwirtſchaft und des Reichskommiſſars für die 
Oſthilfe über die Abſiedlung im Rahmen der 
landwirtſchaftlichen Entſchuldungsmaßnahmen im 
Oſthilfegebiet vom 10. 11. 32 (IV/5. Nr. 6612/32). 
(Auszug.) 

Der Erlaß regelt die Siedlung zu m Zwecke der 
Entſchuldung landwirtſchaftlicher Be⸗ 
triebe. Es heißt dort u. a.: 

„Ich bitte bei der Durchführung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens ſorgfältig die Siedlungsmöglichkeit zu prü⸗ 
fen und in geeigneten Fällen die Abnahme von Teil⸗ 
flächen für Siedlungszwecke ſo ſchnell wie irgend mög⸗ 
lich durchzuführen. Dabei iſt es gleichgültig, ob je 
nach Lage der Verhältniſſe eine Verwendun, der 
Teilfläche entweder in vollem Umfange für Jwecke 
der Anliegerſiedlung oder für Zwecke der Neuſiedlung 
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oder für beide der genannten Zwecke in Betracht 
kommt. 

Damit dieſe Maßnahme möglichſt ſchnell und zweck⸗ 
mäßig durchgeführt werden kann, beſtimme ich für 
das vabei anzuwendende Verfahren folgendes: 

1. Der Kommiſſar fur die Ojtyilfe (Landſtelle) prüft 
durch ſeinen landwirtſchaftlichen Sachverſtandigen, ge⸗ 
gebenenjalls unter gleichzeitiger Zuziehung eines 
Siedlungsunternehmers die Frage, welche Teilfläche 
zwecks Entſchuldung des landabgebenden Betriebes 
abgetrennt und jur Zwecke der Anlieger⸗ oder Neu⸗ 
ſieolung verwendet werden kann. Damit die ord⸗ 
nungsmäßige Durchführung des ſpäteren Siedlungs⸗ 
verfahrens ſichergeſtellt iſt, hat der Kommiſſar, ſo⸗ 
weit es ſich nicht um die provinzielle Landgeſellſchaft 
handelt, vei der Deutſchen Siedlungsbank in Berlin 
28 9, Leipziger Platz 17, anzufragen, ob gegen den 
in Ausſicht genommenen Siedlungsunternehmer Ber 
denken beſtehen. Bei größeren Flächen empfiehlt es 
ſich, einen Termin anzuſetzen, um eine Ueberjicht über 
die Siedlungswünſche, die Verkaufsmöglichkeiten und 
die zu erzielenden Preiſe zu erhalten. 

Auf Grund dieſer Feſtſtellungen entſcheidet der Kom⸗ 
miſſar darüber, ob durch Abnahme einer Teilfläche 
die Entſchuldung des Betriebes durchführbar iſt. Be⸗ 
jahendenfalls beſtimmt er, welche Teilfläche für Sied⸗ 
lungszwecke abgetrennt werden ſoll, und welcher Preis 
insgeſamt dafur zu zahlen iſt. Bei der Preisfeſtſetzung 
iſt beſondere Sorgfalt geboten. Es ſind daher die 
allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, die im Sied⸗ 
lungsintereſſe vertretbare Belaſtung der Anlieger⸗ 
und Neuſiedlungen und der Geldbedarf zu beruckſich⸗ 
tigen, der äußerſtenfalls erforderlich iſt, um das Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren durchzuführen. 

Die Entſcheidung des Kommiſſars über den Preis 
iſt für das Sicherungs- und Entſchuldungsverfahren 
endgültig. 

2. Sobald der Kommiſſar die Feſtſtellungen und 
Entſcheidungen gemäß Ziffer 1) getroffen hat, wird 
bei Bejahung der Siedlungsmöglichkeit die Siedlung 
in dem üblichen Siedlungsverfahren durchgeführt. 

3. Die für den Ankauf der Teilfläche erforderlichen 
Beträge ſind, ſoweit ſie nicht durch die Anzahlungen 
der Käufer der Zuwachsflächen oder der Neuſiedler 
gedeckt werden, und ſoweit nicht auf dem gejamten 
Gut eingetragene Belaſtungen auf die Siedlerſtellen 
unterverteilt werden können, aus den Betriebsſiche⸗ 
rungsmitteln (8 23 des Oſthilfegeſetzes vom 31. März 
1931) oder aus den Mitteln des § 24 a. a. O. zu ent⸗ 
nehmen. 5 

Im Rahmen der Kreditgewährung nach den Reichs⸗ 
richtlinien vom 10. November 1931 gemäß Ziffer 2) 
werden dieſe Beträge der Deutſchen Siedlungsbank 
als Reichszweckvermögen zur Verfügung geſtellt. Die 
Kredite werden zunächſt auf der geſamken Siedlungs⸗ 
fläche und ſodann auf den einzelnen Neuſiedlerſtellen 
und Anliegerſiedlungen zugunſten der Deutſchen Sied⸗ 
lungsbank nach den für ſie maßgebenden Richtlinien, 
Geſchäftsbedingungen und Eintragungsmuſtern einge⸗ 
tragen. 

Es iſt davon auszugehen, daß ſich im allgemeinen, 
insbeſondere ſoweit das Land für Zwecke der An⸗ 
liegerſiedlung verwendet wird, der von dem Kom⸗ 
miſſar gemäß Ziffer 1) feſtgeſetzte Preis und die 
Summe der Anzahlungen der Siedler und der im 
Siedlungsverfahren für den Landerwerb nn 
Kredite einſchließlich etwaiger Vorlaſten, die auf die 
Siedlerſtellen unterverteilt werden, decken. Soweit 
in beſonderen Ausnahmefällen der von dem Kom⸗ 
miſſar feſtgeſetzte, für die Durchführung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens notwendige Preis die Summe der 
im Siedlungsverfahren aufkommenden Beträge über⸗ 
ſteigt, iſt der Kommiſſar befugt, den Anterſchieds⸗ 
betrag dem landabgebenden Betriebe als Darlehn 
oder verlorenen Zuſchuß aus Betriebsſicherungsmit⸗ 
teln zu gewähren.“ 


Soweit es ſich um die Beſiedlung von Teilflächen 
handelt, iſt auf die Reichsrichtlinien vom 10. 11. 32 
verwieſen. 

Die Beſtimmungen dieſes Erlaſſes treten an die 
Stelle der Richtlinien für die Anliegerſiedlung und 
Miſchſiedlung in Verbindung mit der Durchführung 
von Sanierungsplänen auf Grund der Oſthilfe. 


III. Freiwilliger Arbeitsdienſt. 


Erlaß des Reichskommiſſars über den freiwilligen 
Arbeitsdienſt der weiblichen Jugend v. 10. 11. 32 
III, 3 8400/49. (Auszug.) 

Die Verordnung der Reichsregierung über den frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt vom 16. Juli 1932 wendet ſich 
nicht nur an die männliche, ſondern auch an die weib⸗ 
liche Jugend. Meine verſchiedenen Erlaſſe finden auf 
fie entſprechende Anwendung, doch wird die Durch⸗ 
führung des Dienſtes für junge arbeitsloſe Mädchen 
gewiſſe Beſonderheiten aufweiſen. Dies gibt mir 
Veranlaſſung, einige weſentliche Geſichtspunkte dar⸗ 
zulegen, nach denen die weibliche Jugend in den frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt einzugliedern iſt. 

J. Art der Arbeit. 

Es muß eine ernſte Arbeitsleiſtung ſein; eine Schu⸗ 
lungsarbeit allein genügt nicht, desgleichen nicht eine 
Leiſtung, die lediglich Deckung des Eigenbedarfs der 
Gruppe an Ernährung, Speiſung und Unterkunft iſt. 
Dieſer Arbeit fehlt der überperſönliche Nutzen für die 
Geſamtheit. x 

Bei Auswahl der Arbeit iſt auf geringen Aufwand 
für Arbeitsmaterial Wert zu legen. „Dienſtleiſtungen 
für Hilfsbedürftige“ ſind beſonderer Inhalt des Ar⸗ 
beitsdienſtes der Frau, z. B. Erhalten und Pflegen 
von Sachgütern, das Umwandeln alter Gegenſtände 
für Neugebrauch und hauswirtſchaftliche Leiſtungen 
für Dienſtwillige oder Notleidende. Alle Arbeiten 
müſſen gemeinnützig und zuſätzlich ſein. 


II. Sozial⸗pädagogiſche Ausgeſtaltung. 

Das erſte und eigentliche Mittel zur „körperlichen 
und geiſtig⸗ſittlichen Ertüchtigung“ iſt auch bei der 
weiblichen Jugend die Arbeit ſelbſt. Die Freizeit iſt 
finnvoll, z. B. durch Leſeabende, Ausſprachen, Spiel, 
Geſang, Turnen und andern zu geſtalten. Die 
a find bewußt zum Gemeinſchaftsgeiſt hinzu⸗ 
enken. 

III. Organiſatoriſche Formen. 

Das geſchloſſene Arbeitslager verdient vor dem of⸗ 
fenen den Vorzug. 

IV. Führerfragen. 

Bei der Auswahl geeigneter Führerinnen iſt auf 
die fachliche Fähigkeit neben der pädagogiſchen beſon— 
derer Wert zu legen. 

V. Beiſpiele für die Praxis. 

1. Wäſche⸗ und Kleiderpflege für männliche Arbeits⸗ 

lager. 

2 Kuchendienſt für offene Arbeitslager. 5 

3. Bewirtſchaftung ungenutzter Ländereien bei ge⸗ 

meinnütziger Verwertung des Ertrages. 

4. Schaffung von Kleingartenland. 

5. Werkſtattarbeit für die Winterhilfe. 


Freiwilliger Arbeitsdienſt im Winter. 


Der Reichskommiſſar für den freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt hat in einem ausführlichen Erlaß vom 23. 11. 
1932 (vgl. Beilage zum Reichsarbeitsmarktanzeiger 
Nr. 23) die Möglichkeiten für den freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſt im Winter dargeſtellt. Danach werden 
die zur Verfügung ſtehenden Mittel ausreichen, um 
den freiwilligen Arbeitsdienſt auch in den Winter⸗ 
monaten auf ein Drittel des bisherigen Standes zu 
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halten. In erſter Linie jollen dabei die geſchloſſenen 
Arbeitslager aufrecht ati bleiben. Unterkunft 
und Bekleidung der Dienſtpflichtigen müſſen den Be⸗ 
dürfniſſen des Winters angepaßt werden. 

Außerdem beſchäftigt ſich der Erlaß mit der Frage, 
in welcher Weiſe den im Winter ausſcheidenden Ar⸗ 
beitsdienſtwilligen geholfen werden kann. Es wird 
auf die beruflichen Bildungsmaßnahmen der Reichs⸗ 


Perſön 


Perſonalveränderungen infolge der Pr. Sparver⸗ 
ordnung vom 29. 10. 1932. 

Bei der Durchführung der zweiten Verordnung 
zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwal⸗ 
tung vom 29. 10. 32 ſollen in den preußiſchen Mi⸗ 
niſterien 8 Abteilungen eingeſpart und etwa 140 
Referate freigemacht werden. Dieſe Einſparung 
der 140 Referate erfordert die Verabſchiedung 
einer wenn auch geringeren Anzahl von Refe⸗ 
renten. Die Perſonalveränderungen in den für 
die Arbeitsgebiete des Wohn- und Siedlungs⸗ 
weſens zuſtändigen Abteilungen ſind folgende: 

f I. In den einſtweiligen Ruheſtand werden ver⸗ 
etzt: 
1. vom Preußiſchen Volkswohlfahrtsminiſterium: 

Staatsſekretär Profeſſor Dr. Dr. Scheidt, 

Miniſterialdirektor Meyer, 


Geheimer Oberregierungsrat, Miniſterialrat 


Dr. Pauly, 


anſtalt hingewieſen, die durch Heraufſetzung der Al⸗ 
40 auf 25 Jahre dem freiwilligen Arbeitsdienſt 
angeglichen und als Auffangvorrichtung für die aus⸗ 
eſchiedenen Arbeitsdienſtwilligen eingeſetzt werden 
ollen. Außerdem ſoll der Wille der arbeitsloſen Ju⸗ 
int ſich in gemeinſchaftlicher Selbſthilfe über den 
a hinwegzuhelfen, nach Kräften unterſtützt 


liches 


Miniſterialrat Herrmann, 

die Oberregierungsräte Bardo w und 
Baumgarten, 

Staatsſekretär Dr. Scheidt auf ſeinen Antrag 
mit Wirkung vom 1. 5. 1933 in den dauern⸗ 
den Ruhezuſtand. 

2. Vom Miniſterium für Landwirtſchaft, Domä⸗ 
nen und Forſten: 

Miniſterialdirektor Bollert, 

Oberregierungsrat Albrecht. 


II. In das neue Miniſterium für Wirtſchaft 
und Arbeit werden übernommen: 
die Miniſterialräte Geheimer Regierungsrat 
Kügler, Lehmann und Scholtz (bis⸗ 
her im Wohlfahrtsminiſterium). 


III. Miniſterialrat Niermann wurde zum 
Miniſterialdirektor im Miniſterium für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten ernannt. 


Aus dem Reichsverbande der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 


Entſchließung 
der Arbeitsgemeinſchaft 
der preußiſchen provinziellen Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften zum Aufgaben Erlaß 


Die preußiſchen provinziellen Heimſtätten (Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften) haben von dem an 
die Herren Oberpräſidenten gerichteten Erlaß 
des Herrn Preuß. Miniſters für Volkswohlfahrt 
vom 20. 10. 1932 — II 1100 15. 7. — Kenntnis 
genommen, auf Grund deſſen ſie als „provinzielle 
Wohnungs- und Kleinſiedlungs⸗Treuhandſtellen“ 
die Aufgabe haben ſollen, im Dienſte der ſtaat⸗ 
lichen Wohnungs- und Kleinſiedlungspolitik mög⸗ 
lichſt große Teile der Bevölkerung mit dem Lande 
zu verwurzeln. Dieſer Erlaß ſowie die darin an⸗ 
gekündigte Muſterſatzung werden den zuſtändigen 
Organen der Heimſtätten zur verbindlichen Be⸗ 
ſchlußfaſſung vorzulegen ſein. Danach wird das 
Schwergewicht der Tätigkeit der Geſellſchaften in 
Zukunft in der wirtſchaftlichen Treuhänderſchaft 
liegen, und zwar 

1. gegenüber dem Staate im Sinne der plan⸗ 

mäßigen Verfolgung des ſtaatlichen Gied- 
lungszieles, 


2. gegenüber den Geldgebern im Sinne der ra⸗ 


tionellſten Verwendung und einwandfreien 
Sicherung der Darlehen, 

3. gegenüber den freiſchaffenden Kräften der 
Bauwirtſchaft im Sinne der rechtzeitigen und 
reſtloſen Befriedigung ihrer Anſprüche für 
ihre Arbeiten und Lieferungen, 

4. gegenüber den Bauherren im Sinne der Er- 
zielung größtmöglicher Wirtſchaftlichkeit der 
Bauvorhaben. 


Die Arbeitsgemeinſchaft der preußiſchen provin⸗ 
ziellen Heimſtätten ſieht die ee dieſer 
Aufgaben durch die Heimſtätten im Intereſſe der 
Volksgemeinſchaft als dringend notwendig an 
und iſt gewillt, ſie in enger Zuſammenarbeit mit 
den freiſchaffenden Kräften der Bauwirtſchaft zu 
erfüllen. Ihre Erfüllbarkeit ſcheint ihr jedoch 
abhängig zu ſein von der Eingliederung der Heim⸗ 
ſtätten in eine Organiſation zur Durchführung 
der staatlichen Wohnungs- und Siedlungspolitik, 
die in geſchloſſener Zuſammenarbeit Vorbereitung, 
Finanzierung und Durchführung der Bauvorhaben 
ermöglicht. Die Ausführung der Siedlungen im 
einzelnen wird in dieſem Rahmen Aufgabe der 
freiſchaffenden Kräfte ſein, die ſich in den Dienſt 
des ſtaatlichen Siedlungsziels zu ſtellen bereit und 
befähigt ſind. 
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Nachrichten des Bau: 


Die Bautätigkeit in den erſten 3 Viertel⸗ 
jahren 1932. 

Das Statiſtiſche Reichsamt veröffentlicht in 
Wirtſchaft und Statiſtik 21 (S. 661) die Ergebniſſe 
der Bautätigkeit in den Groß- und Mittelſtädten 
in den erſten 3 Vierteljahren 1932. Wir entneh⸗ 
men der Veröffentlichung folgende Einzelheiten: 

Von Januar bis September zuſammen wurden 
dem Wohnungsmarkt 35 200 (1931: 91 300) Woh⸗ 
nungen zugeführt, 61,5 v. H. weniger als im Vor⸗ 
jahr. Durch Umbau wurden in den erſten 9 Mo⸗ 
naten 1932 8600 Wohnungen geſchaffen, etwa ein 
Viertel des geſamten Wohnungszuganges. 

Von 100 errichteten Wohnungen entfielen 


auf im 
e . 2 . 
Vierteljahr 
1931 1932 
Kleinwohnungen 
(13 Räume) 50 57 58 63 55 52 59 
Mittelwohnungen 
(4—6 Räume) 48 41 40 35 42 43 37 
Großwohnungen 


enn, . rd 


Unter den Bauherren ſtanden die privaten Auf⸗ 
traggeber an erſter Stelle. Sie errichteten in den 
erſten 3 Vierteljahren 1932 47% des Wohnungs⸗ 
zuganges (1931: 32%). Etwas geringer nur war 
der Anteil der gemeinnützigen Bauvereinigungen. 
Er belief ſich auf 46% gegenüber 62% in der 
gleichen Zeit des Vorjahres. 7% (6%) wurden 
von den öffentlichen Körperſchaften erſtellt. 

Die Anterſtützung des Wohnungsbaues aus 
öffentlichen Mitteln iſt erheblich zurück⸗ 
gegangen. 54% der Wohnungsbauten erhielten 
öffentliche Zuwendungen, während im gleichen 
Zeitraum 1931 dieſer Anteil 87%, 1930 89% 
betrug. 


Landwirtſchaftliche Siedlung. 


Im Zentralblatt für die Bauverwaltung, her⸗ 
ausgegeben im Preußiſchen Finanzminiſterium, 
beginnt in der neueſten Ausgabe (Nr. 52) eine 
Aufſatzreihe über die bautechniſchen Grundlagen 
der ländlichen Siedlung, die vor allem an Hand 
von Berichten über neu angelegte Siedlungen 
fortlaufend und ſyſtematiſch die Vorausſetzungen, 
Erfahrungen und daraus gezogenen Folgerungen 
zur Löſung dieſer Aufgabe zuſammenſtellen ſoll. 
Dabei ſoll nicht nur der eigentliche Baufachmann, 
ſondern auch der beteiligte Verwaltungs- und 
Vermeſſungsbeamte, der landwirtſchaftliche Sach— 
verſtändige und der private Siedlungsfachmann 
zu Wort kommen. 

In einem Vorwort zu dieſer Aufſatzreihe äußert 


und Siedͤlungsweſens 


Miniſterialrat Homann auf Grund ſeiner lang⸗ 
jährigen Tätigkeit im Miniſterium für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten u. a. folgendes: 

Ungewöhnliche Zeitverhältniſſe rechtfertigen 
ungewöhnliche Maßnahmen. Das Erlahmen des 
allgemeinen Wirtſchaftslebens und im Zuſam⸗ 
menhang damit die Erſchwerung des privaten und 
öffentlichen Geldmarktes forderten ſparſamſtes 
Haushalten mit den noch flüſſigen Mitteln und 
zwangen auch die ländliche Siedlung, ſich den 
veränderten Verhältniſſen anzupaſſen. Hierauf 
wurden die Richtlinien für die landwirtſchaftliche 
Siedlung vom 10. November 1931 abgeſtellt. Ihre 
Hauptmerkmale ſind, ſoweit es ſich um das Bau⸗ 
verfahren handelt, kurz folgende: Beſchleunigung 
der Baudurchführung, Beſchränkung der Gebäude 
im Raum, Vereinfachung der Ausſtattung, weit⸗ 
gehende Ausnutzung der Altwohngebäude, Ver⸗ 
wendung bodenſtändiger Bauſtoffe und Bauwei⸗ 
ſen. Daneben Ueberlaſſung einfacher Ausbau⸗ 
arbeiten und künftiger Erweiterungen an den 
Siedler ſowie Einſchaltung der Siedlerſelbſthilfe, 
d. h. ſtärkere Heraushebung des koloniſatoriſchen 
Gedankens in der Siedlung. Zur Verwirklichung 
dieſer Ziele waren gewiſſe Umſtellungen im Ver⸗ 
fahren notwendig. Es ergaben ſich zahlreiche 
Fragen, von denen manche noch offen ſind und 
eine weitere Klärung verlangen. 


Bereitſtellung von Mitteln der wertſchaffenden 
Arbeitsloſenfürſorge für den Wohnungsbau. 


Dem Vernehmen nach beſteht bei der Reichsan⸗ 
ſtalt für Arbeitsloſenverſicherung und Arbeitsver⸗ 
mittlung neuerdings die Bereitwilligkeit, den 
Wohnungsbau in die Förderungsmaßnahmen der 
wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge einzubeziehen. 
Es iſt daran gedacht, einen Betrag von 5 Millio⸗ 
nen Mark bereitzuſtellen mit der Maßgabe, daß 
aus dieſem Betrage kleine Hypotheken bis zu 
800 RM im Einzelfalle zu 2% Zinſen und 2% 
Verwaltungskoſten gegeben werden ſollen für 
ſolche Bauvorhaben, für die entweder Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken oder Mittel aus dem 20 Millio⸗ 
nen⸗Fonds für Eigenheime bewilligt werden könn⸗ 
ten, für die ſolche Mittel aber nicht zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. 


Weiterer Rückgang im Realkreditgeſchäft. 


Die Statiſtik der Boden⸗ und Kommunal⸗ 
Kredit⸗Inſtitute per 31. Oktober d. J. weiſt die 
Fortſetzung des Schrumpfungsprozeſſes im Real⸗ 
kredit aus. Der geſamte Umlauf an Pfand⸗ 
briefen und Kommunalobligationen hat ſich im 
Oktober um 41,5 (September 43,2) Mill. RM 
verringert. Der Umlauf an Pfandbriefen aller 
Art hat um 36,2 (35,7) Mill. RM abgenommen. 
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Entſcheidungen über Bauſparkaſſen. 


In der Senatsſitzung des Reichsaufſichtsamts 
für Privatverſicherung am 22. November ſind fol⸗ 
gende Entſcheidungen getroffen worden: 

Sonne Zweckſparkaſſe A.⸗G. i. L. in Berlin: 
Antrag auf Eröffnung des Konkurſes. 

Bauſparkaſſe Roland A.⸗G. in Köln: Dieſer 
Bauſparkaſſe wurde der Geſchäftsbetrieb unters 
ſagt. Die Liquidation wird einem vom Reichs⸗ 
aufſichtsamt noch zu beſtimmenden Liquidator 
übertragen. 

Bau⸗ und Wirtſchaftsgemeinſchaft e. G. m. b. H. 
in Bremen. Dieſer Bauſparkaſſe wurden bis auf 
weiteres Auszahlungen auf die Bauanteile II 
(freiwillige Sparleiſtungen) verboten. 

Eine etwaige Berufung gegen dieſe Entſcheidun⸗ 
gen hat keine aufſchiebende Wirkung. 


Zulaſſungen von Bauſparkaſſen. 


Folgende in der alphabetiſchen Reihenfolge 
ihres Sitzes angeführte Bauſparkaſſen ſind nach 
§ 133 Abſ. 1 des Verſicherungsauſſichtsgeſetzes 
kraft Geſetzes zum Geſchäftsbetriebe berechtigt: 

1. „Deutſchland“ Bauſpar⸗A.⸗G. für Stadt und Land, 


Berlin⸗Lankwitz; d ? 
2. Deutſche Bau: und Siedlungsgemeinſchaft e. G. 


m. b. H., Darmſtadt: 2 

3. Deutſcher Sparerbund für Eigenheime e. G. m. 
b. H., Düſſeldorf; 5 

4. Deutihe Eigenheimgeſellſchaft e. Siedlungsgenoſ⸗ 
ſenſchaft m. b. H., Frankfurt a. M.; 

5. Bauſparkaſſe Hamburg e. G. m. b. H., Hamburg; 

6. Neue deutſche Kreditanſtalt e. G. m. b. H., Han⸗ 

7 

8 

9 


nover; 

Gemeinnützige Deutſche Hypotheken⸗Entſchuldungs⸗ 
bank e. G. m. b. H., Koblenz; 

Deutſche Bau⸗ und Wirtſchaftsgemeinſchaft e. G. 
= 2 


. b. H., Köln; 

„Bauſparkaſſe „Gemeinſchaft der Freunde Wüſten⸗ 
b e G. m. b. H., Ludwigsburg; 
10. Bau⸗ und Siedlungsverein Oberurſel e. G. m. b. 

H., Oberurſel; 5 
11. Süddeutſche Eigenheimgeſellſchaft e. G. m. b. H., 


Offenburg; 5 
12. len Gemeinnützige Bauſpar⸗ und Kreditge⸗ 
noſſenſchaft — Eigenheim & Wohlſtand e. G. m. 


b. H., Stuttgart; 
13. Landwirtſchaftliche Genoſſenſchafts⸗Zentralkaſſe 
e. G. m. b. H., Stuttgart. 

Bei dem zu 3. angeführten Deutſchen Sparer⸗ 
bund für Eigenheime e. G. m. b. H. in Düſſeldorf 
beſteht ein vom Senat des Reichsaufſſichtsamts für 
Privatverſicherung erlaſſenes Zahlungsverbot. 

Vom 9. bis 12. November 1932 haben im 
Reichsaufſichtsamt Senatsverhandlungen über Zu⸗ 
laſſungen von Bauſparkaſſen, die nach $ 133 Abſ. 2 
des Verſicherungsaufſichtsgeſetzes vorläufig zum 
Geſchäftsbetriebe berechtigt waren, ſtattgefunden. 

Der Senat hat folgende Bauſparkaſſen zum Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb zugelaſſen: 

weckſparkaſſe A.⸗G. in Berlin; 
2 e Helſaſtättengeſenſchaft der 
Deutſchen Beamtenſchaft m. b. H. in Berlin; 
3. „Hanſeatiſche Bauſparkaſſe“ e. G. m. b. H. in 
Hamburg; 


. Deutjher Bauſparer A.⸗G. in Köln; 

. Baujparer „Das Heim“ e. G. m. b. H. in Krefeld; 

nl Deutſche Baugemeinſchaft A.⸗G. in 
„Münchener Bauspar A.⸗G. in München; 

„Creditgenoſſenſchaft des Chriſtlichen Notbundes 
„ Hilfe, e. G. m. b. H. in Stutt⸗ 

rt; 
9. Kosmos⸗Bauſparkaſſe der Deut del 
A.⸗G. in Een 0 


In der nächſten Zeit wird eine Anzahl weiterer 
Zulaſſungsverfahren durchgeführt werden. 


on SD = 


Der Verein für Wohnungsreform zur Auflöſung 
des Preußiſchen Miniſteriums für Volkswohlfahrt. 

Der Deutſche Verein für Wohnungsreform hat 
mit ausführlicher Begründung gegen die Auf⸗ 
löſung des preußiſchen Miniſteriums für Volks⸗ 
wohlfahrt Stellung genommen. Der Verein faßt 
ſeine Einwendungen in folgender 


zuſammen: Entſchließung 


Die Abſicht der Vereinfachung und Verbilligung 
der Verwaltung durch Zuſammenlegung ver⸗ 
wandter Verwaltungsaufgaben wird auch von uns 
aufs wärmſte begrüßt. Die Löſung, die die Ver⸗ 
ordnung für dieſe Aufgabe gefunden hat, erregt 
aber ſchwerſte Bedenken und ſteht mit dieſem Ziel 
in mehrfacher Hinſicht in Widerſpruch. Insbeſon⸗ 
dere auf dem unſerem Ideenkreis naheliegenden 
Gebiet des Wohnungsweſens ſchafft die Verord⸗ 
nung keine Vereinfachung, ſondern beſeitigt die 
ſeinerzeit mit vieler Mühe geſchaffene Vereinheit⸗ 
lichung zum Schaden dieſes hochbedeutſamen Ver⸗ 
waltungs⸗ und Wirtſchaftsgebietes. Dieſe Löſung 
läßt vermuten, daß dabei eine Einſtellung mitbe⸗ 
ſtimmend geweſen iſt, die dem Wohnungsweſen 
nicht die hohe Bedeutung beimißt, die ihm in ge⸗ 
ſundheitlicher, bevölkerungspolitiſcher, wirtſchaft⸗ 
licher und allgemeinpolitiſcher Hinſicht zukommt. 
Wir bedauern das und ſind der Meinung, daß die 
bisherige Wohnungsabteilung des Miniſteriums 
für Volkswohlfahrt in vollem Umfange ungeteilt 
dem Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit ange⸗ 
gliedert werden ſollte und daß ihr alle Verwal⸗ 
tungsaufgaben zugewieſen werden müßten, die 
organiſch zu ihrem Aufgabenkreis gehören. 


Disagio beim Siedlungsdauerkredit. 

Nach den preußiſchen Richtlinien für die land⸗ 
wirtſchaftliche Siedlung vom 10. 11. 32 hat der 
Siedlungsunternehmer zu dem Unterſchiede zwi⸗ 
ſchen dem Nennwert und dem Auszahlungsbetrag 
des Dauerkreditdarlehns einen beſtimmten Satz 
beizutragen. Nach Mitteilung des Amtlichen Preu⸗ 
ßiſchen Preſſedienſtes hat der Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten beſtimmt, daß 
der vom Siedlungsunternehmer zu tragende Satz 
bis auf weiteres auf 2% des geſamten Dauer- 
kreditbetrages beträgt. 

Aufwendungen, die aus der Geldbeſchaffung für 
den Dauerkredit beſtehen und den Satz von 2% 
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überjteigen, werden von der Deutſchen Giedlungs- 
bank getragen. 

Dieſe Regelung gilt auch für alle vor dem In⸗ 
krafttreten der Richtlinien vom 10. 11. 32 einge⸗ 
leiteten, aber noch nicht abgeſchloſſenen Siedlungs- 
ſachen, es ſei denn, daß die bisherige Regelung 
den Siedlungsträger günſtiger ſtellt. 


Normenentwürfe für die Berechnung des 
umbauten Raumes. 

Nach langen Vorarbeiten über die zweckmäßigſte 
Berechnungsart des Kubikmeters umbauten Raus 
mes und eingehenden Anterſuchungen über eine 
vergleichbare Berechnung der Baukoſten im Hoch⸗ 
bau liegen jetzt die Entwürfe des Deutſchen Nor- 
menausſchuſſes über eine Normung auf dieſen 
Gebieten vor. 

Für die Berechnung des umbauten Raumes 
werden zwei Grundſätze aufgeſtellt: 

Grundſatz I: Der umbaute Raum von Ge⸗ 
bäuden iſt unter Einſchluß ihrer Umfaſſungen, 
Dächer und normaler Gründungen zu berechnen. 

Grundſatz II: Der geringwertige oder nicht 
voll ausgebaute Teil dieſes umbauten Raumes 
iſt nach dem Grade ſeines Ausbaues abzuwerten. 

Die Einzelheiten ſind in der Bauwelt Nr. 45, 
S. 1135 veröffentlicht. 


Ueber den Stand des freiwilligen Arbeitsdienſtes. 


Am 30. 9. 1932 waren insgeſamt 6765 Maß⸗ 
nahmen mit 206655 Arbeitsdienſtwilligen ge— 
meldet. Nach Art der Arbeiten entfallen auf 
Bodenverbeſſerungsarbeiten rund 30%, auf Ber: 
kehrsverbeſſerungen rund 18%, auf Forſtarbeiten 
rund 11%, auf Herrichtung von Siedlungs- und 
Kleingartenland rund 10%, auf Arbeiten, die der 
Hebung der Volksgeſundheit dienen, rund 21%, 
auf Not⸗ und Winterhilfe ſowie ſonſtige Maßnah⸗ 
men rund 10% der beſchäftigten Arbeitsdienſt⸗ 
willigen. Wie der Amtliche Preußiſche Preſſe— 
dienſt mitteilt, werden nach dem Stande vom 
31. 10. 1932 rund 7000 Maßnahmen mit rund 
254000 Arbeitsdienſtwilligen gezählt. 


Der deutſche Außenhandel im dritten Viertel⸗ 
jahr 1932. 

Die Handelsbilanz des deutſchen Außen⸗ 
handels ſchließt im dritten Vierteljahr mit einem 
Ausfuhrüberſchuß von 245 Mill. Mark gegenüber 
240 Mill. Mark im zweiten und 363 Mill. Mark 
im erſten Vierteljahr ab. 

Für den Zeitraum Januar September 1932 
(1931) ſchließt die Handelsbilanz mit einem Aus⸗ 


fuhrüberſchuß in Höhe von 847 Mill. Mark (1962 


Mill. Mark) ab. Es beträgt der Ausfuhrüber⸗ 
ſchuß im Warenverkehr mit Europa 1634 Mill. 
Mark (2886 Mill. Mark), der Einfuhrüberſchuß 


im Handelsverkehr mit Ueberſee 765 Mill. Mark 
(896 Mill. Mark). 


Die Entwicklung bei den Sparkaſſen. 

Das IfK. behandelt in ſeinem Wochenbericht 36 
(S. 146) die Lage der Sparkaſſen. Im Oktober 
1932 ſeien zum erſtenmal wieder ſeit Mai 
1931 bei den deutſchen Sparkaſſen die Einzah⸗ 
lunger größer als die Auszahlungen 
geweſen. Wenn die bereits im Auguſt eingetre⸗ 
tene Wendung zum Beſſeren anhält, dann würde 
dies den Abſchluß der Periode ſinken⸗ 
der Sparkaſſenbeſtände bedeuten. 

Die deutſchen Sparkaſſen haben in den 16 Mo⸗ 
naten (Juni 1931 bis September 1932) 1817 
Mill. RM Spargelder verloren. Das ſeien 
etwa 16% des Ende Mai 1931 vorhan⸗ 
denen Beſtandes. Zwei Urjaden hätten 
zu dem Abſchmelzen der Spargelder geführt: 
1. Die Angſt um die Sicherheit der Spareinlagen, 
angefacht durch die Bankenkriſe, habe viele Sparer 
veranlaßt, ihre Gelder aus den Sparkaſſen her⸗ 
auszuziehen. 2. Wegen Arbeitsloſigkeit, Verdienſt⸗ 
ausfall, d. h. wegen Rückgang des Einkom⸗ 
mens ſeien viele Sparer gezwungen geweſen, 
von ihren Spargeldern zu leben. Beide Urſachen 
hätten dazu geführt, daß, dem Umfang der Ab⸗ 
züge nach, die Großſtädte und die Indu⸗ 
ſtriegebiete zumeiſt an der Spitze ſtänden, 
während es ſich bei den Gebieten, in denen am 
wenigſten Spargelder abgezogen worden ſeien, 
vorwiegend um Agrargebiete handele. Denn 
erfahrungsgemäß werde das Vertrauen in den 
Großſtädten am ſchnellſten und am nach⸗ 
haltigſten erſchüttert. Aehnliche regio⸗ 
nale Anterſchiede zeigten ſich auch jetzt wieder 
bei dem Umſchlag von Auszahlungsüberſchuß zu 
Einzahlungsüberſchuß. Vielfach habe ſich die Lage 
der Sparkaſſen gerade in den Gebieten verhält— 
nismäßig ſtark gebeſſert, wo vordem die Abzüge 
groß geweſen ſeien. 


Großhandelspreiſe November 1932. 

Die Geſamtindexziffer der Großhandelspreiſe 
hat ſich in der erſten Novemberhälfte unter dem 
Einfluß von Preisſteigerungen an den landwirt— 
ſchaftlichen Märkten wieder etwas erhöht. Die 
Geſamtindexziffer betrug am 9. November 1932 
94,4 gegenüber 94,0 am Anfang November und im 
Oktober, um am Ende des Monats einen neuen 
Tiefſtand von 93,3 zu erreichen. 


Die Reichsindexziffer 
für die Lebenshaltungskoſten beläuft ſich für den 
Durchſchnitt des Monats November 1932 auf 
118,8 gegenüber 119,0 im Vormonat und 
gegenüber 119,5 im Oktober. Der Rück⸗ 
gang beträgt ſomit 0,2 und 0,4 vom Hundert. 
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